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Sr. k. k. Majeſtät 
Ferdinand des Erſten 
politiſche 


Geſetze und Verordnungen 
für 


ſämmtliche Provinzen des Oeſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaates, mit Ausnahme von Ungarn und 


Siebenbürgen. > 
N 
(e 
Auf allerhöchſten Befehl, und unter Aufſicht der wage 
Hofſtellen e 1275 SED, J 


,. 


Bar, 77 AK GG 


Fünf und ſiebzigſter Band, 
welcher die Verordnungen vom 1. Januar bis Ende December 1847 
enthält. 
— e TT ̃ pp 
Wien. 
Aus der k. k. Hof⸗ und Staats⸗Aerarial⸗Druckerei. 
1849. 


* 


Verzeichniß 
der 


in dieſem fünf und ſiebzigſten Bande enthaltenen 
Geſetze und Verordnungen. 


Januar 184. 
N Seite 
1. Behandlung der am 2. Januar 1847 in 
der Serie 6 verlosten Banco-Obligationen zu fünf 
Percent, und der in dieſe Serie nachträglich einge⸗ 
theilten Domeſtical⸗ Obligationen der Stände von 
Oeſterreich unter der Enns zu vier Percent. Vom 2. 1 
2. Verfahren bei den Concurs⸗Prüfungen für die 
techniſchen Lehrerſtellen an den Hauptſchulen. Vom 2. 4 
3. Aemtliche Bezeichnung der in gefällsämtlichen 
Anſtand verfallenen Waare. Vom K. 10 
4. Die zur Pfründen⸗Dotation gehörigen Gründe 
ſind auf den Namen der Pfarre oder des Beneficiums 
an die Gewähr zu bringen. vom 7. 12 
5. Stämpelbehandlung der bei dem Aerarial⸗ 
Straßenbaue in Galizien vorkommenden N 
gungen. Vom 15. 12 
6. Aüngelbehandlung bet Een über 
rückgeſtellte Urkunden und der Quittungen über zurück⸗ 
geſtellte Cautionen. Vom 171. 14 
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IV Verzeichniß. 


Seite 
7. Beſtimmung der competenten Behörde zur 
Bewilligung der Vornahme freiwilliger weg 
gen. Vom 18. . 15 
8. Mit 917 Bewilligung 15 Aufnahme in PN 
Sohanniter- Orden iſt auch das Tragen der Ordend- 


Uniform verbunden. Vom 200. 16 
9. Beſtimmungen über die Errichtung 5 von Te- 
legraphen. Vom 25. 17 


10. Vorſchrift über den Erſatz r Verpflegs⸗ 
gebühren für die in dem Wiener Krankenhauſe an 
der Luſtſeuche behandelten Individuen. Vom 26. 17 
11. Stämpelbehandlung des Bogens der Ein- 
gabe, welcher dem erſten Geſuchsbogen angefügt iſt 
(ſogenannten Mantelbogen). Vom 288. 21 
12. Beſtimmungen über die Aufrechnungen der 
Extrapoſt⸗Gebühren bei den Dienſtreiſen der Beam⸗ 
ten außer den Poſtſtraßen. Vom 29... 22 


Februar. 


13. Stämpelpflicht der bei Gericht mit Zeugen 
über mündliche letztwillige Anordnungen dritter Per⸗ 
fonen aufgenommenen Protokolle. Vom 3. 23 

14. Beſtimmungen über die Geſtattung von Ge⸗ 
ſchäfts⸗Vermittlern im Gebiete der Landwirthſchaft, 
des Handels, der techniſchen Induſtrie, der Compta⸗ 
bilität, der theatraliſchen und 1 Unterneh⸗ 
mungen. Vom 5. 24 

15. Stämpelbehandlung ber Bücher be Bier- 
bräuer und Schänker. Vom 17. 25 


a 


Verzeichniß. 


16. Pachtungs⸗Acte von Gemeinde⸗Gefällen und 
Nutzungen können über Einſchreiten der Gemeinde 
auch außer dem Licitationswege genehmiget werden. 
Vom 19. 


Seite 
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17. Vermögens - Freißügigkeit zwichen die £ . a 


öſterreichiſchen und herzoglich Anhalt - ee ſchen 
Regierung. Vom 20. Au 

18. Ausfertigung von Reiſepäſſen in das Aus- 
land für Adelige. Vom 21. { 

19. Bewilligung der Nachtragung de juridiſchen 
Studien von den Gefälls-Practikanten. Vom 21. 

20. Ertheilung der Prädicate „Durchlaucht“ und 
„Erlaucht“ an die Häupter der mediatiſirten vormals 
reichſtändiſch-fürſtlichen und gräflichen Familien der 
deutſchen Bundesſtaaten. Vom 22. 

21. Feſtſetzung der Poſtrittgebühren für ben 
1. Solar⸗Semeſter 1847. Vom 23. 

22. Benennung der Caſſe⸗Officiere künftig Safe 
Officiale. vom 66. 

23. Ausdehnung der Zchentbefiulg für die in 
die Brache gebauten Futterkräuter. Vom 28. 


März. 


24. Behandlung der am 1. März 1847 in der 
Serie 207 verlosten Hofkammer⸗ Obligationen zu 
drei und einhalb, zu vier, zu vier und 5 und 
zu fünf Percent. Vom 1. 

25. Benehmen bei Abſtellung eines in politiſcher 
Beziehung verdächtigen Individuums an das Militär. 
Vom 3. 


33 


33 


34 


37 


VI. Rerieihnik 


Seite 3 
26. Behandlung der Penſioniſten, Proviſioniſten f 
und mit Gnadengaben betheilten Individuen hinſicht⸗ 
lich der Reiſen in das Ausland. Vom 5. 38 
27. Verbot des Gebrauches der Hilfsbücher in 
den Gymnaſien und Schulen, und des Verkaufes der 
Lehrbücher um höhere Preiſe. Vom 6. 3 39 
28. Polizeigeſetz für Eiſenbahnen. Vom 7. 1 
29. Stämpelbehandlung der gerichtlichen und 
der Licitations⸗Protokolle in und außer Streitſachen. 
r 65 
30. Behandlung er proviſoriſch ehrt zeitlich 
zum Dienſte bei den Staats⸗Eiſenbahnen e 
L. f. Beamten. Vom 12 66 
31. Beſtimmungen über die Abſchreibung 1 
nicht fällig gewordenen Dienſt⸗Tax⸗Raten Vom 12. 69 
32. Beſtimmungen über die Durchſuchung der 
Tabak⸗Pfeifen. Vom 16. 70 
33. Stämpelbehandlung der Amts- e 
denz hinſichtlich der Einhebung der Taxen und der 
Tax⸗Noten⸗Zuſendung. Vom 23. 70 
34. Stämpelbehandlung der Schriften in Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Obrigkeiten und Unterthanen. 


on 


u a 71 
35. Stämpelgebennih bei . Sirhanemögnt 
Verwaltungen. Vom 26. 72 


36. Verbot der Cumulirung der Stampel * 
rere Bögen auf Einem und der Compenſation der 
höher geſtämpelten Bögen mit den gar nicht oder zu 
niedrig geſtämpelten. Vom 29. 73 
37. Portobefreiung der an die n 70 
kanzlei einzuſendenden Marktpreis⸗Tabellen. Vom 29. 74 


Verzeichniß. 


38. Porto⸗Ermäßigung für die zur Fahrpoſt 
aufgegebenen Druckſachen. Vom Bun, ER 


April. 


39. Beſtimmungen über die Vergütung der 
Verpflegs⸗Gebühren aus dem den Findlingen zuge⸗ 
fallenen Vermögen. Vm g. 

40. Beſtimmung über das dem Notherben ge⸗ 
bührende Recht, bezüglich ſeines Antheiles an dem 
Gewinne und Verluſte, und an den Früchten der 
Erbſchaft, Rechnung zu fordern. Vom 10. 

41. Penſionen der Witwen⸗Societät der juri⸗ 
diſchen Facultät der Wiener Hochſchule ſind bei Be⸗ 
meſſung der aus dem Staatsſchatze oder aus politi⸗ 
ſchen Fonden zu bezahlenden Penſionen der Witwen 
und Waiſen nicht in Abrechnung zu bringen. Vom 10. 

42. Stämpelbehandlung aller Eingaben und 
Schriften bei den Kirchenvermögens⸗ Verwaltungen. 
r ̃ O TE TER 

43. Uebertragung der Fälle von ſchweren Poli⸗ 
zei⸗Uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre an 
die Polizei⸗Behörden in Wien. Vom. 12. 

Al. Stämpelfreiheit der Dominien bei der Cor⸗ 
reſpondenz wegen Taren-Einbringung. Vom 12. 

45. Nähere Beſtimmungen über die Stämpel⸗ 
freiheit der Schriften über Unterthans⸗Streitigkeiten. 
%%% ee 

46. Verbot der Erzeugung, des Verkaufes und 
des Gebrauches explodirender Stoffe. Vom 15. 


VII 
Seite 


74 


75 


76 


77 
77 


79 


79 


80 


81 


VIII Verzeichniß. 


Seite 
47. Beſtimmungen über das Verfahren gegen die 
in Concurs verfallenen Schuldner. Vom 17. . 8 
48. Beſtimmungen über die Ertheilung der Aus⸗ 
künfte der Griminal- und Polizei⸗Behörden an den 
Schutzverein für entlaſſene Sträflinge. vom 17. 87 
49. Aufnahme des Eiſenoxydhydrats in die 
öſterreichiſche Pharmacopoea. Vom 17. 88 
50. Gefällsämtliche Behandlung der Anweisgü⸗ 
ter der türkiſchen Handelsleute. Vom 21. 90 
51. Verbot des Transportes von Kupferzünd⸗ 
hütchen mittelſt der Fahrpoſt. vom 22. 91 
52. Beſtimmungen über die Ausſtellung von ö 
Erſatzbolleten oder Verſendungskarten. Vom 28. 91 


Mai. 


53. Behandlung der am 1. Mai 1847 in der 
Serie 215 verlosten Hofkammer⸗Obligationen in drei 
und einhalb, zu vier, zu vier und einhalb und zu 
fünf Percent. vom 1. £ 94 
54 Beſtrafung des Verbrechens * öffentlichen 
Gewaltthätigkeit durch boshafte Beſchädigung an 


Eiſenbahnen. Bom 2. 97 
55. Stämpelbehandlung en Spielkar⸗ 
ten. Vom 4. 99 


56. Stämpelbehandlung 5 Wanderbücher für 
Handwerksgeſellen und Arbeiter. Vom 5. 100 
57. Freier Gränzverkehr mit landwirthſchaft⸗ 

lichen Producten an der ſiebenbürgiſchen Gränze. 
m 21. % a 
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Verzeichniß. 


IX 


Seite 


58. Stämplung der im Auslande oder im ſtäm⸗ 
pelfreien Inlande ausgeſtellten Wechſel bei der Erhe⸗ 
bung des Proteſtes. Vom 24. d 


Junius. 


59. Behandlung der am 1. Junius 1847 in 
der Serie 309 verlosten Obligationen der älteren 
Staatsſchuld zu vier Percent. Vom 1. 

60. Taxbehandlung der in Civil⸗Dienſten ka 
ſtellten Militär⸗Individuen. Vom 5. 

61. Verfahren bei Klagen, welche gegen 1 
Beklagte gerichtet ſind. Vom 5. 

62. Taxbehandlung der Geiſtlichkeit bei Erlan⸗ 
gung beſſer dotirter Pfründen. Vom 6. { 

63. Genaue Handhabung der Paßvorſchriften auf 
Reiſen und insbeſondere auf Reiſen mittelſt der 
Dampfboote und Eiſenbahnen. Vom 7. . 

64. Zur Giltigkeit der Verſteigerung eines un⸗ 
beweglichen Gutes, im Wege der Execution oder des 
Concurſes, iſt die Verſtändigung der Hypothekar⸗ 
Gläubiger von dem erſten Feilbietungs⸗Termine hin⸗ 
reichend. Vom 16. } 

65. Zollbehandlung der ſchafwollenen Drucdwal⸗ 
zen⸗Ueberzüge. Vom 16. Rz 

66. Wechſelſeitige Verzichtleiſtung anf bie Ver⸗ 
pflegsgebühren für die in den Kranken⸗ und Irren⸗ 
Anſtalten des Königreichs Frankreich und der öſter⸗ 
reichiſchen Staaten behandelten unbemittelten Kranken. 
JJC 


. 102 


. 103 


. 104 


. 105 


. 106 


. 107 


. 109 


. 109 


111 


X Verzeichni ß. 


Seite 
67. Beſtimmung hinſichtlich der erſten Erhebung 
des Thatbeſtandes der bei dem Bergwerksbetriebe vor— 
kommenden Unglücksfälle. Vom 26. . 112 
68. Erweiterung des Wirkungskreiſes der . k. 
Kreisämter und der Kirchenvorſteher bei Ausgaben 
von Beträgen aus dem currenten Vermögen der lan⸗ 
desfürſtlichen, politiſchen Fonds- und Gemeinde⸗Pa⸗ 
tronats⸗Kirchen. Vom 288. 113 
69. Beſtimmung der Poſtrittgebühren für 1 
zweiten Solar-Semefter 1847. Vom 28. 114 


iin 


70. Beſtimmungen über die Benützung und Auf⸗ 
rechnung der Eiſenbahn bei ämtlichen Reiſen und 
über die Aufrechnung der Reiſekoſten bei Commiſſionen 
in der Nähe der Eiſenbahnen. Vom 2. 115 

71. Beſtimmungen über die Verleihung von 
Diurnen an Proviſioniſten. vom 3. . 116 

72. Stämpelbehandlung der bei den Sparcaffen 
vorkommenden Darlehens-Schriften. vom 2. . 116 

73. Beſtimmung über die Erbauung von Pul⸗ 
ver⸗Magazinen, Dörrſtuben und anderen ähnlichen 
Gebäuden in der Nähe der Straßen- und Eiſen⸗ 
bahnen. Vom 1. . 118 

74. Ausdehnung der FENG Oeſterreich 10 
den Fürſtenthümern Hohenzollern - Sigmaringen und 
Hohenzollern⸗Hechingen beſtehenden Vermögens-Frei⸗ 
zügigkeit auf die zum deutſchen Bunde nicht gehörigen 
Länder des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. Vom 20. . 119 


Verzeichniß. XI 


Seite 
75. Stämpelbehandlung der Verhandlungen über 
die Regulirung alter Stiftungen. Vom 28. . 120 
76. Schnelle Kundmachung öffentlicher und be⸗ 
ſonders geſetzlicher Anordnungen. Vom 9. 121 


Aug u ſt. 


77. Behandlung der am 2. Auguſt 1847 in 
der Serie 330 verlosten Obligationen von den durch 
die Vermittlung des Hauſes Goll aufgenommenen 
Anlehen zu fünf Percent. Vom 3. a 122 
78. Beſtimmung hinſichtlich bar möberlleſerüng 
des flüchtigten Beſchuldigten eines Verbrechens. Vom 7. 123 
79. Benehmen bei ämtlichen Vorladungen der 
Bergarbeiter in politiſchen Angelegenheiten. Vom 12. 124 
80. Beſtreitung der Koſten für Steinmetzarbei⸗ 
ten ſammt Materialien bei Kirchen⸗ und Pfarrbau⸗ 
ten von den Patronen. Vom 17. 124 
81. Zollämtliche Behandlung der mit MR k. | 
Poſtanſtalt verſendeten mit Geld En Briefe 


und Packete. Vom 20. 125 
82. Zollbehandlung des burn Wein⸗ 
ſteins. Vom 2424. 126 


83. Die um Ausfertigung von Reiſepaſſen in 
das Ausland anſuchenden l. f. Beamten haben die 
Urlaubsbewilligung ihrer vorgeſetzten 1 beizu⸗ 
bringen. Vom 27. 127 
84. Beſtimmung über die Stellung ter Sie, 
dungen an die Controll⸗-Aemter. Vom 30. 128 


XII Verzeichniß. 


September. 


Seite 
85. Beſtimmungen über die Behandlung der im 
inneren Zollgebiete controllpflichtigen Waaren, wenn 
ſie in einer von der Controlle ausgenommenen Menge 
zum Gewerbsbetriebe verſendet werden. Vom 10. . 128 
86. Beſtimmung über die Ablegung einer be⸗ 
ſonderen Caſſen⸗Prüfung zur Verwendung und defi⸗ 
nitiven Anſtellung bei den Gefällen⸗Sammlungs⸗ oder 
Bezirks⸗Caſſen. Vom 10. 130 
87. Den im Forſtdienſte 1 Indivi⸗ 
duen iſt geſtattet, an der k. k. Forſtlehranſtalt zu 
Maria Brunn ſich einer Privatprüfung zu unterzie⸗ 
hen. Vom 10. 32 
88. Portobefreiung ai für die Militär- Ver⸗ 
pflegsbranchen ee Marktpreis⸗Tabellen. 
Pom 19 132 
89. Stämpelbehandlung folder Contracts Ab- 
ſchriften, welche die Stelle der Original- Contracte 
vertreten. Vom 214. 132 
90. Begünſtigung der Triester iBraetitifihen Ge⸗ 
meinde im Iſtrianer Kreiſe. Vom 21414. 133 
91. Beſtimmungen über das Zollverfahren mit 
Gegenſtänden, die von einem Diebſtahle herrühren. 
Vom 266. 134 
92. Verhältniß des böhmiſchen Strichmaßes ge⸗ 
gen den niederöſterreichiſchen Metzen bei der Hafer- 
ucht. Vom 300. ee 


A 


Verzeichniß. XIII 


Bet de r. 


Seite 
93. Anwendung des Stämpel- und Taxgeſetzes 
auf die Gemeinden und ihre Vermögens⸗Verwaltung. 
Vom 2. 135 
94. Stämpelbehandlung * mit Bevollmächti⸗ 
gungs⸗Clauſeln verſehenen Quittungen. Vom 3. . 137 
95. Veränderte Zollbeſtimmungen für die Ein⸗ 
und Ausfuhr mehrerer Artikel. Vom J, e een 
96. Erſtattung der Anzeigen über die in Civil⸗ 
dienſte untergebrachten Patental⸗Invaliden. Vom 4. 140 
97. Beſtimmung über die Entrichtung der Nie⸗ 


derlagsgebühren. vom 7. 141 
98. Verbot auf Stämpelpapier 1 Wen ber 
zu lithographiren. Vom . 142 


99. Vorſichten zur king von Ni 
bräuchen durch Betäubung mit Schwefeläther und an⸗ 
deren Aethergattungen (Naphten). Vom 10. . 143 

100. Beſtimmungen über die Bezüge von Gna⸗ 
dengaben durch die in der k. k. Armee dienenden 
Staatsdieners⸗Waiſen während ihrer Beurlaubung. 
Vom 22. 146 

101. Stämpelpflicht ker Aue ian e 
Scheine des politechniſchen Inſtitutes. Vom 23. . 147 

102. Gleiche Giltigkeit der Studienzeugniſſe des 
ſtändiſchen Joanneums zu Gratz mit jenen von Staats⸗ 
anſtalten ausgeſtellten. Vom 255. 148 


XIV Verzeichniß. 


November 
Seite 
103. Bare Auszahlung der am 2. November 
1847 in der Serie 79 verlosten ee 
zu fünf Percent. Vom . . 148 
104. Zoll⸗Ermäßigung ieh Artikel im Zwi⸗ 
ſchenverkehre mit Ungarn und Siebenbürgen. Vom 3. 150 
| 105. Stämpelpflicht der gerichtlichen Schriften 
bei Eintreibung der Activ⸗Forderungen einer Con⸗ 
curs⸗Maſſe. von 5. . 193 
106. Civilgerichtliche pee bei Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Grundholden und ihrer Gutsherrſchaft 
über grundobrigkeitliche Rechte. Vom 10. 153 
107. Aufhebung des Verbotes hinſichtlich der 
Erzeugung künſtlicher Mineralwäſſer. Vom 11. 154 
108. Beſtimmungen über den Fortbezug der 
Penſionen von dem mit einer Lotto⸗Collectur a 
ten Penſioniſten. Vom 200. 155 
109. Aufhebung des Abfahrtsgeldes in 15 
Verkehre zwiſchen den ungariſchen und öſterreichiſchen 
Provinzen. Vom 300. 156 


December. 


110. Behandlung der ſich bei Lieferungsverträ⸗ 
gen der Beſtechung öffentlicher Beamten f ma⸗ 
chenden Individuen. Vom 1. . 197 
111. Beiſchaffung des Stämpels ı von Seite des 
Concurs⸗Maſſe⸗Vertreters zu den Claſſifications-Ur⸗ 
theilen und den Auszügen aus denſelben, wenn in 
der Maſſe ein disponibler Fond hiezu mangelt. Vom 14. 158 


Bereich ni ß. XV 


Seite 
112. Proviſoriſche Beſtimmungen über Privat- 

Anleihen mit Partial⸗(Theil⸗) Obligationen. Vom 17. 159 
113. Verzeichniß der Lehrgegenſtände, welche in 
den drei Jahrgängen der k. k. Forſtlehranſtalt zu 

Mariabrunn vorgetragen werden. vom 17. 160 
114. Bekanntmachung der mit der kön. preußi⸗ 
ſchen Regierung verabredeten gegenſeitigen Erleich⸗ 
terungen des Verkehres an den beiderſeitigen Landes- 


gränzen. Vom 20. 163 
115. Beſtimmung des Poſtrittgeldes für He 
1. Semeſter 1848. Vom 21. 180 


116. Jede Verletzung der telegröghiſchen Lei⸗ 
tung oder der telegraphiſchen Apparate wird als ver- 
boten und ſtrafbar erklärt. vom 238. 181 


5 
* 


1. 


Behandlung der am 2. Januar 1847 in der 

Serie 6 verlosten Banco - Obligationen zu 

fünf Percent, und der in dieſe Serie nad- 

träglich eingetheilten Domeſtical⸗Obligationen 

der Stände von Oeſterreich unter der Enns 
zu vier Percent. 


In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hofkammer 
vom 2. Januar 1847 wird, mit Beziehung auf die 
Circular⸗Verordnung vom 29. October 1829 Nach⸗ 
ſtehendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

§. 1. 

Die fünfpercentigen Banco-Obligationen, Nr. 4675 
bis einſchließig Nr. 5392, welche in die am 2. Januar 
1847 verloste Serie 6 eingetheilt ſind, werden im 
Nennwerthe des Capitals an die Gläubiger bar in Con⸗ 
ventions⸗Münze zurückgezahlt, die in dieſe Serie nach— 
träglich eingereihten vierpercentigen Domeſtical-Obli⸗ 
gationen der Stände von Oeſterreich unter der Enns, 
Nr. 1221 bis einſchließig Nr. 1359 aber werden nach 
den Beſtimmungen des allerhöchſten Patentes vom 
21. März 1818, gegen neue mit vier Percent in 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 1 


Vom 2. (293 Januar. 


Conventions-Münze verzinsliche Staatsſchuldverſchrei— 
bungen umgewechſelt. 
§. 2. 

Die Auszahlung der verlosten fünfpercentigen 
Capitalien beginnt am 1. Februar 1847, und wird 
von der k. k. Univerſal-Staats- und Banco-Schulden⸗ 
Caſſe geleiſtet, bei welcher die verlosten Obligationen 
einzureichen ſind. 

8. 3. 

Mit der Zurückzahlung des Capitals werden 
zugleich die darauf haftenden Intereſſen, und zwar 
bis Ende December 1846 zu zwei und einhalb Percent 
in Wiener-Währung, für den Monat Januar 1847 
hingegen die urſprünglichen Zinſen zu fünf Percent in 
Conventions-Münze berichtiget 

§. A. 

Bei Obligationen, auf welchen ein Beſchlag, ein 
Verbot oder ſonſt eine Vormerkung haftet, iſt vor der 
Capitals-Auszahlung bei der Behörde, welche den 
Beſchlag, den Verbot oder die Vormerkung verfügt 
hat, deren Aufhebung zu erwirken. 

§. 5. | 

Bei der Gapitals- Auszahlung von Obligationen, 
welche auf Fonde, Kirchen, Klöſter, Stiftungen, 
öffentliche Inſtitute und andere Körperſchaften lauten, 
finden jene Vorſchriften ihre Anwendung, welche bei 
der Umſchreibung von derlei Obligationen befolgt werden 
müſſen. 

§. 6. 

Den Beſitzern von ſolchen Obligationen, deren 

Verzinſung auf eine Filial⸗Credits⸗Caſſe übertragen iſt, 
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ſteht es frei, die Capitals-Auszahlung bei der k. k. 
Univerſal⸗Staats⸗ und Banco-Schulden-Caſſe oder 
bei jener Credits-Caſſe zu erhalten, bei welcher ſie 
bisher die Zinſen bezogen haben. Im letzteren Falle 
haben ſie die verlosten Obligationen bei der Filial— 
Credits⸗Caſſe einzureichen. 

§. 7. 

Die Umwechslung der verlosten nieder öſterreichiſch— 
ſtändiſchen Domeſtical-Obligationen zu vier Percent 
gegen neue Staats-Schuldverſchreibungen geſchieht bei 
der ſtändiſchen Credits-Caſſe zu Wien, bei welcher die 
verlosten Obligationen einzureichen ſind. 

§. 8. a 

Die Zinſen der neuen Schuldverſchreibungen in 
Conventions-Münze laufen vom 1. Januar 1847, und 
die bis dahin von den älteren Schuldbriefen ausſtän— 
digen Intereſſen in Wiener-Währung werden bei der 
Umwechslung der Obligationen berichtiget. 


Hofkammer-Decret vom 2. Januar 1847, an ſämmtliche Länder— 
ſtellen. 


Kundgemacht in Nieder-Oeſterreich am 3.; in Oeſterreich ob der 
Enns am 6.; in Steiermark am 7.; in Illirien, in 
Tirol, in Böhmen am 10.; in Galizien am 12.; im 
Küſtenlande am 14. Januar 1847. 
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2. 


Verfahren bei den Concurs-Prüfungen für 
die techniſchen Lehrerſtellen an den Haupt⸗ 
ſchulen. 


Die mit dem Studien-Hofcommiſſions-Deerete 
vom 14. December 1844 *) eröffnete allerhöchſte Ent⸗ 
Schließung Seiner Majeſtät vom 7. December 1844, 
wornach an Hauptſchulen mit vier Claſſen für jeden 
Jahrgang der 4. Claſſe ein Lehrer der techniſchen 
Gegenſtände, und für beide Jahrgänge zuſammen ein 
Lehrer der übrigen Gegenſtände, ſtatt der früher nebſt 
einem Zeichnungslehrer geweſenen zwei Claſſenlehrer 
anzuſtellen iſt, und der Umſtand, daß nunmehr den 
techniſchen Lehrern mehrere Gegenſtände zum Unter: 
richte zugewieſen ſind, welche früher von den Zeich— 
nungslehrern nicht zu lehren waren, haben die Noth- 
wendigkeit herbeigeführt, das bisherige Verfahren bei 
den Concurs- Prüfungen für techniſche Lehrerſtellen 
an den Hauptſchulen zu vervollſtändigen, damit den 
Behörden eine größere Bürgſchaft für die gehörige 
Eignung der Bewerber um ſolche Lehrerſtellen gewährt, 
und mit mehr Beruhigung bei der Beſetzung ſolcher 
Stellen vorgegangen werden könne, als bisher der 
Fall war. 

Während nun bis jetzt den Concurrenten für tech— 
niſche Lehrerſtellen an Hauptſchulen bloß drei, vom 
Director der Volkszeichnungs-Claſſen an der hieſigen 


) Siehe den LXX. Band dieſer Hofgeſetzſ. Seite 227, Nr. 171. 
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Normal⸗Hauptſchule bei St. Anna entworfene then: 
retiſche Fragen, aus dem Zeichnungsfache, der Ste— 
reometrie und Mechanik, die in drei Stunden beant— 
wortet werden ſollten, nebſt fünf, in vier Tagen (der 
Tag pr. 6 Stunden) zu vollendenden Zeichnungen, 
aufgegeben wurden, und die Beurtheilung der Prü— 
fungs⸗Elaborate lediglich durch den beſagten Zeich— 


nungs⸗ Director geſchah, über die Lehrmethode und 


den mündlichen Vortrag der Candidaten aber gar 
keine Ueberzeugung genommen wurde, wird für die 
Zukunft folgendes Verfahren bei den Concurs-Prü⸗ 
fungen für die techniſchen Lehrerſtellen an Haupt⸗ 
ſchulen zur genauen Beobachtung, unter Beziehung auf 
die Vorſchrift vom 14. November 1837, über die 
Abhaltung der Coneurs-Prüfungen, hiemit vor⸗ 
gezeichnet, und zwar: 


§. 1. 
Hat die dießfällige Coneurs-Prüfung, wie bisher, 
zunächſt aus einer ſchriftlichen Prüfung der Con- 
currenten zu beſtehen. Da es aber in der Natur der 
Sache liegt, daß ſich dieſe ſchriftliche Prüfung über 
alle jene Gegenſtände erſtrecke, welche der Candidat 
lehren ſoll; fo iſt hierbei den Concurrenten wenig— 
ſtens eine Frage aus allen jenen Gegenſtänden zur 
Aufgabe zu ſtellen, welche nach Inhalt des Hof— 
Deeretes vom 14. December 1844 nunmehr den tech⸗ 
niſchen Lehrern zum Unterrichte zugewieſen ſind. Deß⸗ 
halb werden auch den Concurrenten künftighin zwölf 
Stunden zur Beantwortung der ſchriftlichen Fragen 
zu gönnen ſeyn. 


EN 
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§. 2. 

Die practiſchen Aufgaben haben, wie bisher, in 
Zeichnungen zu beſtehen, zu deren Ausarbeitung unter 
gehöriger Aufſicht, nach Umſtänden drei bis vier Tage, 
der Tag zu ſechs Stunden, einzuräumen ſind. 


$. 3. 


Um über die Lehrmethode und den Vortrag der 
Concurrenten eine Ueberzeugung zu gewinnen, iſt mit 
der ſchriftlichen Prüfung auch eine mündliche in 
Verbindung zu bringen. Da es aber bei dieſer letzteren 
Prüfung nicht jo ſehr darauf ankömmt, die Kenntniffe 
des Concurrenten in ſeinem Fache, zu deren Erpro— 
bung ohnehin ſchon die ſchriftliche Prüfung vorge— 
nommen wird, ſondern vielmehr die Fehlerloſigkeit 
ſeines Sprachorgans, ſeinen mündlichen Vortrag und 
ſeine Geſchicklichkeit zu beurtheilen, mit welcher derſelbe 
einen Gegenſtand für die Schüler klar, ordentlich und 
gründlich zu entwickeln verſteht; ſo hat ſich dieſe 
mündliche Prüfung nicht, wie die ſchriftliche, auf 
alle den techniſchen Lehrern zugewieſenen Unterrichts— 
gegenſtände auszudehnen, — wozu es übrigens bei meh— 
reren Concurrenten ohnehin auch an Zeit gebräche, — 
ſondern es genügt, hierbei einen oder den andern Gegen— 
ſtand zum mündlichen Vortrage zu beſtimmen, und 
kann die Wahl der dießfälligen Materie dem Concur⸗ 
renten ſelbſt überlaſſen werden. Der Gegenſtand des 
mündlichen Vortrages muß jedoch den techniſchen Lehr- 
gegenſtänden entſprechend ſeyn. 

Der Prüfungs-Commiſſion wird übrigens frei- 
geſtellt, nach Umſtänden auch noch über ein praetiſches 
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Thema den Candidaten vortragen, oder einen Verſuch 
machen zu laſſen. 
§. 4. 

Die Prüfung ſoll nur an Normal-Hauptſchulen 
und Hauptſchulen, wo eine vierte Claſſe mit zwei 
Jahrgängen beſteht, abgehalten werden. 

8. 5. 

Die Prüfungs-Commiſſion hat mindeſtens aus 
drei Individuen zu beſtehen, nämlich dem Schulen— 
Ober- oder Diſtricts-Aufſeher, dem Hauptſchul-Director 
und den Lehrern der vierten Claſſe. 

Für Nieder⸗-Oeſterreich. 

An der hieſigen Normal-Hauptſchule bei St. 
Anna iſt auch der Director der Volkszeichnung bei— 
zuziehen. 

Im Nothfalle kann auch ein anderer Haupt: 
ſchullehrer beigezogen werden. 

§. 6. 

Die Aufgabe der Prüfungs-Commiſſion wird ſeyn, 
bei der mündlichen und ſchriftlichen Prüfung nach der 
Vorſchrift vom 14. November 1837 zu interveniren. 

Ueber die Abhaltung der ſchriftlichen und münd— 
lichen Prüfung iſt ein Protokoll zu verfaſſen, und in 
dasſelbe auch die Beurtheilung der mündlichen Prü— 
fung aufzunehmen. 

§. 7. 

Da die vierten Claſſen der Hauptſchulen ſich auch 
als Vorbereitungsſchulen für die eigentlich techniſchen 
Lehranſtalten darſtellen, ſonach beide dieſer Lehran— 
ſtalten ſchon an und für ſich in einem natürlichen 
Zuſammenhange ſtehen; ſo wird die Verfaſſung der 
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Fragen zur ſchriftlichen Concurs-Prüfung und der 
Entwurf der practiſchen Zeichnungsaufgaben für die 
Bewerber um techniſche Lehrerſtellen an Hauptſchulen, 
gleichwie ferner auch die ſo viel als thunlich nach der 
Vorſchrift vom 14. November 1837 vorzunehmende 
Beurtheilung und Vergutachtung der ſchriftlichen Con— 
curs⸗ und der practifchen Zeichnungs-Elaborate, den 
techniſchen Lehranſtalten der betreffenden Provinzen, und 
rückſichtlich den Directionen derſelben in der Art zuge— 
wieſen, daß hierbei die Länderſtellen jener Provinzen, 
in welchen bis nun keine eigentlich techniſche Lehranſtalt 
beſteht, und inſolange dieſes der Fall ſeyn wird, ſich 
der in der Nachbar-Provinz befindlichen techniſchen Lehr: 
anſtalt zu bedienen haben. 

Die Länderſtellen jener Provinzen, in welchen 
bereits eine techniſche Lehranſtalt beſteht, werden daher 
unmittelbar von der betreffenden Direction die Concurs— 
Fragen und practiſchen Zeichnungsaufgaben für die 
bezüglichen Concurs-Prüfungen einzuholen, und als— 
dann die Prüfungs-Reſultate derſelben zur Vergut⸗ 
achtung zuzufertigen haben; von den Länderſtellen der⸗ 
jenigen Provinzen aber, wo noch keine techniſche Lehr: 
anſtalt ſich befindet, hat dieß im Wege der Correſpon⸗ 
denz mit jener Landesſtelle zu geſchehen, welcher die 
für jede derſelben beſtimmte, nächſte techniſche Lehr⸗ 
anſtalt unterſteht. 

§. 8. 

Das über die ſchriftlichen Prüfungs- und prac- 
tiſchen Zeichnungs-Elaborate von der techniſchen Lehr⸗ 
anftalt erſtattete Gutachten und das über die ſchrift⸗ 
liche und mündliche Prüfung von der Prüfungs⸗ 
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Commiſſion aufgenommene Protokoll ($. 7) werden 
den bezüglichen Beſetzungsvorſchlägen zur Grundlage 
zu dienen haben. 

Hierdurch ſoll jedoch an dem Einfluſſe, welchen 
bisher die Conſiſtorien auf die Beſetzung der fraglichen 
Lehrſtellen genommen haben, nichts geändert werden, 
weßhalb die bezüglichen Concurs-Elaborate und die 
darüber eingeholten Gutachten, ſammt den Competenz— 
Geſuchen, den Conſiſtorien, wie bisher, zur Erſtat— 
tung des dießfälligen Beſetzungsvorſchlages zuzuſtellen 
ſeyn werden. 

819; 

Nur in den Fällen, in welchen die Ernennung 
eines techniſchen Lehrers oder Gehilfen nach §. 135 
der Schulverfaſſung der Studien-Hofcommiſſion vor⸗ 
behalten iſt, nämlich, wenn es ſich um eine techniſche 
Lehrerſtelle an einer Normal-Hauptſchule handelt, 
ſind die dießfälligen Competenz-Geſuche, Concurs⸗ 
Elaborate, Gutachten über letztere und Prüfungs: 
Protokolle ſammt den von den Conſiſtorien und Län— 
derſtellen zu erſtattenden Beſetzungsvorſchlägen anher 
zur Schlußfaſſung vorzulegen. 

In allen übrigen Fällen iſt die Ernennung der 
Lehrers⸗ oder Gehilfenſtelle auf Grund der über die 
Concurs-Elaborate eingeholten techniſchen Gutachten 
und der Prüfungs⸗Protokolle, dann der Beſetzungs⸗ 
vorſchläge der Conſiſtorien, von der Landesſtelle ſo— 
gleich im eigenen Wirkungskreiſe vorzunehmen, ohne, 
wie es bisher geſchah, das Gutachten des Zeichnungs— 
Directors über die Concurs⸗Elaborate einzuholen. 
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8. 10. 
Durch dieſes neue Verfahren bei Vornahme der 
Concurs-Prüfungen und Beſetzung der techniſchen Lehrer- 
und Gehilfenſtellen ſoll jedoch an dem bisherigen dieß— 
fälligen Verfahren bezüglich der Lehrer der übrigen 
Gegenſtände (grammatiſchen Lehrer) an den vierten 
Claſſen der Hauptſchulen in der Vorausſetzung nichts 
geändert werden, daß bisher nebſt der ſchriftlichen Prü- 
fung auch eine mündliche ſtattgefunden, und daß man 
ſich bei Beurtheilung der ſchriftlichen Elaborate auch 
ſachverſtändiger Hauptſchullehrer bedient habe. 
F. 11. 
Die gegenwärtige Vorſchrift hat gleich nach ihrer 
Bekanntmachung für künftige Fälle in Wirkſamkeit zu 
treten. 


Studien⸗Hofcommiſſions-Deeret vom 2. Januar 1847, an ſämmt⸗ 
liche Länderſtellen. 


3. 


Aemtliche Bezeichnung der in gefällsämtlichen 
Anſtand verfallenen Waare. 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird zur 
Darnachachtung bedeutet, daß, wenn eine Waare 
wegen des Verdachts der Ausländigkeit in Anſtand 
genommen, die Ausländigkeit der Waare aber nicht 
erwieſen wird, dieſe Waare, ſobald fie wieder der Par⸗ 
tei, welcher ſie beanſtändet wurde, oder Jemand An⸗ 
derem (z. B. in Folge der öffentlichen Verſteigerung zur 
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Geltendmachung der auf der Waare ruhenden ſächlichen 
Haftung) ausgefolgt wird, auch in Abſicht auf eine zu 
veranlaſſende ämtliche Bezeichnung nicht als auslän- 
diſche Waare behandelt werden kann, und daß ferner 
hinſichtlich dieſer Waare auch nicht ein eigener Waaren— 
ſtämpel einzuführen ſei; daß dagegen, wenn eine ſolche 
Waare zu einer Gattung von Waaren gehört, welche 
im Falle ihres inländiſchen Urſprungs bei ihrer Erzeu— 
gung oder ihrem Verſchleiße mit einer ämtlichen Be⸗ 
zeichnung (einem Stämpel) verſehen ſeyn müſſen, oder 
verſehen werden können, im erſten Falle dieſe Waaren 
vor ihrer Ausfolgung ſtets mit der ämtlichen Bezeichnung 
(Waarenſtämpel), welche jedoch die Inländigkeit der 
Waare nicht außer Zweifel ſetzt, von Amtswegen im 
zweiten Falle über Verlangen der Parteien zu verſehen 
iſt. Wird dagegen die Ausländigkeit der Waare bewie— 

ſen, ſo kann keineswegs die Waare mit jener ämtlichen 
Bezeichnung verſehen werden, welche für inländiſche 
Erzeugniſſe beſtimmt iſt, vielmehr iſt ſodann dieſe Waare 
ganz nach jenen Beſtimmungen zu behandeln, welche 
für ausländiſche Waaren ſowohl hinſichtlich der Bezeich— 
nung (der Anlegung des Verzollungsſtämpels), als in 
Betreff des Verkehrs feſtgeſetzt ſind, und es kann da— 
her eine ſolche Waare, abgeſehen von der zu leiſtenden 
Verzollung derſelben, wenn dieſe Verzollung noch nicht 
ſtattfand (ſobald ſie der Kategorie der außer Handel 
geſetzten Waaren angehört), nur mit Bewilligung der 
betreffenden Gefälls- oder politiſchen Landesbehörde der 
Partei, der ſie beanſtändet wurde, oder welcher ſie im 
Wege der Verſteigerung der Contreband-Waaren erſtanden 
hat, zum eigenen Gebrauche ausgefolgt, und auf keinen 
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Fall der allgemeine unbeſchränkte Verkehr mit dieſer 
Waare geſtattet werden. 


Hofkammer⸗Decret vom 4. Januar 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 
Gefällen-Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


1 


Die zur Pfründen-Dotation gehörigen Gründe 
find auf den Namen der Pfarre oder des Bene- 
ficiums an die Gewähr zu bringen. 


Die vereinigte Hofkanzlei findet im Einverſtändniſſe 
mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle die Regierungs-Anord⸗ 
nung vom 10. Mai 1837, wornach nicht der Pfarrer 
oder Beneficiat, ſondern die Pfarre oder das Bene— 
ficium rückſichtlich der zur Pfründen-Dotation gehö— 
rigen Gründe an die Gewähr zu bringen iſt, mit dem 
Beiſatze zu beſtätigen, daß hierdurch an den Beſtim⸗ 
mungen des Tractatus de juribus incorporalibus hin⸗ 
ſichtlich des Rechtes der Grundherrſchaft auf Gewähr: 
Renovations-Gebühren keine Aenderung einzutreten habe. 
Hofkanzlei-Decret vom 7. Januar 1847, an die k. k. niederöſter⸗ 

reichiſche Regierung. 

5. 


Stämpelbehandlung der bei dem Aerarial⸗ 
Straßenbaue in Galizien vorkommenden Be⸗ 
ſcheinigungen. 

Dem k. k. galiziſchen Gubernium wird in Betreff 


der Stämpelbehandlung der beim Aerarial-Straßen⸗ 
bau in Galizien vorkommenden Beſcheinigungen eine 
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Abſchrift der von der k. k. allgemeinen Hofkammer 
über dieſen Gegenſtand an die galiziſche Cameral— 
Gefällen⸗Verwaltung unterm 31. December 1846 erlaſſe⸗ 
nen Verordnung zur eigenen Kenntnißnahme und zur 
weiteren Verſtändigung der untergeordneten Straßenbau⸗ 
Organe im Anſchluſſe *) mitgetheilt. 

Hofkanzlei⸗Decret vom 15. Januar 1847, an das galiziſche Gu— 

bernium. 


„) Hofkammer⸗Decret vom 31. December 1846, an die k. k. 
galiziſche Cameral-Gefällen-Verwaltung. 


Die Beſtätigungen, welche die Straßenbau-Com⸗ 
miſſäre und Wegmeiſter in Galizien dem Unternehmer 
eines Straßenbau⸗Objectes über die von ihm über⸗ 
nommene Materials⸗Menge oder Arbeit in ſeinem Ein⸗ 
ſchreibbuche und in beſonderen hierauf bezüglichen Beſchei— 
nigungen zu dem Behufe ausſtellen, damit er mittelſt der: 
ſelben die bedungene Zahlung erwirken könne, ſind im Sinne 
des §.84 des Stämpel⸗ und Tax⸗Geſetzes ſtämpelfrei zu be- 
handeln, da dieſe Documente nicht als Zeugniſſe, ſondern 
als Empfangsbeſtätigungen, §. 9 des Stämpel- und Tax⸗ 
Geſetzes, zu betrachten ſind, bei welchen die Beſtreitung 
der Stämpelgebühr dem Ausſteller obliegt, dieſer aber 
in dem conereten Falle der Straßenfond iſt, welcher 
unter die vom Staatsſchatze dotirten Fonde gehört. 

Die von dem Unternehmer eines Straßenbau— 
Objectes dem Straßenbau-Commiſſär über die abge⸗ 
lieferte Materials⸗Menge oder die geleiſtete Arbeit aus⸗ 
zuſtellenden Gegenſcheine ſind Scheine, welche die Ord— 
nung der Manipulation betreffen, und im Sinne des 
§. 81, Zahl 25 vom Stämpel frei ſind. 
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Daß die Quittungen, mittelſt welchen der Con⸗ 
trahent die ihm für die geleiſteten Lieferungen oder 
Arbeiten angewieſenen Geldbeträge bei der Kreis-Caſſe 
behebt, dem geſetzlichen Stämpel zu unterziehen ſind, 
welchen die Partei zu beſtreiten hat, unterliegt keinem 
Zweifel. | 


6. 
Stämpelbehandlung der Empfangſcheine über 


rückgeſtellte Urkunden und der Quittungen über 
zurückgeſtellte Cautionen. 


Der Cameral-Gefällen-Verwaltung wird bedeutet, 
daß die Empfangſcheine über zurückgeſtellte Urkunden 
allerdings dem Stämpel unterliegen. Ebenſo ſeien 
die Quittungen über zurückgeſtellte Dienſt-Cautionen, 
dieſelben mögen in Barem erliegen, oder bei dem k. k. 
Staatsſchulden-Tilgungs-Fonde angelegt geweſen ſeyn, 
oder in Staatsſchuldverſchreibungen beſtanden haben, 
dem Stämpel nach den in dem Geſetze ausgedrückten 
Beſtimmungen unterworfen, da dieſen Quittungen we— 
der durch das Stämpel- und Taxgeſetz, noch durch eine 
nachträgliche Vorſchrift die Stämpelfreiheit zugeſtan⸗ 
den wurde. 

Zugleich wird die Ermächtigung ertheilt, rückſicht⸗ 
lich der dieſer Weiſung vorausgegangenen Fälle, in ſo— 
ferne ſich früher nicht in dieſem Sinne benommen wurde, 
von dem Strafverfahren abgehen zu dürfen. 


Hofkammer⸗Deeret vom 17. Januar 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


(15) Januar. 


7. 


Beſtimmung der competenten Behörde zur Be— 
willigung der Vornahme freiwilliger Verſteige⸗ 
rungen. 


Ueber einen angeregten Zweifel: „ob die Gerichts— 
oder die politiſchen Behörden zur Vornahme freiwilliger 
Verſteigerungen competent ſeien?“ wird der Landesſtelle 
im Einvernehmen mit der k. k. oberſten Juſtizſtelle und 
in Uebereinſtimmung mit der ſchon vor mehreren 
Jahren an eine andere Landesſtelle über deren gleich— 
artige Anfrage erlaſſenen Belehrung, bedeutet: „daß 
die Juſtiz-Behörden nur zur Bewilligung und Abhal— 
tung der im F. 2 der Licitations-Ordnung vom 15. Ju⸗ 
lius 1786 und dem Hofdecrete vom 13. Julius 1789, 
J. G. S., Zahl 1032, genannten Verſteigerungen als 
„gerichtlichen“ competent ſeien, und daß alle übrigen 
den politiſchen Behörden ausſchließlich und zwar ſo zu— 
ſtehen, daß es nicht von der Willkühr der Parteien ab— 
hänge, die freiwilligen Verſteigerungen bei den politi— 
ſchen oder bei den Juſtiz-Behörden anzuſuchen. 


Hofkanzlei-Deeret vom 18. Januar 1847, an das k. k. Tiroler 
Landes⸗Gubernium. 


Bom 20. (60 Januar. 


8 


Mit der Bewilligung zur Aufnahme in den 
Johanniter-Orden iſt auch das Tragen der 
Ordens⸗Uniform verbunden. 


Es iſt die Frage angeregt worden: ob die mit 
dem hierortigen Deecrete vom 9. October 1846 ) 
eröffnete a. h. Entſchließung vom 15. September 1846, 
welcher zufolge das Tragen der Uniform ausländiſcher 
Orden nur bei Ordensfeſten, außerdem aber in den 
öſterreichiſchen Staaten nicht ſtattfindet, auch auf den 
Johanniter-Orden Anwendung habe. 

Zur Beſeitigung aller allfälligen Zweifel und 
Löſung etwaiger Anfragen wird der Landesſtelle Nach: 
ſtehendes bemerkt: 

Mit dem Johanniter-Orden war, als einem beſon⸗ 
ders privilegirten Inſtitute, immer das Recht, die 
Uniform zu tragen, verbunden. 

Wenn daher Seine Majeſtät Jemanden die aller⸗ 
gnädigſte Bewilligung zur Aufnahme in den genannten 
Orden zu ertheilen geruhen, wird des Befugniſſes, die 
Ordens⸗-Uniform zu tragen, gar nicht erwähnt, während 
bei andern ausländiſchen Orden zugleich mit der Be— 
willigung zur Annahme derſelben, auch die Erlaubniß, 
die dieſem Orden entſprechende Uniform, jedoch nur bei 
Ordensfeſten, zu tragen, ausdrücklich ertheilt wird. 


Hofkanzlei-Deeret vom 20. Januar 1847, an ſämmtliche Länder— 
ſtellen. 


) Siehe den LXXIV. Band dieſer Hofgeſetzſ. S. 193. Nr. 110. 


Bom 25. (17) Januar. 


9. 


Beſtimmungen über die Errichtung von 
Telegraphen. 


Bei der Wichtigkeit, welche telegraphiſche Ver— 
bindungen für die öffentliche Verwaltung haben, finden 
Sich Seine k. k. Majeſtät laut a. h. Cabinetſchreibens 
vom 16. Januar 1847 zur Anordnung beſtimmt, daß 
von nun an, ohne vorher von Sr. Majeſtät ſelbſt 
erwirkter Erlaubniß, keinem Privaten, weder einem 
Einzelnen noch einer Geſellſchaft, geſtattet ſeyn ſoll, 
Telegraphen zu errichten. 

Dieſe a. h. Beſtimmung wird der Landesſtelle mit 
dem Auftrage bekannt gegeben, dieſelbe alſogleich in 
gehöriger Art mit dem Beiſatze allgemein kundzumachen, 
daß im Falle der Uebertretung alle für die Einrich— 
tung getroffenen Vorbereitungen und hergeſtellten Appa— 
rate von dem Unternehmer ſelbſt oder auf deſſen Koſten 
von der Staatsverwaltung in unbrauchbaren Zuſtand 
verſetzt werden würden. 


Hofkanzlei-⸗Decret vom 25. Januar 1847, an ſämmtliche Länder— 


ſtellen. 
10. 


Vorſchrift über den Erſatz der Berpflegs- 
gebühren für die in dem Wiener Kranken⸗ 
hauſe an der Luſtſeuche behandelten Individuen. 


Von den Verpflegskoſten für die an der Syphilis 
im Wiener allgemeinen Krankenhauſe behandelten, dem 


Bauernſtande angehörigen armen Unterthanen anderer 
Pol. Geſetzſ. XLV. Thl. 2 


Vom 26. (18) Januar. 


Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie wurde bis— 
her nur das obrigkeitliche Drittel von der bezüglich en 
Landesſtelle, welcher der behandelte Kranke angehört, 
vergütet, die übrigen dem Staatsſchatze zur Laſt fal- 
lenden zwei Drittel aber wurden bisher bei der nie— 
deröſterreichiſchen Provinzial-Cameral-Ausgabs-Caſſe 
flüſſig gemacht, durch welches Verfahren für die Pro— 
vinz Nieder⸗Oeſterreich die jährliche Dotation für die 
Sanitäts⸗Auslagen im Verhältniſſe zu den andern Pro- 
vinzen ſich ungleich höher herausſtellt. Um dieſen Uebel⸗ 
ſtand zu beſeitigen, iſt die k. k. allgemeine Hofkammer 
mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei dahin übereingekom— 
men, die Einleitung zu treffen, daß in Zukunft nicht 
nur das obrigkeitliche Drittel, ſondern auch die das 
Camerale treffenden übrigen zwei Drittel von dem 
Gubernium der zahlungspflichtigen Provinz vergütet 
werden; was, um ſiſtemwidrige Geldſendungen zu ver— 
meiden, dadurch zu bewerkſtelligen iſt, daß dieſe Ver— 
pflegskoſten von Seite der niederöſterreichiſchen Provinzial— 
Cameral-Ausgabs-Caſſe in Zukunft über jedesmaligen 
Auftrag der politiſchen Landesſtelle mit den ganzen 
Beträgen für Rechnung der Cameral-Ausgabs-Caſſen 
der zahlungspflichtigen Provinzen, unter Uebermachung 
der von der Krankenhaus-Direction ausgeſtellten Quit- 
tungen an dieſe Länder -Cameral-Ausgabs-Caſſen im 
Correſpondenzwege geleiſtet werden. Letztere Caſſen 
haben ſodann dieſe Beträge unter gleichzeitiger Ueberſen— 
dung der Verlags⸗Quittungen an die niederöſterreichiſche 
Provinzial-Cameral-Ausgabs-Caſſe als Verlag von 
dieſer obengenannten Caſſe in Empfang, und zugleich 
zwei Drittel als „Sanitäts- Auslagen“ reell, 


Vom 26. (19) Januar. 


das übrige Drittel aber einſtweilen als „Vorſchuß 
gegen Erſatz“ auf die zahlungspflichtige Grundherr— 
ſchaft in Ausgabe, und deſſen Einſendung wieder als 
zurückerſetzter Vorſchuß in Empfang zu nehmen. 

In den ſeltenen Fällen, wo ſich die Partei als 
zahlungsfähig herausſtellen ſollte, iſt auch der als 
Sanitäts⸗Ausgabe reell verausgabte Betrag zur Zeit 
der Rückvergütung als:„Erſatz an Sanitäts-Aus⸗ 
lagen“ wieder in Empfang zu verrechnen. Da aber 
der Staat die Heilkoſten nicht nur für die dem Bauern— 
ſtand angehörigen an der Syphilis behandelten armen 
Unterthanen, ſondern auch für die ſyphilitiſchen 
Schubsperſonen, und zwar für dieſe die ganzen 
Verpflegskoſten vergütet; ſo haben beide Hofſtellen be— 
ſchloſſen, die verlagsweiſe Auszahlung auch auf dieſe 
Heilkoſten in ſoferne auszudehnen, als die betheiligten 
Individuen in andere Provinzen abgeſchoben werden. 
Weil jedoch die in dem Wiener allgemeinen Kranken— 
hauſe an der Syphilis verpflegten Unterthanen anderer 
Provinzen ſehr zahlreich find, und daher den Cameral— 
Caſſen und Länderſtellen durch die vorerwähnte ver— 
lagsweiſe Ausgleichung eine nicht unbedeutende Ge— 
ſchäftsvermehrung zuwachſen würde, fo hat die Kran— 
kenhaus⸗Direetion in Zukunft, ſtatt wie bisher um jeden 
Betrag einzeln einzuſchreiten, monatliche nach 
den verſchiedenen Provinzen abgeſondert 
verfaßte Conſignationen in dupplo an die 
niederöſterreichiſche Landesregierung vorzulegen, von 
welcher ſodann die Flüſſigmachung der Beträge bei der 
niederöſterreichiſchen Provinzial-Cameral-Ausgabs⸗Caſſe 
an die Krankenhaus-Direetion gegen deren Quittungen 

2 * 


Vom 26. ( 20 ) Januar. 


einzuleiten, und behufs der Erlangung der Vergütung 
hiefür im Wege der gedachten Caſſen-Ausgleichung ein 
Conſignations⸗Duplicat an die betheiligten Länderſtellen 
zu überſenden iſt, die über jede ſolche Conſignation 
die unterſtehende Landes-Cameral-Ausgabs⸗-Caſſe anzu⸗ 
weiſen haben. 

Das nämliche Verfahren iſt auch hinſichtlich der 
Vergütung der Verpflegskoſten für die in den Kran- 
kenhäuſern anderer Provinzen verpflegten, dem 
Bauernſtande angehörigen ſyphilitiſchen Schubsperſonen, 
in ſoferne ſelbe nicht der Provinz, in welcher ſie behan- 
delt wurden, angehören, einzuführen. 

Hinſichtlich der ähnlichen, den Ländern Ungarn 
und Siebenbürgen angehörigen verpflegten ſyphilitiſchen 
Armen und Schubsperſonen hingegen, hat es wegen 
der in dieſen beiden Ländern eigenthümlichen Verhält— 
niſſe bei der bisherigen Gepflogenheit zu verbleiben, 
nur wird auch hinſichtlich dieſer Kranken die Einleitung 
zu treffen ſeyn, daß nicht jeder einzelne Zahlungsfall, 
beſonders bei der niederöſterreichiſchen Provinzial-Came— 
ral⸗Ausgabs-Caſſe angewieſen wird, ſondern daß dieſe 
Verpflegs- und Heilungskoſten nur monatweiſe über 
eigene, von der Krankenhaus⸗Direction an die politiſche 
Landesſtelle vorzulegende Conſignationen flüſſig gemacht 
werden. 


Hofkammer-Deeret vom 26. Januar 1847, an ſämmtliche Län⸗ 
derſtellen. 


( 21) Januar. 


11. 


Stämpelbehandlung des Bogens der Eingabe, 
welcher dem erſten Geſuchsbogen angefügt iſt 
(ſogenannten Mantelbogen). 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird eine 
Abſchrift des hierortigen Deeretes vom 10. Januar 
1843 ), in Betreff der Stämpelpflichtigkeit der 
Umſchlags⸗ (Mantel-) Bögen der Eingaben zur Dar- 
nachachtung und weiteren Verfügung zugeſtellt. 
Hofkammer⸗Deeret vom 28. Januar 1847, an ſämmtliche k.k. Cameral— 


Gefällen-Verwaltungen, mit Ausnahme der ſteiermärkiſchen 
und tiroliſchen, und an die beiden Cameral-Magiſtrate. 


*) Beilage. 


Hofkammer-Decret vom 10. Januar 1843, an die k. k. Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltungen für Steiermark und Illirien, dann 
für Tirol und Vorarlberg. 


Da die §§. 26, 40, 50, 61,69 und 70 des Stämpel- 
und Targeſetzes vom 27. Januar 1840 die darin an⸗ 
geführten Stämpelgebühren ausdrücklich für den 
Bogen der betreffenden Eingabe feſtſetzen, und der 
einer ſolchen Eingabe beigefügte ſogenannte Mantel⸗ 
bogen allerdings einen Beſtandtheil der Eingabe, alſo 
einen Bogen derſelben bildet, und das Geſetz übrigens 
nicht unterſcheidet, ob der Bogen der Eingabe, welcher 
dem erſten Geſuchsbogen angefügt iſt, das Geſuch ſelbſt 
oder einen Theil desſelben, oder nur das Rubrum in 


Vom 29. ( 22) Januar. 


ſich faßt, fo unterliegt nach dem erwähnten Geſetze 
allerdings auch derjenige Bogen, auf welchem ſich bloß 
das Rubrum der Eingabe befindet, nämlich der ſoge— 
nannte Mantelbogen dem geſetzlichen Stämpel. 


12. 


Beſtimmungen über die Aufrechnungen der 
Extrapoſt⸗Gebühren bei den Dienſtreiſen der 
Beamten außer den Poſtſtraßen. 


Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, betref— 
fend die Anwendung des §. 40 der Fahrpoſt-Ordnung 
vom 1. December 1838, wird der Landesſtelle zur 
Nachachtung bedeutet, daß die Aufrechnung des mit 
dem F. 40 dieſer Fahrpoſt-Ordnung für die Beförde— 
rung außer der Poſtſtraße gegen das gewöhnliche 
Ausmaß der Extrapoſt-Gebühren um einen Viertheil 
erhöhten Ritt- und Trinkgeldes bei Dienſtreiſen der 
Beamten nur für die Fälle der wirklichen Benützung 
der Poſtanſtalt, und zwar gegen legale Nachweiſung 
der beſtrittenen Auslage mittelſt Pojt-Quittungen und 
in der Beſchränkung auf Entfernungen von 4 Meilen 
geſtattet iſt. 


Hofkammer-Decret vom 29. Januar 1847, an ſämmtliche Lan⸗ 
derſtellen, Cameral-Gefällen-Verwaltungen und Cameral- 
Magiſtrate. 


(23) Februar. 


13. 
Stämpelpflicht der bei Gericht mit Zeugen über 


mündliche letztwillige Anordnungen dritter Ber- 
ſonen aufgenommenen Protokolle. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat entſchied en, 
daß die Protokolle, welche bei Gericht in Gemäßheit 
des $. 386 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches mit 
Zeugen über mündliche letztwillige Anordnungen dritter 
Perſonen aufgenommen werden, nicht dem im §. 21 des 
Stämpel⸗ und Targeſetzes für Zeugniſſe vorgeſchriebe— 
nem Stämpel, ſondern dem gewöhnlichen Protokolls— 
Stämpel von 15 kr., 10 kr. oder 3 kr. unterliegen, je 
nachdem das Gericht ein landesfürſtliches Collegial- oder 
Singular⸗Gericht oder ein nicht landesfürſtliches Gericht 
iſt, und daß die Ausſagen der Teſtaments-Zeugen ohne 
Rückſicht auf den Umſtand, ob dieſe Ausſagen überein— 
ſtimmen oder nicht, ſo weit es der Raum geſtattet, in 
einem Protokolle unter einem Stämpel aufgenommen 
werden können, weil ſich die Aufnahme der Teſtaments— 
Zeugenausſagen zu Protokoll nur als ein gerichtlicher 
Act darſtellt, welcher überhaupt zum Zwecke hat, ent— 
weder den Inhalt letztwilliger Anordnungen feſtzuſtel— 
len, oder aber durch die widerſprechenden Ausſagen der 
Zeugen die nicht beſtehende Rechtskräftigkeit einer münd— 
lichen letzten Anordnung zu eruiren. 


Hofkammer⸗Decret vom 3. Februar 1847, an die vereinigte k. k, 
öſterr. Cameral-Gefällen-Verwaltung. 


Vom 5. 624) Februar. 


14. 


Beſtimmungen über die Geſtattung von Ge⸗ 

ſchäfts⸗Vermittlern im Gebiete der Landwirth⸗ 

ſchaft, des Handels, der techniſchen Induſtrie, 

der Comptabilität, der theatraliſchen und muſi⸗ 
kaliſchen Unternehmungen. 


Zur Behebung des Zweifels, ob ſeit dem mit 
Hofkanzlei⸗Decret vom 16. April 1833 *) feſtge⸗ 
ſetzten Beſtande der öffentlichen Agenten, dieſe al- 
lein zu allen Privatgeſchäftsführungen berechtiget ſind, 
und ob außer ihnen zu ſpeciellen Zwecken keine andern 
Geſchäftsvermittler beſtehen dürfen, wird der Landes⸗ 
ſtelle bedeutet: 

Die öffentlichen Agenten ſind in Folge ihrer Be⸗ 
glaubigung allerdings allein berechtiget, die Parteien, 
welche ſich nicht ſelbſt vertreten wollen oder können, 
bei den Behörden in allen jenen Geſchäften zu vertre⸗ 
ten, welche nicht durch die beſtehenden Geſetze aus— 
drücklich andern Perſonen vorbehalten ſind. Dieſes 
ſchließt aber nicht aus, daß ſich auch Andere zur Be⸗ 
ſorgung ſpecieller Geſchäfte und Verrichtungen im Ge— 
biete der Rural⸗Oekonomie, des Handels, der techniſchen 
Induſtrie, der Comptabilität oder zur Vermittlung von 
theatraliſchen und muſikaliſchen Unternehmungen, ſo wie 
überhaupt für analoge Gegenſtände als Geſchäftsver⸗ 


*) Siehe den LXI. Band 1 Hofgefes - Sammlung, Seite 
106. Nr. 59. 


Vom 3. (25) Februar. 


mittler im Privatleben anbieten; und in ſoferne hie 
und da eine ſolche Gewerbsunternehmung von einer 
ſpeciellen Bewilligung der Ortsobrigkeit im Einverneh— 
men mit der k. k. Polizei⸗Direction, wo eine ſolche be- 
ſteht, bezüglich der perſönlichen Eignung, der Bildung 
und des guten Rufes abhängig iſt, hat es dabei noch 
ferner zu verbleiben, ſo wie auch der Widerruf der 
Bewilligung eintreten kann, wenn gegen das Indivi- 
duum gegründete Bedenken vorkommen. Den auf dieſe 
Art Conceſſionirten bleibt es überlaſſen, ihre Unter— 
ternehmungen anzukündigen. Uebrigens iſt dieſe Beleh— 
rung nicht öffentlich kundzumachen, ſondern nur jenen 
Ortsbehörden bekannt zu geben, welche die Landesſtelle 
davon in die Kenntniß zu ſetzen nothwendig erachtet. 


Hofkanzlei-Deeret vom 5. Februar 1847, an ſämmtliche Län— 
derſtellen. 


15. 


Stämpel⸗ Behandlung der Bücher der Bier— 
bräuer und Schänker. 


Der k. k. Cameral-Gefällen-Verwaltung wird be— 
deutet, daß die Bierbräuer und Schänker weder in die 
Claſſe der Fabrikanten, noch der Handelsleute oder 
Handwerker gehören; ihre Bücher haben daher keine 
Beweiſeskraft, und können demnach nicht unter den 
zweiten Abſatz des §. 23 des Stämpel- und Taxge⸗ 
ſetzes ſubſumirt werden. Uebrigens verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß, wenn in die Bücher der Bierbräuer und 
Schänker Empfangsbeſtätigungen oder andere rechts— 


Vom 19. (26) Februar. 


verbindliche Erklärungen aufgenommen werden, die 
Stämpelpflicht nach dem beſtehenden Geſetze eintritt. 


Hofkammer-Deeret vom 17. Februar 1847, an die k. k. Came⸗ 
ral-Gefällen-Verwaltung in Böhmen. 


16. 


Pachtungs⸗Acte von Gemeinde - Gefällen und 

Nutzungen können über Einſchreiten der Ge⸗ 

meinde auch außer dem Licitationswege ge- 
nehmiget werden. 


Der Landesſtelle wird bedeutet, daß ſie Pach— 
tungs-Acte von Gemeinde-Gefällen und Nutzungen auch 
außer dem Licitationswege über Einſchreiten der Ge— 
meinde genehmigen könne, wenn ein höherer Pacht im 
Licitationswege nicht anzuhoffen iſt, und beſonders rück— 
ſichtswürdige Umſtände dafür ſprechen. Gegen den 
Willen der Gemeinden darf aber von dem öffentlichen 
Licitationswege nicht abgegangen werden. 
Hofkanzlei-Decret vom 19. Februar 1847, an die niederöſterr. 

Regierung. 


17. 


Vermögens Freizügigkeit zwiſchen der k. k. 
öſterreichiſchen und herzoglich Anhalt - Bern- 
burg'ſchen Regierung. 


Nach einer Eröffnung der k. k. geheimen Haus», 
Hof⸗ und Staatskanzlei vom 11. Februar 1847 iſt 


Vom 20. (27) Februar. 


die k. k. öſterreichiſche und die herzoglich Anhalt-Bern- 
burg'ſche Regierung mittelſt ausdrücklicher bei der ge— 
nannten Haus⸗, Hof⸗ und Staatskanzlei am 28. Ja⸗ 
nuar 1847 ausgewechſelter Miniſterial - Erklärungen 
dahin übereingekommen, daß die Beſtimmungen des 
Bundesbeſchluſſes vom 20. Junius 1817, über die den 
Unterthanen der deutſchen Bundesſtaaten bei Vermö⸗ 
gens⸗Exportationen aus einem, in den andern Bun— 
desſtaat zuſtehende Freiheit von allen Nachſteuern (Jus 
detractus gabella emigrationis) auch auf die Provin⸗ 
zen des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates, welche nicht zum 
deutſchen Bunde gehören, wechſelſeitig ihre Anwendung 
finden ſollen, und zwar rückſichtlich der ungariſchen 
Länder, in ſoferne jene Abgaben in die landesfürſt⸗ 
lichen Caſſen fließen, rückſichtlich der übrigen Provin⸗ 
zen aber ohne alle Beſchränkung. 

Hofkanzlei⸗ Deeret vom 20. Februar 1847, an ſämmtliche Län— 

derſtellen. 


18. 


Ausfertigung von Reiſepäſſen in das Ausland 
für Adelige. 


Aus Anlaß einer Anfrage, ob alle Paßgeſuche 
von Adeligen der a. h. Entſchließung vom 2. Junius 
1846 ) zu Folge ohne Ausnahme vorläufig der 
Aeußerung der Polizei-Direction zu unterziehen find, 


„) Siehe den LXXIV. Band dieſer Hofgeſetz-Sammlung. ©. 
132. Nr. 72. 


Vom 21. (28) Februar. 


oder ob nicht nach der bisherigen Verfahrungsweiſe, 


wornach ſolche Geſuche von Adeligen außer der Pro— 
vinzialſtadt durch den betreffenden Kreisvorſteher be— 
gutachtet werden, noch fernerhin ſich zu benehmen ſei, 
haben Seine Majeſtät mit a. h. Entſchließung vom 
13. Februar 1847 anzuordnen geruht, es habe bei 
der in der a. h. Entſchließung vom 2. Junius 1846, 
sub 1, enthaltenen Beſtimmung auch fernerhin zu ver— 
bleiben, jedoch haben zur Gewinnung der Zeit die vom 
Landes⸗Präſidium zur Berichterſtattung angewieſenen 
Kreisvorſteher dieſe Berichte an das Landes-Präſidium, 
wie es in Böhmen bereits geſchieht, im Wege der Po— 
lizei⸗ Direction zu erſtatten, welche Letztere ſelbe ſo— 
dann mit ihren Notizen und mit möglichſter Beſchleu— 
nigung an das Landes-Präſidium vorzulegen hat. 


Hofkanzlei-Decret vom 21. Februar 1847, an ſämmtliche Län⸗ 
der⸗Chefs. 


19; 


Bewilligung der Nachtragung der juridiſchen 
Studien von den Gefälls⸗Practikanten. 


Laut eines von der k. k. allgemeinen Hofkammer 
mitgetheilten a. h. reſolvirten Vortrages haben Seine 


k. k. Majeſtät die mit den a. h. Entſchließungen vom 


29. Junius und 3. October 1839 den Amtspractikanten 
der aus übenden Gefällsämter zugeſtandene Be— 
günſtigung der Nachtragung der juridiſch-politiſchen 
Studien auf alle Gefällsamts-Practikanten ohne Un⸗ 
terſchied, ob dieſelben zur Zeit des Anſuchens um die 


Vom 21. (29) | Februar. 


Bewilligung dieſer Nachtragung ſich gerade bei einem 
ausübenden Amte, oder bei einer Gefälls-Behörde oder 
bei einer anderen Gefälls-Geſchäfts- Abtheilung im 
Dienſte befinden, auszudehnen geruht. 

Hiervon wird die Landesſtelle unter Beziehung auf 
die hierortige Verordnung vom 30. October 1839 ) 
in Kenntniß geſetzt. 

Studien-Hofeommiſſions-Deeret vom 21. Februar 1847, an 


ſämmtliche Länderſtellen, mit Ausnahme Dalmatien, Illi— 
rien, Küſtenland. 


*) Beilage. 


Deeret der k. k. Studien -Hofcommiffion vom 30. October 1839 
an die Länderſtellen in Nieder-Oeſterreich, Böhmen, Mäh— 
ren, Galizien, Steiermark, Tirol, Mailand und Venedig. 


Seine k. k. Majeſtät haben über a. u. Vortrag 
der k. k. allgemeinen Hofkammer durch a. h. Entſchlie— 
ßung vom 29. Junius und 3. October 1839 aller— 
gnädigſt zu geſtatten geruhet, daß den bei den aus— 
übenden Gefälls-Aemtern, d. i. bei den Zoll-, Con— 
trols- oder Verzehrungsſteuer-Aemtern angeſtellten Be— 
amten und Practikanten, welche die philoſophiſchen 
Studien mit gutem Erfolge zurückgelegt haben, die 
Bewilligung ertheilt werden dürfe, die juridiſch-politi— 
ſchen Studien während ihrer Dienſtleiſtung nachzutra— 
gen. Das Geſuch um dieſe Bewilligung iſt bei der 
derſelben vorgeſetzten Behörde zu überreichen. 


Bom 22. (30) Februar. 


20. 


Ertheilung der Prädicate „Durchlaucht“ und 

„Erlaucht“ an die Häupter der mediatiſirten 

vormals reichſtändiſch⸗fürſtlichen und gräflichen 
Familien der deutſchen Bundesſtaaten. 


Die mediatiſirten vormals reichſtändiſch-fürſtlichen 
und gräflichen Familien, deren reſpeetiven Häuptern 
nach den Bundestags-Beſchlüſſen die Prädicate „Durch⸗ 
laucht“ und „Erlaucht“ zuſtehen, ſind ihrem Domieile 


nach in den verſchiedenen zum deutſchen Bunde gehö- 


rigen Staaten zerſtreut. 

Was die in der öſterreichiſchen Monarchie domi⸗ 
cilirenden Häuſer betrifft, jo ſind die erforderlichen 
Beſtimmungen mit den Hof-Deereten vom 7. October 
1825 und 9. October 1829 bekannt gegeben worden. 

Da aber zu Folge der allerhöchſten Entſchließung 
vom 1. Februar 1847 die obigen Prädicate „Durch— 
laucht“ und „Erlaucht“ den betreffenden fürſtlichen und 
gräflichen Häuſern, wenn ſie auch nicht in den öſter— 
reichiſchen Kaiſerſtaaten domieilirt find, ertheilt werden 
ſollen, ſo wird das Verzeichniß dieſer fürſtlichen und 
gräflichen Häuſer in alphabetiſcher Ordnung zu dem 
Ende bekannt gegeben, damit den in gedachte Kategorie 
gehörenden ſtandesherrlichen Häuptern dieſer Familien 
die ihnen bundesbeſchlußmäßig zukommende Courtoiſie 
jederzeit ertheilt werde. 

Hofkanzlei-Präſidial-Schreiben an ſämmtliche Länder-Chefs vom 

22. Februar 1847. 


(31) 


Februar. 


Alphabetiſches Verzeichniß 


der fürſtlichen und gräflichen Familien, deren 
Häuptern in Folge von Bundestags-Beſchlüſſen das 
Prädicat „Durchlaucht“ und „Erlaucht“ ertheilt wird. 


A. Fürſtliche Häuſer. 


Arenberg, Herzog. 
Auerſperg. 
Bentheim-Steinfurt. 
Bentheim-Tecklenburg oder 
Bentheim-Rheda. 
Colloredo-Mannsfeld. 
Croy-Dulmen, Herzog. 
Dietrichſtein. 
Eſterhäzy von Galantha. 
Fürſtenberg. 
Fugger -Babenhauſen. 


Hohenlohe-Langenburg Kirchberg. 


Hohenlohe-Langenburg-Lan— 
genburg. 

Hohenlohe-Langenburg-Oeh— 
ringen. 

Hohenlohe-Waldenburg-Bar— 
tenſtein. 

Hohenlohe-Waldenburg-Schil— 
lingsfürſt. 

Hohenlohe-Waldenburg-Wal— 
denburg. 

Iſenburg-Birſtein. 

Kaunitz-Reitberg. 

Khevenhüller. 

Leiningen. 

Leyen. 

Lobkowitz. 

Löwenſtein-Wertheim-Freu— 
denberg. 


Löwenſtein-Wertheim-Roſen— 
berg. 

Looz-Corswarem, Herzog. 

Metternich. 

Oettingen-Spielberg. 

Oettingen-Wallerſtein. 

Roſenberg. 

Salm-Salm. 

Salm -Horſtmar. 

Salm = Kyrburg. 

Salm⸗Reifferſcheid-Krautheim. 

Salm⸗-⸗Reifferſcheid-Krautheim— 
Raitz. 

Sayn-Wittgenſten-Berleburg. 

Sayn-Wittgenſtein-Hohenſtein. 

Schönburg -Hartenſtein. 

Schönburg- Waldenburg. 

Schwarzenberg. 

Solms - Braunfels. 

Solms : Li und Hohenſolms. 

Starhemberg. 

Thurn und Taxis. 

Trautmannsdorff. 

Waldburg-Wolfegg-Waldſee. 

Waldburg-Zeil-Trauchburg. 

Waldburg-Zeil- Wurzach. 

Wied. 

Windiſchgrätz. 


Vom 23. (32) Februar. 


B. Gräfliche Häuſer. 


Bentinck. Plettenberd-Mietingen. 
Caſtell. Pückler⸗Limpurg. 
Erbach-Erbach, ſonſt Erbach | Quadt- Isny. 
Wartemberg-Roth. Rechberg. 
Erbach-Fürſtenau. Rechteren-Limpurg. 
Erbach⸗ Schönberg. Schäsberg-Thannheim. 
Fugger - Glött. Schlitz, gen. Görz. 
Fugger-Kirchheim. Schönborn-Buchheim. 
Fugger- Nordendorf. Schönborn-Wieſentheid. 
Fugger-Kirchberg-Weißenhorn. Schönburg. 
Giech. Solms-Laubach. 
Harrach. Solms -Rödelheim. 
Iſenburg-Büdingen. Solms - Wildenfels. 
Iſenburg-Meerholz. Stadion-Thannhauſen. 
Iſenburg-Philippseich. Stadion-Warthauſen. 
Iſenburg-Wächtersbach. Sternberg-Manderſcheid. 
Königsegg- Aulendorf. Stollberg-Gedern. 
Kuefſtein. Stolberg-Ortenberg. 


Leiningen-Billigheim. 
Leiningen-Neudenau. ' Stolberg - Stolberg. 
Leiningen-Weſterburg (Alt-). Stolberg - Wernigerode. 
Leiningen-Weſterburg (Neu-). | Törring-Guttenzell. 


Stolberg-Roßla. 


Neipperg. Waldbott-Baſſenheim. 
Ortenburg. Waldek⸗ Pyrmont. 
Pappenheim. Wallmoden - Gimborn. 
Platten-Hallermund. | Wurmbrand. 

21. 


Feſtſetzung der Poſtrittgebühren für den 
J. Solar - Semefter 1847. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat ſich beſtimmt 
gefunden, das Poſtrittgeld bei Aerarial- und Privat: 


Vom 26. (33) Februar. 


ritten, dann das Wagen, Schmier- und Poſtillons⸗ 
Trinkgeld, ſo wie es für den II. Solar-Semeſter 
1846 ) beſtimmt worden iſt, auch für den I. Semeſter 
1847 unverändert zu belaſſen. 


Hoflammer » Decret vom 23. Februar 1847, an ſämmtliche Laͤn⸗ 


derſtellen. 
22. 
Benennung der Caſſe-Officiere künftig Caſſe⸗ 
Officiale. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlie— 
ßung vom 20. Februar 1847 allergnädigſt zu befehlen 
geruht, daß bei ſämmtlichen der allgemeinen Hof— 
kammer untergeordneten Caſſen, wo Caſſe-Offi⸗ 
ciere beſtehen, dieſe Letzteren von nun an Caſſe— 
Dffieiale zu benennen find, wodurch in ihrem 
Range und ihren Bezügen keine Veränderung vor 
ſich; geht. 

Hofkammer-Deecret vom 26. Februar 1847, und Hofkanzlei⸗ 

Decret vom 12. April 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 


23. 


Ausdehnung der Zehentbefreiung für die in 
die Brache gebauten Futterkräuter. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 20. Februar 1847 anzuordnen geruht, daß 


) Siehe den LXXIV. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 184, 
Nr. 102. 
Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 3 


Vom 1. (34) | März. 


in Zukunft da, wo ſtatt des Dreifelder-Wirthſchafts⸗ 
ſyſtems in dem Anbau der Aecker ein mehr als drei— 
jähriger Turnus eingeführt iſt, die Futterkräuter, welche 
in die nach dieſem mehrjährigen Turnus erſt im vierten 
oder noch ſpätern Jahre eintretende Brache gebaut 
werden, vom Zehente eben ſo befreit ſeyn ſollen, wie 
dieß bei dem Dreifelder-Wirthſchaftsſyſteme in Betreff 
der im dritten Jahre gebauten Futterkräuter in Folge 
der a. h. Entſchließung vom 18. Februar 1814 mit 
dem Hofkanzlei-Decrete vom 3. März 1814 *) angeordnet 
worden iſt. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 28. Februar 1847, an die niederöſter⸗ 
reichiſche Regierung und an das niederöſterreichiſche 
Ständiſch-Verordneten-Collegium. 


24. 


Behandlung der am 1. März 1847 in der 

Serie 207 verlosten Hoffammer-Obligationen 

zu drei und einhalb, zu vier, zu vier und 
einhalb und zu fünf Percent. 

In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hof- 

kammer vom 1. März 1847 wird, mit Beziehung auf 


die Circular⸗Verordnung vom 29. October 1829, 
Nachſtehendes zur We Kenntniß gebracht: 


Von den e W welche in die 
am 1. März 1847 verloste Serie 207 eingetheilt 


*) Siehe den XLII. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 42. Nr. 21. 


Vom 1. (35) März. 


find, nämlich Nr. 56.920 mit der Hälfte der Capitals⸗ 
Summe und Nr. 56.061 bis einſchließig Nr. 57.467 
mit den vollen Capitals⸗Beträgen, werden die darunter 
begriffenen Capitalien zu vier und einhalb und zu 
fünf Percent an die Gläubiger im Nennwerthe des 
Capitals bar in Conventions-Münze zurückgezahlt. 
Die in dieſer Serie enthaltenen Hofkammer-Obliga⸗ 
tionen zu drei und einhalb und zu vier Percent werden 
nach den Beſtimmungen des allerhöchſten Patentes 
vom 21. März 1818 gegen neue mit drei und einhalb 
und mit vier Percent in Conventions-Münze verzins⸗ 
liche Staatsſchuldverſchreibungen umgewechſelt. 


. 2. 

Die Auszahlung der verlosten Schuldbriefe zu 
vier einhalb und zu fünf Percent beginnt am 1. April 
1847, und wird von der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und 
Banco⸗Schulden⸗Caſſe geleiſtet, bei welcher die ver⸗ 
losten Obligationen einzureichen ſind. 


§. 3. 

Mit der Zurückzahlung des Capitals werden 
zugleich die darauf haftenden Zinſen, und zwar bis 
1. Maͤrz 1847 zu zwei und ein Viertel, und zu zwei 
und einhalb Percent in Wiener-Währung, für den 
Monat März 1847 hingegen die urſprünglichen Zinſen 
zu vier und einhalb und zu fünf Percent in Conven— 
tions⸗Münze berichtiget. 

§. A. 

Bei Obligationen, auf welchen ein Beſchlag, ein 
Verbot oder ſonſt eine Vormerkung haftet, iſt vor der 
Capitals - Auszahlung bei der Behörde, welche den 
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Vom 1. ( 36 ) März. 


Beſchlag, den Verbot oder die Vormerkung verfügt 
hat, deren Aufhebung zu erwirken. 
§. 5. 

Bei der Capitals-Auszahlung von Obligationen, 
welche auf Fonde, Kirchen, Klöſter, Stiftungen, öffent⸗ 
liche Inſtitute und andere Körperſchaften lauten, finden 
jene Vorſchriften ihre Anwendung, welche bei der Um⸗ 
ſchreibung von derlei Obligationen befolgt werden 
müſſen. 

$. 6. 

Die Umwechslung der in die Verloſung gefallenen 
Hofkammer-Obligationen zu drei einhalb und zu vier 
Percent gegen neue in Conventions-Münze verzins⸗ 
liche Staatsſchuldverſchreibungen geſchieht gleichfalls 
bei der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und Banco⸗Schulden⸗ 
Caſſe, bei welcher die verlosten Obligationen einzu⸗ 
reichen ſind. 

8. 7. 

Die Zinſen der neuen Schuldverſchreibungen in 
Conventions⸗Münze laufen vom 1. März 1847, und 
die bis dahin von den älteren Schuldbriefen ausſtän⸗ 
digen Zinſen in Wiener-Währung werden bei der 
Umwechslung der Obligationen berichtiget. 

§. 8. 

Den Beſitzern von ſolchen Obligationen, deren 
Verzinſung auf eine Filial-Credits-Caſſe übertragen 
iſt, ſteht es frei, die Capitals- Auszahlung und 
beziehungsweiſe die Obligations-Umwechslung bei der 
k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und Banco ⸗Schulden⸗Caſſe 
oder bei jener Credits-Caſſe zu erhalten, wo ſie 
bisher die Zinſen bezogen haben. 


Vom 3. ( 37) März. 


Im letzteren Falle haben fie die verlosten Obli- 
gationen bei der Filial-Credits- Caſſe einzureichen. 


Hofkammer⸗Deeret vom 1. März 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


Kundgemacht in Nieder-Oeſterreich am 3.; in Böhmen am 7.; in 
Mähren und Schleſien, in Illirien, in Tirol am 8.; in 
Galizien am 12. März; im Küſtenlande am 10. April 1847. 


25. 


Benehmen bei Abſtellung eines in politiſcher 
Beziehung verdächtigen Individuums an das 
Militär. 


Seine k. k. Majeſtät haben mittelſt einer an den k. k. 
Hofkriegsrath erlaſſenen allerhöchſten Entſchließung vom 
8. Februar 1847 zu beſtimmen geruht, daß bei Ab— 
ſtellung eines in politiſcher Beziehung verdächtigen 
Individuums an das Militär, dieſem Letzteren jederzeit 
die Gründe, worauf ein ſolcher Verdacht beruhet, 
zu eröffnen, und von dem Militär ſich darnach zu 
benehmen ſei; wovon die Landesſtelle zur weitern 
Verfügung und Darnachachtung in die Kenntniß ge— 
ſetzt wird. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 3. März 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 


Bom 5. (38 ) | März. 


26. 


Behandlung der Penſtoniſten, Proviſioniſten 
und mit Gnadengaben betheilten Individuen 
hinſichtlich der Reiſen in das Ausland. 


Wenn Cameral⸗ dann Gefälls-Penſioniſten, oder 
Proviſioniſten, oder mit Gnadengehalten betheilte Indi⸗ 
viduen eine Reiſe in das Ausland beabſichtigten, be— 
durften dieſelben bisher, ehe ihnen von den politiſchen 
Polizei⸗ oder Militär- Behörden der Reiſepaß ausge⸗ 
fertiget werden konnte, auf jeden Fall einer ſpe⸗ 
ciellen Bewilligung, das iſt, einen förmlichen 
Urlaub von Seite der allgemeinen Hofkammer zur 
Entfernung aus dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate. 

Man findet ſich jedoch beſtimmt, der Cameral-Ge⸗ 
fällen⸗Verwaltung (der Landesſtelle) von nun an die 
aus den Cameral⸗ 
aus den Gefälls⸗ ae 
betheilten dortlandes domicilirenden Eingangs erwähnten 
Individuen unter Beobachtung der beſtehenden Paß⸗ 
vorſchriften über ihr Anſuchen einen Urlaub auf die 
Dauer von höchſtens ſechs Monaten in das 
Ausland in der Art ertheilen zu dürfen, daß ihnen 
während der Abweſenheit der Bezug der Penſionen, 
Proviſionen u. ſ. w. zwar eingeſtellt, aber nach zu 
rechter Zeit erfolgter Zurückkunft der entfallende einſt⸗ 
weilen zurückbehaltene Betrag nachträglich wieder ver— 
abfolgt werde, wogegen jene, welche, ohne ſich über 
ihr allfälliges längeres Ausbleiben rechtfertigen zu 
können, die ihnen zugeſtandene Urlaubszeit überſchreiten, 
nicht nur die auf die Zeit ihrer Abweſenheit aus⸗ 


Ermächtigung zu ertheilen, den 


Vom 6. ( 39 ) März. 
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fallende Gebühr, ſondern die ganze Penſion, Proviſion 
oder Gnadengabe für immer zu verlieren hätten. 


Hofkammer⸗Deeret vom 5. Marz 1847, an ſämmtliche Länderſtellen 
und Cameral-Gefällen-Verwaltungen. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 30. März 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 


27. 


Verbot des Gebrauches der Hilfsbücher in den 
Gymnaſien und Schulen, und des Verkaufes 
der Lehrbücher um höhere Preiſe. 

Die Abſicht der Staatsverwaltung, die Uns 
ſchaffung der Unterrichtsmittel nach Möglichkeit durch 
billige Preiſe der Schulbücher zu erleichtern, wird nach 
gemachter Wahrnehmung oft dadurch beeinträchtigt, daß: 

1. die Eltern der ſchulbeſuchenden Kinder an manchen 

Schulen zum Ankaufe von nicht vorgeſchriebenen 

Lehr⸗ oder ſogenannten Hilfsbüchern von den Leh— 

rern, welche meiſtens die Verfaſſer dieſer Bücher 

ſind, oder wenigſtens von der Abnahme einen 
pecuniären Nutzen ziehen, nebſt den vorgeſchrie— 
benen Schulbüchern veranlaßt werden, und daß 
2. die Verkaufspreiſe der Schulbücher in nicht ſel⸗ 
tenen Fällen von den Verlegern ungeachtet der 
von dem Schulbücher-Verlage zugeſtandenen Ver⸗ 
fchleiß- Provifion oder auch dadurch überhalten 
werden, daß die Pächter und Alleinverſchleißer 
ihre Sub⸗Verleger auf geringere als die con⸗ 
traetmäßig nachzulaſſenden Proviſionen beſchränken, 
oder ihnen das Verſchleiß-Percent ganz verweigern, 
wodurch die Unter-Verleger gezwungen ſind, die 


Vom 6. (40) März. 


Bücher nach Verhältniß ihrer gehabten Speſen 

theurer zu verkaufen. 

Da nun laut F. 224 der politiſchen Verfaſſung 
der deutſchen Schulen und nach den Beſtimmungen des 
Gymnaſial-Codex in den Schulen nur die vorgeſchrie⸗ 
benen Lehrbücher gebraucht, und ebenſo alle Lehr⸗ 
bücher für Elementar-Schulen, Gymnaſien und Real⸗ 
Schulen nur um die feſtgeſetzten Normal-Preiſe 
verkauft werden ſollen, ſo hat die Landesſtelle in 
erſterer Beziehung zu verfügen, daß von Seite der 
Gymnaſiums-Vorſtände, der Obrigkeiten, Schulaufſeher 
und Seelſorger die dießfalls etwa beſtehenden Miß— 
bräuche abgeſtellt, und auch für die Zukunft hintan⸗ 
gehalten; — in zweiter Beziehung aber die Beftim- 
mungen der §§. 320, 330 und 334 des Schul⸗ 
Codex allgemein in Erinnerung gebracht werden, nach 
welchen die Schulbücher nur um den auf denſelben 
vorgedruckten Preis verkauft werden dürfen. 

Indem die Landesſtelle angewieſen wird, dieſe 
Vorſchrift ſämmtlichen Obrigkeiten und allen Jenen, 
welche einen Einfluß auf das Unterrichtsweſen haben, 
zur genauen Darnachachtung neuerdings anzuempfehlen, 
erhält die Schulbücher⸗Verſchleiß-Adminiſtration gleich⸗ 
zeitig den Auftrag, auf der Rückſeite des Titelblattes 
der vorgeſchriebenen Lehrbücher in Hinkunft folgende 
Bemerkung beizudrücken: 


„Anmerkung. In den öffentlichen Schulen ſind nur die 
vorgeſchriebenen mit dem Stämpel des Schulbücherverlages ver— 
ſehenen Bücher zu verwenden; auch dürfen dieſe Bücher nicht 
gegen höhere als die auf dem Titelblatte angegebenen Preiſe 
verkauft werden.“ 


Vom 7. (41) März. 


Dieſe Bemerkung iſt auch in jene Elementar⸗ 
Schulbücher aufzunehmen, welche in Folge beſtehender 
Verträge in den Provinzen verlegt und veräußert 
werden. 


Studien⸗Hofcommiſſions-Decret vom 6. März 1847, an ſämmt⸗ 
liche Länderſtellen. 


28. 
Polizeigeſetz für Eiſenbahnen. 


Zum Schutze des Verkehres auf den Eiſenbahnen, 
welche mittelſt Dampfkraft betrieben werden, und zur 
Erhaltung der bei dem Betriebe nothwendigen Ordnung 
und Sicherheit haben Seine k. k. Majeſtät mit aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 30. Jänner 1827 angeordnet, 
das gegenwärtige Geſetz zu erlaſſen, und befohlen, 
daß dasſelbe in den allerhöchſten Staaten, wo ſolche 
Eiſenbahnen bereits beſtehen, oder noch errichtet werden, 
mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbürgen, vom 
Tage der Kundmachung an, genau und in ſo lange 
beobachtet werde, bis weitere Wahrnehmungen und 
Erfahrungen die Erlaſſung anderer Beſtimmungen noth⸗ 
wendig oder räthlich machen. 


Verpflichtungen der Unternehmungen und 
ihrer Angeſtellten. 


8.1. 
Wenn der Bau einer Eiſenbahn oder einer Strecke 
derſelben, zu deren Errichtung eine Privat⸗Geſellſchaf 
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die Bewilligung erhalten hat, und die mittelſt Dampf⸗ 
kraft betrieben werden ſoll, nach dem von den Behörden 
genehmigten Projecte vollendet iſt, und die Bahn oder 
deren Strecke dem Verkehre eröffnet werden will, ſo 
iſt, bevor die Eröffnung Statt findet, um die Bewilli⸗ 
gung hierzu bei der Landesſtelle, in deren Bereich der 
Betrieb in Wirkſamkeit treten ſoll, für den Fall aber, 
als der Betrieb gleichzeitig auf dem Gebiete von 
mehr als einer Landesſtelle in Ausführung gebracht 
werden ſoll, bei derjenigen Landesſtelle, die in dem 
Standorte der Direction der Geſellſchaft ihren Sitz 
hat, das Anſuchen zu ſtellen. 

$. 2. 

Ueber dieſes Anſuchen ijt eine aus politiſchen und 
techniſchen Beamten zuſammengeſetzte Commiſſion abzu⸗ 
ordnen, welche darüber die Unterſuchung zu pflegen 
hat, ob die Bahn und die zu derſelben gehörigen 
Gegenſtände, dann die zur Verhütung von Unglücks⸗ 
fällen erforderlichen Herſtellungen und Vorſichten in einer 
Art ausgeführt ſind, ſo wie die Fahrbetriebsmittel und 
überhaupt alle für den Betrieb erforderlichen Gegen⸗ 
ſtände in einer ſolchen Beſchaffenheit und Menge zur 
Verfügung ſtehen, endlich für die bei dem Eintritte 
von Unglücksfällen zur Unterſtützung, Rettung oder zur 
Abwendung größerer Gefahren dienlichen Mittel und 
Geräthe dergeſtalt Vorſorge getroffen iſt, daß ein 
regelmäßiger, ungeſtörter und geſicherter Betrieb mit 
vollem Grunde erwartet, bei Unglücksfällen aber die 
ſchleunige Hilfe geleiſtet werden kann. 

In Bezug auf die Betriebsmittel hat insbeſon⸗ 
dere zur Richtſchnur zu dienen, daß der Gebrauch von 
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Locomotiven, welche mit weniger als drei Räderpaaren 
verſehen ſind, nicht geſtattet iſt. 
$. 3. 

Nach Maß des Erfolges der Unterſuchung hat die 
Landesſtelle die Bewilligung zur Eröffnung des Betriebes 
zu ertheilen, oder die Bedingungen vorzuzeichnen, welchen 
vor der Eröffnung Folge zu leiſten ſeyn wird. 

§. 4 


Zum Behufe der Eröffnung des Betriebes der 
von der Staatsverwaltung erbauten Bahnen iſt unter 
der von der berufenen Behörde zu liefernden Nachwei— 
ſung, daß alle Erforderniſſe für dieſen Zweck erfüllt 
ſind, die allerhöchſte Entſchließung Seiner Majeſtät 
einzuholen. 

l. 5. 

Jede Bahn, für welche die Bewilligung zum 
Betriebe ſchon ertheilt worden iſt, muß ſtets im fahr— 
baren Stande erhalten werden, und die der Beförderung 
entgegenſtehenden Hinderniſſe ſind ſo ſchleunig als möglich 
zu beſeitigen. 

Ebenſo müſſen die zur Bahn gehörigen Gegenſtände 
und Herſtellungen, die Fahrbetriebsmittel mit der zur 
Vollziehung der feſtgeſetzten Fahrten nöthigen Anzahl, 
dann alle im F. 2 bezeichneten ſonſtigen Gegenſtände, 
ſtets in einem guten zur Benützung geeigneten und die 
volle Sicherheit des Betriebes verbürgenden Zuſtande 
erhalten werden. 

Es iſt endlich das Betriebsperſonale jederzeit in 
jener Anzahl und mit jenen Eigenſchaften zu beſtellen, 
und es ſind demſelben alle Mittel des Betriebes der⸗ 
geſtalt zur Verfügung zu ſtellen, daß die Geſchäfts⸗ 
führung und die Erfüllung der dieſem Perſonale oblie= 
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genden Verpflichtungen mit der gehörigen Ordnung, 
Regelmäßigkeit und Sicherheit ſtattfinden kann. 


$. 6. 


Die Fahrordnung, welche durch die Zeit, 
für die ſie jedesmal feſtgeſetzt wird, ſorgfältig zu 
beobachten iſt, und rückſichtlich deren die bezeichneten 
Abfahrtsſtunden und die beſtimmte Fahrzeit, wenn nicht 
unvorhergeſehene und nicht zu beſeitigende Urſachen 
daran hindern, genau eingehalten werden ſoll, iſt nebſt 
den Fahrpreis-Tarifen für Perſonen und 
Sachen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, und in allen 
Bahnhöfen und Aufnahmsplätzen zur allgemeinen Ein- 
ſicht anzuheften. Außerdem ſind die Bedingungen der 
Aufnahme der Perſonen, ihres Verhaltens vor, 
während und bei der Beendigung der Fahrt, dann 
die Bedingungen der Uebernahme, der Beſchaffenheit 
der aufzugebenden Sachen, der Urkunden, von welchen 
ſie begleitet ſeyn müſſen, endlich jene der Erfolglaſſung 
und der Beſtätigung über die Aufnahme und die rich— 
tige Ausfolgung allgemein bekannt zu machen. 

In dieſen Kundmachungen iſt insbeſondere zu 
bemerken, daß die Reiſenden, welche auf der Bahn 
befördert werden, die rückſichtlich der Reiſe-Urkunden 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften genau zu befolgen 
haben, und die einer gefällsämtlichen Behandlung 
unterliegenden Sachen derſelben gehörig zu unter— 
ziehen ſind. 

Aenderungen des Fahrpreis-Tarifes, in ſoferne ſie 
eine Erhöhung der Preiſe bezwecken, und Aenderungen 
in den Fahrbedingungen ſind vierzehn Tage früher, 
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bevor ſie in Wirkſamkeit zu treten haben, zur öffentlichen 
Kenatniß zu bringen. 
8. 7. 

In Bezug auf die Beförderungszeit darf keine 
größere Fahrſchnelligkeit ſtattfinden, als eine ſolche, 
mittelſt welcher Züge, die zur Beförderung von Per— 
ſonen beſtimmt ſind, eine Wegeslänge von ſechs Meilen 
in der Stunde, und Züge, mit welchen bloß Laſten 
befördert werden ſollen, eine Wegeslänge von vier 
Meilen in der Stunde zurücklegen. 

Dieſes höchſte Ausmaß der Schnelligkeit iſt jedoch 
zu verringern, wenn es überhaupt die Verhältniſſe einer 
Bahn oder einer Bahnſtrecke nothwendig machen, oder 
wenn insbeſondere die bei einzelnen Fahrten ſich erge— 
benden Ereigniſſe die Mäßigung gebieten. 

Die Fälle, in welchen die Schnelligkeit jederzeit 
zu ermäßigen iſt, ſind dem Betriebsperſonale in den 
Dienſtesvorſchriften ($. 8) zur Richtſchnur vorzuzeichnen. 

$. 8. 

Die verſchiedenen Claſſen des Betriebsperſonales 
ſollen mit Dienſtvorſchriften betheilt werden, in welchen 
die ihnen obliegenden Pflichten und die zur Erhaltung 
der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Be— 
triebes geeigneten Vorſchriften, welche ihnen insbeſon— 
dere zur Richtſchnur zu dienen haben, genau und um— 
ſtändlich zu bezeichnen ſind. 

Die Dienſtvorſchriften für die Bahnwächter, Bahn— 
aufſeher, die techniſchen Stations-Beamten, für dieje⸗ 
nigen, welche die Züge vor der Abfahrt zu unterſuchen 
haben, die Heizer, Locomotiv-Führer, die Individuen 
der Werkſtätten, welche zur unmittelbaren Ueberwachung 
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in Bezug auf die Inſtandhaltung und Vorberei⸗ 
tung der Locomotive aufgeſtellt werden müſſen; dann 
für das Zugbegleitungs-Perſonale (Conducteure, Pad, 
meiſter und Ober⸗Conducteure), endlich für die Ober- 
beamten der Betriebsleitung, ſind der Landesſtelle, 
in deren Sitze die Direction der Unternehmung ihren 
Standort hat, vorzulegen, die nach Rückſprache mit 
der General-Direction der Staats -Eiſenbahnen die 
Genehmigung ertheilen, oder diejenigen Erinnerungen 
machen wird, welche ſie zum Schutze einer geordneten und 
vollkommen ſicheren Betriebsausübung zu machen findet. 
§. 9. 

Das Betriebsperſonale hat die demſelben in 
den Dienſtvorſchriften vorgezeichneten Pflichten genau 
zu erfüllen, jeder Angeſtellte in ſeinem Wirkungskreiſe 
und in ſoweit es ihm obliegt, zur Erhaltung der Ord— 
nung, der Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes 
beizutragen, und ſich überhaupt ſtets gegenwärtig zu 
halten, daß jede auch noch ſo geringfügig ſcheinende 
Vernachläſſigung dieſer Pflichten und die Nichtanwen— 
dung der größten Aufmerkſamkeit und des größten 
Fleißes die nachtheiligſten Folgen herbeiführen kann. 

$. 10. 

Diejenigen Angeftellten, welche zur Bewachung 
der Bahn berufen ſind, ſowie jene, welche mit dem 
Publikum verkehren, haben den Dienſt jederzeit in der 
Dienſtkleidung oder mit einem beſtimmten Abzeichen 
verſehen zu verrichten. 

N §. 11. 

Die Angeſtellten der Betriebsunternehmungen haben 

die Auskünfte, welche von den zur Ueberwachung des 
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Betriebes und des Vollzuges der für den Betrieb 
erlaſſenen Vorſchriften aufgeſtellten Beamten verlangt 
werden, denſelben jederzeit vollſtändig und der Wahr- 
heit getreu zu ertheilen. 

§. 12. 

Wenn auch die Ernennung der Angeſtellten der 
Privatbahnen oder der Betriebsunternehmungen der 
Staatsbahnen und die Entlaſſung derſelben den be— 
treffenden Directionen oder denjenigen, denen ſie dieſe 
Gewalt übertragen, vorbehalten bleibt, ſo ſind ſie doch 
verpflichtet, diejenigen nicht zu ernennen oder zu ent⸗ 
laſſen, deren Nichtanſtellung wegen der gegen ſie 
obwaltenden moraliſchen Bedenken, oder deren Ent— 
laſſung wegen dieſer Bedenken, oder weil der Beweis 
vorliegt, daß ſie die für die Verſehung der ihnen 
verliehenen Stelle erforderlichen Eigenſchaften nicht 
beſitzen, von der Staatsverwaltung gefordert wird. 

§. 13. 

Nur diejenigen Perſonen, welche ſich im Zuſtande 
der Trunkenheit befinden, durch Verletzung des An— 
ſtandes den Mitreiſenden ein Aergerniß geben, den 
durch Sicherheitsrückſichten gebotenen Anordnungen des 
Aufſichts⸗ oder Zugbegleitungs-Perſonales ſich nicht fügen 
wollen, oder welche mit auffallenden äußeren Merk— 
malen einer bedenklichen Krankheit behaftet ſind, oder 
deren Zuſtand überhaupt den Mitreiſenden offenbar 
beſchwerlich fallen muß, können von der Aufnahme 
und beziehungsweiſe von der weitern Fahrt ausge— 
ſchloſſen werden. 

Den Unternehmungen bleibt es aber unbenommen, 
auch die zuletzt erwähnten zwei Claſſen von Individuen 
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zu befördern, wenn die Beförderung in abgeſonderten 
Räumen und nöthigenfalls unter Aufſicht Statt findet, 
ſowie es auch ihnen überlaſſen wird, zu beſtimmen, ob 
diejenigen von der weiteren Fahrt ausgeſchloſſen wer⸗ 
den ſollen, welche mit einer unrichtigen oder ohne Fahr⸗ 
karte auf der Fahrt betroffen werden. 

§. 14. 

Gegenſtände, deren Verſendung der k. k. Poſtan⸗ 
ſtalt vorbehalten iſt, dürfen auf Bahnen, zu deren Er⸗ 
richtung eine Privatgeſellſchaft die Bewilligung erhalten 
hat, inſoweit es Briefe, Schriften und Amtspackete 
betrifft, nur wenn die Aufforderung hierzu von der 
Poſtgefälls-Verwaltung erlaſſen, und rückſichtlich der 
übrigen Poſtſtücke nur, in ſoferne ein Uebereinkommen mit 
der Poſtgefälls- Verwaltung getroffen worden iſt, be— 
fördert werden. 

$. 15. 

Auf allen Bahnen ſind Schießpulver und Knall: 
präparate, dann alle leicht feuerfangenden oder durch 
Reibung leicht entzündlichen Gegenſtände, Flüſſigkeiten, 
die durch Ausrinnen, oder überhaupt Sachen, die durch 
ihre Beſchaffenheit anderen Gegenſtänden verderblich 
werden können, von der Beförderung mit den Perſonen⸗ 
zügen auszuſchließen. 

Solche Gegenſtände dürfen nur mit den Laſtenzügen 
befördert werden; ſie ſind unter einer genauen Erklä⸗ 
rung abgeſondert von anderen Sachen und mit eigenen 
Frachtbriefen aufzugeben, und es müſſen bei deren Ver⸗ 
ſendung alle nöthigen Vorſichten angewendet werden. 
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Vorſchriften für diejenigen, welche von der 
Bahn Gebrauch machen, oder ſonſt mit der 
Bahnanſtalt in Beziehungen treten. 
$. 16. 

Diejenigen, welche die Bahn zur Reife oder zur 
Verſendung von Sachen benützen, haben ſich nach den 
für die Beförderung feſtgeſetzten und veröffentlichten 
Bedingungen zu benehmen, die für die Aufrechthaltung 
der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Be— 
triebes erlaffenen Vorſchriften genau zu beobachten, und 
den Weiſungen, welche etwa in dieſer Beziehung das 
Aufſichts⸗ oder Zugbegleitungs-Perſonale zu ertheilen 
für nöthig findet, willig Folge zu leiſten. 

§. 17. 

In jedem Bahnhofe und an jedem Aufnahmsplatze 
haben die von der Landesſtelle genehmigten Inſtruc— 
tionen für das Bahnbetriebsperſonale (§. 8) zu Jeder⸗ 
manns Einſicht bereit zu liegen, und nebſt denſelben iſt ein 
Buch in Bereitſchaft zu halten, in welches von den 
Reiſenden allfällige Beſchwerden unter Angabe des 
Namens, Standes und Wohnortes des Beſchwerde— 
führenden eingetragen werden können. 

§. 18. 

Jedermann hat ſich des Betretens der Bahn, 
der dazu gehörigen Räume, Böſchungen, Bermen, 
Gräben u. ſ. w. zu enthalten, ausgenommen an 
den für die Zu⸗ und Abgänge und für das Auf- und 
Abſteigen beſtimmten Plätzen, dann in den zur Ver— 
ſammlung beſtimmten Localitäten der Bahnhöfe, ſowie 
an den zum Uebergange über die Bahn beſtimmten 
Puncten. Das eigenmächtige Eröffnen der 

Pol. Geſetzſ LXXV. Thl. 4 
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Schranken ift unterſagt, und der Uebergang über die 
Bahn nur, wenn die Abſperrſchranken offen ange— 
troffen werden, oder nachdem deren Eröffnung durch 
das Bahnaufſichtsperſonale ſtattgefunden hat, ohne 
auf der Bahn zu verweilen, geſtattet. Bei dem Zu— 
warten auf die Schrankeneröffnung dürfen ſich die mit 
Thieren beſpannten Fuhrwerke, Reitpferde oder Trieb— 
vieh der Bahn nicht zu ſehr nähern, um das 
Scheuwerden der Thiere zu vermeiden, daher den 
Warnungen des Aufſichtsperſonals in dieſer Beziehung 
Folge zu leiſten iſt. 
8. 19. 

Das Treiben und Weiden des Viehes in 
der unmittelbaren Nähe der Bahn hat nur unter ſorg— 
fältiger Aufſicht, wodurch das Betreten der Bahn und 
des Zugehöres derſelben, dann das Ueberſchreiten beſte— 
hender Einfriedungen mit Beſtimmtheit und mit beſon— 
derer Rückſicht auf das allfällige Scheuwerden der 
Thiere bei der Vorüberfahrt der Züge verhindert 
werden kann, ſtattzufinden. 

§. 20. 

Jede Beſchädigung und jede Verrückung 
oder Veränderung an der Bahn und ihrem Zu— 
gehör, folglich nicht bloß an dem Geleiſe, ſondern auch 
an Dämmen, Bermen, Gräben, an den Bauob⸗ 
jeeten, Einfriedungen, Verſchlußſchranken, Wars 
nungstafeln, Gefällsſäulen, Meilenzeigern, Signal⸗ 
vorrichtungen u. ſ. w., ſowie das Werfen oder 
Legen von was immer für Gegenſtänden auf die 
Bahnſchienen oder neben dieſelben, im Bereiche der 
Bahn oder des Zugehöres derſelben, iſt verboten. 
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Auch den Reiſenden iſt in Bezug auf die Fahr— 
betriebsmittel jede Handlung unterſagt, welche 
nicht ſtreng auf die Benützung des Wagens zur Fahrt 
beſchränkt bleibt. 

§. 21. 

In der Umgebung der Bahn dürfen von den 
Anrainern keine ſolchen Anſtalten getroffen oder 
Herſtellungen ausgeführt werden, welche den Beſtand 
der Bahn oder ihres Zugehöres, oder die regelmäßige 
und ſichere Benützung derſelbeu gefährden, oder welche 
eine Feuersgefahr herbeiführen könnten; daher bei was 
immer für Terrainsverände rungen oder Bau- 
führungen, wenn erſtere in einer Höhe oder Tiefe 
vorgenommen werden wollten, wodurch die Entfernung 
der Stelle, wo die Veränderung vorgenommen werden 
ſoll, von der Gränze des zur Bahn gehörigen Eigen— 
thums verringert, oder jene Stelle dieſer Gränze näher 
gerückt würde, oder wenn die letztern in dem als feuer— 
gefährlich erklärten Bereiche vorgenommen werden woll— 
ten, die Bewilligung hierzu von der zur Oberaufſicht 
über den Betrieb und den Vollzug der bahnpolizeilichen 
Anordnungen berufenen Behörde eingeholt werden muß, 
welche vor der Ertheilung der Bewilligung mit der 
Unternehmung und den zur Ueberwachung des Betriebes 
aufgeſtellten Beamten, rückſichtlich der Staats-Eiſen— 
bahnen aber mit der General-Direction der Staats- 
Eiſenbahnen das Einvernehmen zu pflegen hat. 

Die freie Lagerung von leicht feuerfangenden 
Stoffen im Bereiche der Feuersgefahr der Bahn iſt 
zu vermeiden; für den gehörigen Verſchluß der an 
und für ſich zwar feuerſicheren, aber zur Aufbewah— 
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rung feuergefährlicher Gegenſtände beſtimmten Räume 
ſtets zu ſorgen, die zur Einfuhr bereit liegenden rei- 
fen Feldfrüchte ſind in thunlichſte Entfernung von 
der Bahn zu bringen; endlich iſt bei Waldanlagen 
und überhaupt bei Baumpflanzungen auf die 
Beſeitigung der Möglichkeit, daß Windbrüche ſtatt— 
finden und die Bahn verlegen können, Rückſicht zu 
nehmen. 
§. 22. 

Das Abtreiben der Waldungen, Gebüſche oder 
Sträuche, das Fällen oder Herablaſſen einzelner 
Bäume, das Auftreiben des Viehes auf die Weide, 
die Gewinnung von Schotter, das Graben von 
Lehm, und überhaupt jede Handlung, durch deren 
Ausübung wegen der Auflockerung des Erdreiches 
oder wegen des Herabfallens von Gegenſtänden für 
den Bau, die Erhaltung oder für den Betrieb der 
Eiſenbahnen an Bergabhängen oder in Gebirgsgegen— 
den eine Gefahr mit Grund zu beſorgen wäre, iſt auf 
denjenigen Strecken oder Punkten der Grundſtücke, 
welche von der dazu berufenen Behörde ausdrücklich 
beſtimmt und mit kennbaren Merkmalen bezeichnet wor⸗ 
den ſind, unterſagt. 


Ver antwortlichkeit. 


§. 23. 

Für den Vollzug der zur Erhaltung der Ord⸗ 
nung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes 
erlaſſenen Vorſchriften ſind die Unternehmung, welche 
den Betrieb ausübt und die Direction derſelben, ferner 
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die Angeſtellten der Unternehmung, dann das von der 
Bahnanſtalt Gebrauch machende oder ſonſt zu derſelben 
in Beziehung tretende (§. 18, 19, 20, 21 und 22) 
Publikum verantwortlich. 

Insbeſondere ſind diejenigen verantwortlich, welche 
bei der ihnen zur Erlaſſung von Anordnungen ein— 
geräumten Befugniß oder auferlegten Pflicht, ſolche 
Maßregeln zur Ausführung bringen, welche mit den 
erwähnten Vorſchriften im Widerſpruche ſtehen, welche 
verabſäumen, ihren Obliegenheiten zur Beiſchaffung 
derjenigen Mittel, die der ſichere und regelmäßige 
Betrieb fordert, nachzukommen, welche es unterlaſſen, 
die nöthige Aufmerkſamkeit und Vorſicht anzuwenden, 
oder ihre Untergebenen rückſichtlich des Vollzuges der 
den letzteren obliegenden Verpflichtungen zu überwachen. 

Ueber das Maß, in welchem die Verant— 
wortlichkeit, die Individuen, denen eine ſtraf— 
bare Handlung oder Unterlaſſung zur Laſt fällt, zu 
treffen hat, entſcheidet die mit Rückſicht auf die ein⸗ 
geräumten Befugniſſe und auferlegten Pflichten, auf 
den Umfang und die Grenzen des Wirkungskreiſes zu 
beurtheilende Art und Beſchaffenheit der gegen ein 
Verbot verübten Handlung, oder gegen ein Gebot 
ſtattgefundenen Unterlaſſung. Die in dieſem §. ange— 
führten Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit 
werden unabhängig von der Frage über die Haf— 
tung für erlittene Beſchädigungen feſtgeſetzt, daher 
in der letzteren Beziehung die dießfälligen allgemei— 
nen Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches und des Strafgeſetzes II. Theils zur 
Richtſchnur zu dienen haben. 
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Aufſicht. 


§. 24. 

Die Angeſtellten und die Direction der Unterneh— 
mung ſind zunächſt berufen, über die Beobachtung 
der zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit und 
Sicherheit des Betriebes erlaſſenen Vorſchrift die Auf— 
ſicht zu pflegen. 

§. 25. 

Die Angeſtellten der Unternehmung find verpflich- 
tet, Uebertretungen der erwähnten Vorſchriften ($. 24), 
wenn ſich andere Angeſtellte der Unternehmung 
derſelben ſchuldig gemacht haben, ihrem Vorgeſetzten 
anzuzeigen, welcher die weitern Maßregeln zur Unter⸗ 
ſuchung des Beſchuldigten zu veranlaſſen hat. 

Sie ſind ferner verpflichtet, andere Uebertreter der 
bemerkten Vorſchriften, welche den an ſie ergangenen 
Ermahnungen keine Folge leiſten, oder eine die Sicher⸗ 
heit des Betriebes gefährdende Handlung bereits verübt 
haben, anzuhalten, und an die Ortsobrigkeit, oder an 
eine benachbarte politiſche Behörde, oder den nächſten 
zur Ueberwachung des Betriebes aufgeſtellten Beam— 
ten zur Einleitung der Unterſuchung abzuliefern. 

Iſt das Aufſichts-Individuum an dem Vollzuge 
der Anhaltung oder Ablieferung wegen der ihm gleich— 
zeitig obliegenden Dienſtverrichtungen gehindert, oder 
findet es Widerſtand, oder wäre wegen der zu großen 
Zahl der Schuldigen eine Unterſtützung nöthig, ſo iſt mit 
Zuhilfenahme anderer Individuen, z. B. der eben auf 
der Bahn beſchäftigten Arbeiter oder durch Anrufung 
der Ortsobrigkeit oder der benachbarten politiſchen 
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Behörden, welche, wenn ihnen auch nicht die Juris— 
dietion zuſteht, den Beiſtand zu leiſten verpflichtet find, 
die Anhaltung und Ablieferung zu bewirken, 

$. 26. 

Zur Aufſicht über den Betrieb in allen feinen 
Theilen werden eigene Beamte aufgeſtellt, welche 
den Vollzug der für die Erhaltung der Ordnung, 
Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaſſenen 
Vorſchriften fortwährend genau zu überwachen haben, 
und welchen insbeſondere die Pflicht obliegt, ſich die 
Ueberzeugung zu. verſchaffen, ob den in dem §. 5 
ausgedrückten Verbindlichkeiten die genaue Folge ges 
leiſtet wird, dann ob das Betriebsperſonale in jener 
Anzahl und mit jenen Eigenſchaften beſtellt iſt, und 
ob demſelben alle Mittel des Betriebes dergeſtalt zur 
Verfügung geſtellt ſind, daß die Geſchäftsführung und 
die Erfüllung der dieſem Perſonale obliegenden Ver— 
pflichtungen mit der gehörigen Ordnung, Regelmäßig— 
keit und Sicherheit ſtattfinden kann. 
| §. 27. 

Alle politiſchen Behörden und Ortsobrigkeiten 
ſind berufen, für die Beobachtung der zur Erhal— 
tung der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicherheit des 
Betriebes erlaſſenen Vorſchriften in ihren Bezirken 
Sorge zu tragen und den Vollzug derſelben zu über— 
wachen. Sie ſind verpflichtet, den im §. 26 erwähn⸗ 
ten Beamten auf deren Aufforderung den geſetzmäßi— 
gen Beiſtand zu leiſten. 

$. 28. 

Die Oberaufſicht über den Betrieb und den Voll— 

zug dieſer Vorſchriften (§. 26) wird unter der Lei— 


ne 
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tung der politifchen Landesſtelle der Provinz, durch 

welche die Bahn oder die Bahnſtrecke führt, der Poli⸗ 

zei⸗Direction der Hauptſtadt dieſer Provinz übertragen. 
§. 29. 

Die Direction der Unternehmung und die zur 


Aufſicht berufenen Angeſtellten derſelben, letzere ſtets 


durch ihre Vorgeſetzten, haben ſich rückſichtlich aller 
Vorkommenheiten, welche den Vollzug der im $. 26 
erwähnten Vorſchriften betreffen, mit der im §. 28 
bemerkten Polizei⸗Direction, und beziehungsweiſe mit 
den im §. 26 angeführten Beamten, im ſteten Ver⸗ 
kehre zu erhalten. 

Maßregeln, welche gegen die Unternehmung oder 
die Direction derſelben, wegen Außerachtlaſſung der 
erwähnten Vorſchriften als nöthig ſich darſtellen, kön⸗ 
nen nur von der Polizei-Direction der Hauptſtadt der 
Provinz (§. 28) getroffen werden. 

$. 30. 

Inwiefern den bei den Eijenbahn: un 
gen und den rückſichtlich der Staatsbahnen bei den 
Betriebsunternehmungen beſtellten l. f. Commiſſären 
die Aufſicht und Ueberwachung des Vollzuges der zur 
Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicher⸗ 
heit des Betriebes erlaſſenen Vorſchriften obliegt, beſtim⸗ 
men die beſtehenden Geſetze und die den l. f. ee 
ſären ertheilten Inſtructionen. 


Strafbeſtim mungen. 


§. 31. 
Jede Handlung und jede Unterlaſſung, wodurch 
die zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit und 
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Sicherheit des Betriebes erlaſſenen Vorſchriften und 
insbeſondere die für das Bahnbetriebsperſonale feſtge— 
ſetzten Inſtructionen übertreten werden, unterliegt, ohne 
Rückſicht, ob ſie vorſätzlich geſchehen iſt oder nicht, 
über vorausgegangene Unterſuchung, der geſetzlichen 
Strafe. 

§. 32. 

Sind jene Merkmale vorhanden, welche die Ueber⸗ 
tretung als Verbrechen oder als Verſuch eines Ver— 
brechens darſtellen, ſo hat die Behandlung und Beſtra— 
fung nach den Beſtimmungen des I. Theiles des alls 
gemeinen Strafgeſetzes ſtattzufinden. 
| §. 33. 

Alle Handlungen und Unterlaſſungen (§. 31), 
welche ſchon nach den Vorſchriften des II. Theiles des 
allgemeinen Strafgeſetzes eine ſchwere Polizeiübertre— 
tung begründen, ſind, in ſoferne hier nicht anders darüber 
verfügt oder eine ſtrengere Strafe dagegen feſtgeſetzt 
wird, nach den allgemeinen Strafbeſtimmungen zu be’ 
handeln. 

§. 34. 

Jedes von den bei dem Eiſenbahnbetriebe angeſtell— 
ten Perſonen in ihrem Dienſte begangene Verſchulden, 
wodurch die ſchwere Verwundung oder der Tod eines 
Menſchen verurſacht wird, iſt nicht nur an den unmit— 
telbar Schuldtragenden, ſondern auch an denjenigen, 
welche durch getroffene Anordnungen, Vernachläſſigung 
der erforderlichen Aufſicht, oder Vorkehrungen, oder 
auf andere Weiſe dazu beigetragen haben, als eine 
ſchwere Polizeiübertretung gegen die Sicherheit des 
Lebens nach §. 89 St. G. B. II. Theils mit einfa⸗ 
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chem oder ſtrengem Arreſte von Einem bis zu ſechs 
Monaten zu beſtrafen. Es iſt jedoch im Falle einer 
verurſachten ſchweren Verwundung auf ſtrengen Arreſt 
von ſechs Monaten bis auf zwei Jahre, und im 
Falle einer erfolgten Tödtung auf ſtrengen Arreſt von ſechs 
Monaten bis auf drei Jahre zu erkennen, je nach 
dem Maße als ein höherer Grad von Fahrläſſigkeit 
erwieſen wird, als eine Gefahr für mehrere Menſchen 
entſtanden iſt, als mehrere oder wichtige Verletzungen 
zugefügt wurden, oder ſonſt etwa ein größerer Scha⸗ 
den erfolgt iſt. 
F. 35. 

Hat das begangene Verſchulden zwar nicht den 
Tod oder eine ſchwere Verwundung, aber doch eine 
körperliche Verletzung oder einen Unfall zur Folge 
gehabt, welcher mit Gefahr für das Leben oder die 
Geſundheit Anderer verbunden war, ſo iſt dasſelbe als 
eine ſchwerePolizeiübertretung gegen die körperliche Sicher⸗ 
heit nach den Beſtimmungen des §. 183 St. G. II. 
Theils mit einer Geldſtrafe von fünf bis fünfhundert 
Gulden oder mit Arreſt von drei Tagen bis zu drei 
Monaten zu beſtrafen. Es iſt jedoch auf ſtrengen Arreſt 
von drei bis ſechs Monaten, und unter ſehr beſchwe— 
renden Umſtänden bis auf ein Jahr zu erkennen, je 
nach dem Maße, als ein höherer Grad von Fahrläſ— 
ſigkeit erwieſen wird, eine Gefahr für mehrere Men⸗ 
ſchen entſtanden iſt, wehrere Verletzungen zugefügt 
wurden, oder ſonſt etwa ein größerer Schaden erfolgt iſt. 

§. 36. 

Die in den beiden vorhergehenden Abſätzen feſtgeſetz— 

ten Arreſtſtrafen können auch angemeſſen verſchärft werden. 
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8. 37. 

Folgende Uebertretungen ſind an den bei dem 
Eiſenbahnbetriebe angeſtellten Perſonen, auch wenn ſie 
von keinem nachtheiligen Erfolge begleitet waren, als 
ſchwere Polizeiübertretungen gegen die körperliche Si— 
cherheit mit den im §. 183 St. G. B. II. Theils feſt⸗ 
geſetzten Strafen, nach Beſchaffenheit der Umſtände 
aber mit ſtrengem Arreſte von drei bis ſechs Monaten 
zu beſtrafen: 

a) Die Eröffnung der Bahn vor bellen Bewil⸗ 
ligung oder vor Erfüllung der dazu vorgeſchrie— 
benen Bedingungen; 

b) die vernachläſſigte Aufſtellung oder Erhaltung der 
zur Verhütung von Schaden vorgeſchriebenen Ein— 
friedungen, Abſperrſchranken, Verbotstafeln und 
anderer Schutzmittel und Warnungszeichen; 

e) die Beſtellung von Individuen, welche die beſon⸗ 

dere Befähigung, die und in ſoferne ſie durch die 
Dienſtvorſchriften gefordert wird, nicht nachge— 
wieſen haben, oder welche von der Verrichtung, 
zu der ſie beſtimmt ſind, durch die Staatsver— 
waltung für ausgeſchloſſen erklärt wurden; 

die Vornahme einer Fahrt oder die Geſtattung 
derſelben bei ſchadhaftem, eine Gefahr drohenden 
Zuſtande der Bahn, oder mit Locomotiven, Wä— 
gen oder anderen Betriebsmitteln von ſolcher Be— 


ſchaffenheit. 
$. 38. 


Thätliche Beleidigungen, welche ſich die zur Auf— 
ſicht über die Bahn und Beſorgung des Verkehres auf 
derſelben beſtimmten Angeſtellten der Unternehmung 


d 


— 
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in ihren Dienſtesverrichtungen erlauben, ſind als 
ſchwere Polizeiübertretungen gegen die Pflichten eines 
öffentlichen Amtes nach den Beſtimmungen der SS. 
86 und 87 St. G. B. II. Theils zu beſtrafen. 

§. 39. 

Uebertretungen der durch die Dienſtesvorſchriften 
vorgezeichneten Pflichten anderer als der bisher ange- 
führten Art begründen ein Polizeivergehen, und ſind 
nach Beſchaffenheit der Umſtände und Perſonen mit 
einer Geldſtrafe von zwei bis hundert Gulden, oder mit 
Arreſt von zwölf Stunden bis zu einem Monate zu 
ahnden. 

§. 40. 

Der in den $$. 34, 35 und 36 angeordneten 
Beſtrafung wegen ſchwerer Polizeiübertretung gegen das 
Leben oder die körperliche Sicherheit unterliegen auch 
bei dem Betriebe nicht angeſtellte Perſonen, welche durch 
Handlungen oder Unterlaſſungen, deren Gefährlichkeit 
für den Verkehr auf Eiſenbahnen Jedermann leicht 
einſehen kann, an dem Tode der ſchweren Verwundung 
oder körperlichen Verletzung eines Menſchen oder doch 
an einem Unfalle Schuld tragen, welcher mit Gefahren 
dieſer Art verbunden war. 

F. 41. 

Uebertretungen der in den §§. 15, 19, 20, 21 
und 22 gegebenen Vorſchriften find auch, wenn dieſel⸗ 
ben keinen Nachtheil zur Folge gehabt haben, mit 
Rückſicht auf die Beſtimmungen des §. 183 St. G. B. 
II. Theils als ſchwere Polizeiübertretungen gegen die 
körperliche Sicherheit, nach Beſchaffenheit der Umſtände 
und Perſonen mit einer Geldſtrafe von fünf bis 


e 
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fünfhundert Gulden, oder mit Arreſt von drei Tagen 
bis zu drei Monaten zu beſtrafen. 
8. 12. 

Wörtliche oder thätliche Beleidigungen der zur 
Aufſicht auf Eiſenbahnen und zur Beſorgung des 
Verkehres auf denſelben Angeſtellten der Unternehmun⸗ 
gen, in ſoferne ſie ſich eben in der Ausübung ihres 
Dienſtes befinden, find als ſchwere Polizeiübertretun— 
gen gegen öffentliche Anſtalten nach den $$. 72 und 
73 St. G. B. II. Theils zu behandeln. 

F. 43. 

Der mit der Oberaufſicht beauftragten Behörde 
(§. 28) ſteht das Recht zu, gegen Individuen des 
ſämmtlichen zur Ausübung und Leitung des Betriebes 
beſtimmten Perſonales, die ſich eine Uebertretung der 
zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit und Si— 
cherheit des Betriebes erlaſſenen Vorſchriflen zu Schul— 
den kommen ließen, wenn ſich aus der Unterſuchung 
zeigen ſollte, daß der Schuldige nach feinen Kenntniſ— 
ſen oder ſeiner Gemüthsbeſchaffenheit, oder wegen des 
bewieſenen Mangels an dem nöthigen Fleiße oder der 
erforderlichen Aufmerkſamkeit für den Betriebsdienſt 
entweder überhaupt oder für einen beſtimmten Zweig 
desſelben nicht geeignet iſt, auf die Ausſchließung von 
dem Betriebsdienſte überhaupt, oder rückſichtlich einer 
beſtimmten Geſchäftsführung entweder auf eine be= 
ſtimmte Zeit oder für immer zu erkennen, und die 
Bedingungen vorzuzeichnen, welche bei der Aus— 
ſchließung auf eine beſtimmte Zeit für den Fall 
der Wiederanſtellung vor derſelben zu erfüllen feyn 
werden. 
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§. 44. 

Angeſtellte der Unternehmung, gegen welche ein 
ſolches Erkenntniß gefällt wurde, dürfen bei der zeit- 
lichen Ausſchließung durch die Dauer derſelben, und 
bis die für die Wiederanſtellung feſtgeſetzten Bedingungen 
erfüllt ſind, bei der Ausſchließung von einem beſtimmten 
Dienſtzweige, in jenem Dienſte, von welchem fie aus- 
geſchloſſen worden find, und wenn das Erkenntniß auf 
die Ausſchließung vom Betriebsdienſte für immer lau- 
tet, ſo lange bis dieſes Erkenntniß nicht ausdrücklich 
aufgehoben wird, bei keiner, in den Staaten, für welche 
das gegenwärtige Geſetz in Wirkſamkeit ſich befin⸗ 
det, mit Dampfkraft in Betrieb ſtehenden Eiſenbahn 
verwendet werden. 

§. 45. 

In Fällen, in welchen eine Unternehmung, die 
den Eiſenbahnbetrieb ausübt, ſelbſt die ihr als ſolcher 
obliegenden Verbindlichkeiten zu erfüllen unterläßt, hat 
die Landesſtelle der Provinz, in deren Bereiche 
die Direction der Unternehmung ihren Sitz hat, gegen 
die Unternehmung, ohne Rückſicht auf die Beſtrafung, 
welcher einzelne Mitglieder, die Direetoren oder andere 
zur Beſorgung der Geſchäfte angeſtellte Perſonen 
nach den gegebenen Beſtimmungen etwa unterliegen, 
auf einen Erlag zum Local-Armenfonde, der von der 
Landesſtelle zu bezeichnen iſt, von einhundert bis zwei⸗ 
tauſend Gulden zu erkennen, und bei deſſen Beſtim⸗ 
mung auf den Umfang, in welchem die Erfüllung der 
Verbindlichkeiten unterblieben iſt, und die Größe 
des daraus entſtandenen Nachtheils Rückſicht zu 
nehmen. 


— 
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Der Unternehmung bleibt jedoch der Anſpruch 
auf den Erſatz des erwähnten Erlages zum Local— 
Armenfonde gegen die Schuldtragenden vorbehalten. 

§. 46. 

Wäre die Bahn, oder wären die Betriebsmittel 
in einen ſolchen Zuſtand gekommen, daß dadurch die 
Sicherheit der Benützung und des Betriebes gefähr— 
det würde; ſo iſt der Betrieb auf der ganzen Bahn 
oder auf den betreffenden einzelnen Strecken einzuſtellen. 

Die Einſtellung aus dieſen Gründen wird jeder- 
zeit mittelſt Erkenntniſſes zu verfügen ſeyn, welches 
von der politiſchen Landesſtelle, in deren Bereiche die 
Bahn oder Bahnſtrecke liegt, um deren Einſtellung 
es ſich handelt, oder für den Fall, als die betreffende 
Bahn oder Bahnſtrecke in dem Bereiche von mehr als 
einer Landesſtelle liegen ſollte, von derjenigen politi- 
ſchen Landesſtelle, in deren Sitz die Direction der 
Unternehmung ihren Standort hat, nach vorläufiger 
rechtzeitiger Aufforderung der Direction der Unternehmung 
zur Rechtfertigung und nach Feſtſetzung eines angemeſſenen 
Termines zur Abſtellung der Gebrechen zu fällen iſt. 


Verfahren. 


§. 47. 

Die Gerichtsbarkeit in ſchweren Polizei-Uebertre⸗ 
tungsfällen gegen die zur Erhaltung der Ordnung, 
Regelmäßigkeit und Sicherheit des Betriebes erlaſſenen 
Vorſchriften ſteht der Polizei-Direction der Provinz 
zu, in welcher, wenn ſich die Angeſtellten der Unter— 
nehmung eine Uebertretung zu Schulden kommen lie— 


Vom 7. 664) März. 


ßen, dieſe ihren Wohnort oder Standort haben, oder 
in welcher, wenn anderen Perſonen eine Uebertretung 
zur Laſt fällt, die ſtrafbare Handlung oder Unterlaſ— 
ſung ſtattgefunden hat. 

Die Polizei-Directionen find befugt, die Erhe— 
bung des Thatbeſtandes und die Unterſuchung durch 
die zur Ueberwachung des Betriebes aufgeſtellten Beam⸗ 
ten (§. 26) oder durch die politiſchen Behörden vor⸗ 
nehmen zu laſſen. 

8. 48. 

Die Gerichtsbarkeit über Polizeivergehen wird der 
Polizei-Direction, in ſoferne die dieſer Vergehen beſchul⸗ 
digten Angeſtellten der Unternehmung im Ortsbereiche 
derſelben ibren Wohn- oder Standort haben, oder, in ſo— 
ferne andere Perſonen im Ortsbereiche der Polizei⸗ 
Direction die Uebertretung verübten, außer dieſem 
Bereiche aber der betreffenden Ortsobrigkeit (im lom— 
bardiſch⸗venetianiſchen Königreiche der betreffenden poli— 
tiſchen Autorität), in deren Bezirke die Angeſtellten 
der Unternehmung ihren Wohn- oder Standort haben, 
oder andere Perſonen die Uebertretung verübten, zuge— 
wieſen. 

8. 49. | 

In Uebertretungsfällen einzelner Mitglieder der 
Unternehmung oder einzelner Directoren derſelben hat 
jederzeit die Polizei-Direction der Hauptſtadt der Pro⸗ 
vinz, wo die Direction der Unternehmung ihren Sitz 
hat, die Gerichtsbarkeit auszuüben. 

§. 50. 

Auf die ſchweren Polizeiübertretungen gegen die 

zur Erhaltung der Ordnung, Regelmäßigkeit und Sicher⸗ 
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heit des Betriebes erlaſſenen Vorſchriften haben die 
im II. Theile des allgemeinen Strafgeſetzes feſtgeſetzten 
Beſtimmungen über die Erlöſchung der Unterſuchung 
und Strafe, ſo wie das im II. Theile des allgemei— 
nen Strafgeſetzes vorgeſchriebene Verfahren, in ſoweit 
nicht dasſelbe durch das gegenwärtige Geſetz eine Aen— 
derung erleidet, Anwendung zu finden. ö 
$. 51. 

Die Ausſage eines Angeſtellten der Unternehmung 
hat volle Glaubwürdigkeit, und macht einen vollen 
Beweis, in ſoferne es ſich bloß um den Beweis über 
den Thatbeſtand handelt, das Zeugniß einen Gegen— 
ſtand betrifft, in Bezug auf welchen die Aufſicht zur 
beſonderen Dienſtpflicht des ausſagenden Angeſtellten 
gehört, die Glaubwürdigkeit der Ausſage nicht durch 
irgend einen Umſtand entkräftet, das Zeugniß durch die 
Eidesablegung des ausſagenden Angeſtellten beſtätigt 
wird, und der Beweis der That auf eine andere Art 
nicht möglich wäre. 

§. 52. 

Das Verfahren über Polizeivergehen hat nach 
den hierüber beſtehenden Vorſchriften ſtattzufinden. 
Hofkanzlei⸗Decret vom 7. März 1847, an die Landesſtellen in 

Nieder⸗Oeſterreich, Böhmen, Mähren und Schleſien, Gali— 

zien, Steiermark und Illirien. 


29. 
Stämpelbehandlung der gerichtlichen und der Lici- 
tations⸗Protokolle in und außer Streitſachen. 


Die gerichtlichen Einantwortungs-Urkunden über die 


im Licitationswege erſtandenen Realitäten find nach 
Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 5 
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§. 81, Z. 6, ſtämpelfrei. Es verſteht ſich jedoch von 
ſelbſt, daß die Lieitations-Protokolle auf deren Grundlage 
die Einantwortungs-Urkunde ausgefertigt wird, mit dem 
im Geſetze vorgeſchriebenen Stämpel verſehen ſeyn müſſen. 

Es werden daher dieſe Protokolle, wenn es ſich 
um einen gerichtlichen Act in Streitſachen handelt, den 
in den §§. 31 und 43 vorgeſchriebenen Stämpel zu 
erhalten haben. 

Außer Streitſachen werden dagegen dieſe Proto- 
kolle, da ſie die Stelle von Urkunden vertreten, mit 
dem Werthsſtämpel zu verſehen ſeyn. (§. 54 und 65 
des Stämpel⸗ und Tax⸗Geſetzes.) 

Hofkammer⸗Decret vom 11. März 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 

Gefällen⸗Verwaltungen. 

30. 
Behandlung der proviſoriſch oder zeitlich zum 
Dienſte bei den Staats-Eiſenbahnen berufe⸗ 
nen l. f. Beamten. 


Die vereinigte Hofkanzlei findet im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Präſidium der k. k. allgemeinen Hofkam⸗ 
mer nachſtehende, die genaue Vollziehung der der Lan⸗ 
desſtelle in Folge der a. h. Entſchließung vom 23. Fe⸗ 
bruar 1842 *) mit dem hierortigen Deerete vom 22. 
März 1842 mitgetheilten Grundſätze über die Behand⸗ 
lung der proviſoriſch oder zeitlich zum Dienſte bei den 
Staats⸗Eiſenbahnen berufenen l. f. Baubeamten be⸗ 
züglich der Vorrückung in höhere Gehaltsſtufen und 
der Beförderung zu höheren Dienſtſtellen bezweckende 
Anordnungen zu erlaſſen: 


) Siehe den LXX. Band dieſer Hofgeſetz-Sammlung S. 59. N. 32. 


Vom 12. (67) März. 


1. Durch die a. h. Entſchließung vom 23. Februar 
1842 laut Hofkanzlei⸗Decretes vom 22. März 
1842 iſt es den aus dem l. f. Dienſte zur Ge⸗ 
neral⸗Direction der Staats-Eiſenbahnen provi⸗ 
ſoriſch oder zeitlich berufenen Individuen für die 
Dauer als man ihre Verwendung im Dienſte der 
Staats⸗Eiſenbahnen bedarf und ſo lange als ſie 
für dieſen Dienſt nicht definitiv angeſtellt werden, 
nicht bloß die Stelle, welche ſie vor ihrer Be⸗ 
rufung hatten, ſondern auch a) die allfällige Vor: 
rückung in die höheren Gehaltselaſſen, und b) der 
Anſpruch auf Beförderung in höhere Dienſtes⸗ 
ſtellen bei der Branche, bei welcher ſie ſich be— 
fanden, vorbehalten werden. 

Die Provinzial⸗Baudirection hat daher jedes aus 
ihrem Stande proviſoriſch oder zeitlich zur Dienſt⸗ 
leiftung bei der Staats-Eiſenbahn berufene Indi⸗ 
viduum in ihrem Perſonal- Status fortzuführen 
und mit der Bemerkung dieſer Verwendung bei 
der Staats ⸗Eiſenbahn fo lange in Evidenz zu 
halten, bis ihr im ämtlichen Wege die Verſtän⸗ 
digung zukömmt, das dasſelbe ſeiner Behörde 
zurückgegeben wird, oder bei der General-⸗Diree⸗ 
tion für die Staats⸗Eiſenbahnen eine definitive 
Anſtellung erhalten hat. 

„Hat ein folder Beamter bei feiner Behörde nur 
in Folge einer Gradual-Vorrückung in die hö⸗ 
here Gehaltsclaſſe zu treten, ſo darf derſelbe 
wegen ſeiner Verwendung im Dienſte der Staats⸗ 
Eiſenbahnen nicht durch andere im Range nad: 
ſtehende Individuen übergangen werden, ſondern 
es iſt ihm der Tag, mit Rn für ihn der 


Vom 12. (68) März. 


höhere Bezug angefallen iſt, im ämtlichen Wege 
bekannt zu geben. 

„ Um dieſen Individuen auch den Anſpruch auf 
Beförderung zu höheren Dienſtſtellen bei ihren 
Behörden zu ſichern, haben dieſe Behörden die 
vorkommenden Erledigungen höherer Dienſtſtellen 
bei denſelben der General-Direction für die 
Staats-Eiſenbahnen von Fall zu Fall zur wei⸗ 
teren Verſtändigung der betroffenen Individuen 
rechtzeitig bekannt zu geben, damit die letzteren 
ihre zur Erlangung eines erledigten höheren 
Dienſtpoſtens erforderlichen Schritte machen, und 
ihre Geſuche durch die General-Direction für 
Staats-Eiſenbahnen einbegleiten laſſen können. 
. Bei der wirklichen Verleihung ſolcher erledigter 
Dienſtplätze haben die verleihenden Behörden auf 
die Geſuche der bei der General-Direction für 
die Staats⸗Eiſenbahnen zeitlich in Verwendung 
ſtehenden Individuen die geeignete Rückſicht zu 
nehmen, auch wenn der Bewerber nicht ausdrück— 
lich erklärt, daß er ſeinerſeits die Abſicht habe, 
den Dienſt der Staats-Eiſenbahn zu verlaſſen und 
feiner Behörde zurückgegeben zu werden. Der Um⸗ 
ſtand allein, daß der Competent für die Staats- 
Eiſenbahn verwendet wird, darf bei ſonſt glei— 
chen Verhältniſſen keinen Grund abgeben, dem— 
ſelben die angeſuchte Beförderung bei ſeiner 
Branche zu verſagen. f 

. Im Falle einem im Dienſte der Staatsbahnen 
verwendeten Individuum die angeſuchte höhere 
Dienſtſtelle wirklich verliehen wird, iſt von 


Vom 12. ( 69 ) März. 
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dieſer Verleihung bei der Ausfertigung des Ans 
ſtellungs⸗Decretes gleichzeitig die General-Diree⸗ 
tion für die Staats⸗Eiſenbahnen in die Kennt⸗ 
niß zu ſetzen, welche nach eingeholter Erklärung 
des beförderten Individuums die Frage, ob 
dasſelbe noch ferner für den Dienſt der Staats— 
Eiſenbahnen benöthiget werde oder ſeiner Behörde 
zurückgegeben werden könne, in Verhandlung zu 
nehmen, und die Landesſtelle von dem gefaßten 
Beſchluſſe ſchleunigſt in die Kenntniß zu ſetzen hat. 
Hofkanzlei-Decret vom 12. März 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
stellen. 


31. 
Beſtimmungen über die Abſchreibung der nicht 
fällig gewordenen Dienſt⸗Tax⸗Raten. 


Der Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird zur Wiſ— 
ſenſchaft und Darnachachtung bedeutet, daß in Folge 
a. h. Entſchließung vom 2. März 1847 die nach dem 
§. 186 des St. u. T. G. (166 ital. Text) ſtattfin⸗ 
dende Abſchreibung der nicht fällig gewordenen Dienft- 
Tax⸗Raten in jenen Fällen, wo dem Beamten oder 
Diener ausgedehntere Zahlungsraten als die geſetzli⸗ 
chen von der allgemeinen Hofkammer bewilliget wur— 
den, ſich nach der mit dem §. 223 des St. u. T. G. 
(F. 202 ital. Text) beſtimmten geſetzlichen Zahlungs- 
friſt und nicht nach der durch eine beſondere Bewilligung 
zugeſtandenen erweiterten Rateneinzahlung zu richten habe. 


Hofkammer⸗Decret vom 12. März 1847, an ſämmtliche Came⸗ 
ral⸗Gefällen-Verwaltungen. 


Bom 16. ( 70) März. 


32. 


Beſtimmungen über die Durchſuchung der 
Tabak⸗Pfeifen. 

Man findet ſich veranlaßt, im Nachhange zu dem 
Decrete vom 20. November 1838 * zu verordnen, daß eine 
Durchſuchung der Tabak-Pfeifen nicht Statt zu finden 
habe, und der in denſelben enthaltene Tabak, falls er 
bereits angebrannt iſt, und die Pfeife die gewöhnliche Größe 
nicht überſchreitet, — nicht in Strafanſpruch zu ziehen ſei. 
Hoffammer-Derret vom 16. März 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 

meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 
33. 

Stämpelbehandlung der Amts-Correſpon⸗ 
denz hinſichtlich der Einhebung der Taxen und 
der Tax⸗Noten⸗Zuſendung. 

Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 23. Februar 1847 zu beſtimmen geruhet, 
daß die Einſchreiten der Dominien und Magiſtrate 
bei andern Dominien und Magiſtraten oder auch bei 
l. f. Behörden um die Einbringung von Taxen, wel⸗ 
che die Dominien und Magiſtrate in Folge vorgenom- 
mener gerichtlicher oder ſonſtiger obrigkeitlicher Aete 
von Parteien zu fordern haben, als Schriften in der 
offieiofen Amts⸗Correſpondenz im Sinne des §. 81, 
Z. 5, dem Stämpel nicht unterliegen; es möge dieſes 
Anſuchen mittelſt erſter oder erneuerter Inſinuate, Er⸗ 
ſuchſchreiben u. ſ. w. geſtellt, oder der officioſen ge= 
richtlichen Correſpondenz beigefügt ſeyn. 


) Siehe den LXIV. Band dieſer Geſetzſ. Seite 370, Nr. 176. 
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Vom 25. (71) März. 


Nach denſelben Grundſätzen ſind auch die Zuſchriften 
dieſer Behörden, womit die gedachten eingehobenen Taxen 
überſchickt oder ſaldirte Taxnoten zurückgeſchickt werden, 
ſtämpelfrei. | 
Hoffammer-Deeret vom 23. März 1847, an ſaͤmmtliche Came⸗ 

ral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


34. 


Stämpelbehandlung der Schriften in Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Obrigkeiten und Unterthanen. 

Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 13. Februar 1847 zu bewilligen geruht, 
daß die mit dem $. 81, Z. 8 des St. u. T. G., feſt⸗ 
geſetzte Stämpelfreiheit auf die Schriften in denjeni⸗ 
gen Verhandlungen ausgedehnt werde, welche von den 
politiſchen Behörden im Grunde des §. 32 des Un⸗ 
terthans⸗Patentes vom 1. September 1781 über Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen Obrigkeiten und Unterthanen gepflo= 
gen werden; jedoch habe ſich dieſe Ausdehnung der 
Stämpelfreiheit nicht auf die Vergleiche oder andere 
zur Rechtsverbindlichkeit beſtimmte Urkunden zu erſtre— 
cken, welche bei dieſen Verhandlungen zwiſchen den 
ſtreitenden Theilen zu Stande kommen. 

Weiter haben Seine Majeſtät mit eben dieſer a. 
h. Entſchließung zu beſtimmen geruhet, daß dieſe 
Stämpelfreiheit auf die Verhandlungen über die er- 
wähnten Streitigkeiten, welche im Rechtswege ausge— 
tragen werden, keine Anwendung findet. 
Hofkammer⸗Decret vom 25. März 1847, an die Cameral-Gefäl⸗ 


len⸗Verwaltungen in Oeſterreich, Böhmen, Mähren und 
Schleſien, Galizien, Steiermark, Illirien und Küſtenland. 


Vom 26. (72) 


35. 


Stämpelgebrauch bei den Kirchenvermögens⸗ 
Verwaltungen. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlie⸗ 
ßung vom 22. December 1846 zu geſtatten geruht, 
daß die zur Verwaltung im lombardiſch-venetianiſchen 
Königreiche beſtellten fabbricerie, in Abſicht auf die 
Stämpelpflicht, nach den Grundſätzen behandelt wer— 
den, welche mit der Hofkammer-Verordnung vom 
20. October 1840 für öffentliche Anſtalten, die 
aus den Finanzen nicht dotirt werden, ausgeſprochen 
wurden. 

Die allgemeine Hofkammer hat im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei ſonach zu 
beſtimmen befunden, daß derſelbe, in Abſicht auf die 
Stämpelpflicht, ausgeſprochene Grundſatz auch auf 
die Kirchenvermögens-Verwaltungen in den übrigen 
ſtämpelpflichtigen Ländern ausgedehnt werde. 

Dieſem Grundſatze gemäß werden die Kirchenver- 
mögens⸗Verwaltungen ſtämpelfrei ſeyn, in dem Verkehre 
und in der Correſpondenz mit den öffentlichen Behörden, 
Aemtern und Obrigkeiten, und bezüglich der Ausfertigun— 
gen an Private, in ſoferne das Geſetz die Ausfertigungen 
nicht ausdrücklich dem Stämpel unterwirft. 

Bei der Ausſtellung von privatrechtlichen Urkun⸗ 
den, als: Verträgen, Schuldſcheinen, Quittungen 
u. dgl., im Rechtsſtreite oder in Gegenſtänden des 
adeligen Richteramtes, und ſomit auch bei fiscalämtlis 


Bom 29, (73) März. 


chen Vertretungen, werden dagegen die Kirchenver⸗ 
mögens⸗Verwaltungen der Stämpelpflicht unterliegen. 

Der Stämpelpflicht haben ferner alle Eingaben und 
Schriften zu unterliegen, welche von den Parteien bei 
den Kirchenvermögens-Verwaltungen eingebracht werden. 


Hofkammer⸗-Deeret vom 26. März 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltungen. 


Hofkanzlei-Decret vom 11. April 1847, an ſämmtliche Länderſtel⸗ 
len der deutſchen Provinzen. 


36. 


Verbot der Cumulirung der Stämpel mehrerer 

Bögen auf Einem und der Compenſation der 

höher geſtämpelten Bögen mit den gar nicht 
oder zu niedrig geſtämpelten. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat an ſämmtliche 
k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltungen die Weiſung erlaf- 
fen, daß nach dem §. 92 des Stämpel- und Tax-Geſetzes 
(deutſcher Text) jede ſtämpelpflichtige Urkunde oder Schrift 
gleich bei der Ausfertigung auf dem mit dem geſetzmäßigen 
Stämpel verſehenen Papiere geſchrieben werden müſſe. 

Ferner ſetzen die §§. 19, 23, 26, 40, 50, 69, 70, 72, 
76 (deutſcher Text) und andere, die in denſelben aufgeführ: 
ten Stämpelbeträge für den einzelnen Bogen mit den Aus- 
drücken: für den Bogen, für jeden Bogen feſt. 

Nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen iſt ſonach jeder 
Bogen für ſich als ein abgeſondertes der Stämpelges 
bühr zu unterziehendes Object anzuſehen, welches mit 
dem vorgeſchriebenen Stämpel verſehen ſeyn muß; 
wornach die Verwendung eines Stämpelbogens nach 


Vom 31. (74) März. 


dem Geſammtbetrage der übrigen Bögen, oder Die 
Cumulirung der Stämpel mehrerer Bögen auf Einem 
als ungeſetzlich erſcheint, ſomit auch die Compenſation 
der höher geſtämpelten Bögen mit den gar nicht oder 
zu niedrig geſtämpelten unzuläſſig iſt. 

Hofkammer⸗Decret vom 29. März 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 

meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 
Hofkanzlei⸗Decret vom 29. April 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 


37. 


Portobefreiung der an die vereinigte Hofkanzlei 
einzuſendenden Marktpreis⸗Tabellen. 


Die allgemeine Hofkammer hat laut Eröffnung 
vom 23. März 1847 an die oberſte Hofpoſtverwaltung 
die Weiſung erlaſſen, daß die von den Obrigkeiten 
der Marktorte unmittelbar an die vereinigte Hofkanzlei 
eingeſendeten und als ſolche bezeichneten Markt⸗ 
preistabellen für die Dauer der bezüglichen Verfügung 
der vereinigten Hofkanzlei portofrei behandelt werden. 
Hofkanzlei⸗Präſidialſchreiben vom 29. März 1847 an ſämmtliche Laͤn⸗ 

derchefs, mit Ausnahme Mailand, Venedig und Dalmatien. 


38. 
Porto⸗Ermäßigung für die zur Fahrpoſt auf⸗ 
gegebenen Druckſachen. 

Zu Folge Hofkammer-Deeretes vom 31. März 
1847 haben an der im $. 54 des Port o⸗Regula⸗ 
tives vom Jahre 1842 bewilligten Porto-Ermä⸗ 
ßig ung, außer Büchern, Broſchüren und Muſikalien, 
auch die Sendungen aller ſonſtigen Druckſachen 
Theil zu nehmen, in ſoferne ſie ſich auf eigentliche 


Vom 9. (75) April. 


Druckſachen beſchränken, und nicht in die Katego⸗ 
rie der Documente oder ſonſtiger Urkunden gehö⸗ 
ren, für welche in dem gedachten Tax⸗Regulativ eigene 
Portogebühren beſtimmt ſind. 

Die Parteien, welche auf dieſe Begünſtigung 
Anſpruch machen, haben daher den Inhalt ihrer Sen⸗ 
dungen in einer Art anzugeben, welche ihre Eigen⸗ 
ſchaft als einfache Druckſachen unzweifelhaft erken⸗ 
nen läßt, widrigens bei der Portobemeſſung einer 
Ermäßigung der Gebühr nicht ſtattgegeben werden darf. 

Dieſes wird mit der Erinnerung bekannt gemacht, 
daß die unrichtige Declaration von Schrif— 
ten, Documenten oder Urkunden als ſolche 
Druckſachen, denen die obige Porto-Ermäßigung 
zugeſtanden iſt, nicht nur in Gemäßheit des §. 423, 
Z. 2 des Gefälls⸗Strafgeſetzes, als eine Gefälls⸗ 
Verkürzung behandelt wird, ſondern auch die im 
$. 13 der Fahrpoſt⸗Ordnung vom 6. Julius 1838 
für falſche Deelarationen im Allgemeinen feſtgeſetzte 
Conventional⸗Strafe der Entrichtung des vierfachen 
Porto nach ſich zieht. 

Hofkammer⸗Decret vom 31. März 1847, an ſämmtliche Länderſtellen 
und Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


39. 

Beſtimmungen über die Vergütung der 
Verpflegsgebühren aus dem den Findlingen 
zugefallenen Vermögen. 

Aus Anlaß einer Anfrage der Wiener k. k. Fin⸗ 


delhaus⸗Direction in Betreff des Anſpruches des 
Findelhausfondes auf Vergütung der Verpflegsgebüh⸗ 


Vom 10. (76) April. 


ren eines abgeſchriebenen Findlings wird der Landes⸗ 
ſtelle im Einvernehmen mit der k. k. oberſten Juſtiz⸗ 
ſtelle und der allgemeinen Hofkammer bedeutet, daß 
es von der in dem Hofkanzlei-Deerete vom 21. No⸗ 
vember 1839 ausgeſprochenen Rückvergütung der 
Verpflegskoſten aus dem einem noch nicht abgeſchrie⸗ 
benen Findlinge zugefallenen Vermögen, in ſo weit es 
den Zeitpunct vor der Vermögenserwerbung anbelangt, 
einſtweilen abzukommen hat. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 9. April 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 
40. 


Beſtimmung über das dem Notherben gebüh⸗ 
rende Recht, bezüglich ſeines Antheiles an 
dem Gewinne und Verluſte, und an den 
Früchten der Erbſchaft, Rechnung zu fordern. 


Seine k. k. Majeſtät haben zur Erläuterung des 
§. 786 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches mit 
allerhöchſter Entſchlieſung vom 30. Januar 1847 zu 
erklären geruhet, daß der Notherbe nach den 
§§. 786, 830 und 837 des bürgerl. Geſetzbu⸗ 
ches berechtigt ſei, über den ihm, vom Tode 
des Erblaſſers an, bis zur wirklichen Zu— 
theilung des Pflichttheiles gebührenden 
verhältnißmäßigen Antheile an Gewinn 
und Verluſt, und an den Früchten der 
Erbſchaft Rechnung zu fordern. 


Hofkanzlei-⸗Decret vom 10. April 1847, an ſämmtliche deutſche. 
Länderſtellen und an das Gubernium in Dalmatien. 


April. 


41. 


Penſionen der Witwen ⸗Societät der juridi- 

ſchen Facultät der Wiener Hochſchule ſind 

bei Bemeſſung der aus dem Staatsſchatze oder 

aus politiſchen Fonden zu bezahlenden Penſio⸗ 

nen der Witwen und Waiſen nicht in Ab⸗ 
rechnung zu bringen. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſch lie⸗ 
ßung vom 2. Januar 1847 zu bewilligen geruht, daß 
die Penſionen der Witwen⸗Societät der juridiſchen 
Facultät der Wiener Hochſchule bei Bemeſſung der 
aus dem Staatsſchatze oder aus politiſchen Fonden 
zu bezahlenden Penſionen der Witwen und Waiſen 
nicht in Abrechnung zu bringen ſind. 


Hofkanzlei⸗Deeret vom 10. April 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 
12. 


Stämpelbehandlung aller Eingaben und 
Schriften bei den Kirchenvermögens⸗Verwal⸗ 
tungen. 


Seine k. k. Majeſtät heben mit allerhöchſter 
Entſchließung vom 22. December 1846 zu geſtatten 
geruht, daß die zur Verwaltung im lombardiſch-vene⸗ 
tianiſchen Königreiche beſtellten fabbricerie, in Abſicht 
auf die Stämpelpflicht, nach den Grundſätzen behan⸗ 
delt werden, welche mit der hohen Hofkammer-Ver— 
ordnung vom 20. October 1840 für öffent⸗ 


Vom 11. (78) April. 


liche Anftalten, die aus den Finanzen nicht dotirt 
werden, ausg eſprochen wurden. 

Die k. k. allgemeine Hofkammer hat im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit der k. k. vereinigten Hofkanzlei ſonach 
u beſtimmen befunden, daß derſelbe, in Abſicht auf 
die Stämpelpflicht, ausgeſprochene Grundſatz auch 
auf die Kirchenvermögens-Verwaltungen in den übri⸗ 
gen ſtämpelpflichtigen Ländern ausgedehnt werde. 

Dieſem Grundſatze gemäß werden die Kirchen⸗ 
vermögens- Verwaltungen ſtämpelfrei ſeyn, in dem 
Verkehre und in der Correſpondenz mit den öffent⸗ 
lichen Behörden, Aemtern und Obrigkeiten, und bezüg⸗ 
lich der Ausfertigungen an Private, in ſoferne das Geſetz 
die Ausfertigungen nicht ausdrücklich dem Stämpel 
unterwirft. 

Bei der Ausſtellung von privatrechtlichen Urkun⸗ 
den, als: Verträgen, Schuldſcheinen, Quittungen 
u. dgl., im Rechtsſtreite oder in Gegenſtänden des 
adeligen Richteramtes, und ſomit auch bei fiscalämt⸗ 
lichen Vertretungen, werden dagegen die Kirchenver⸗ 
mögend = Verwaltungen der Stämpelpflicht unterliegen. 

Der Stämpelpflicht haben ferner alle Eingaben 
und Schriften zu unterliegen, welche von den Parteien 
bei den Kirchenvermögens-Verwaltungen eingebracht 
werden. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 11. April 1847, an ſämmtliche Länderftellen, 
mit Ausnahme Mailand, Venedig, Dalmatien und Kuͤſtenland. 

Hofkammer⸗Decret vom 26. März 1847 an ſämmtliche Ca⸗ 
meral⸗Gefaͤllen⸗ Verwaltungen. 


Vom 12. (79) ö April. 


43. 
Uebertragung der Fälle von ſchweren Poli⸗ 
zei⸗Uebertretungen gegen die Sicherheit der 
Ehre an die Polizeibehörden in Wien. 


Im Einvernehmen mit der k. k. Polizei- und 
Cenſur⸗Hofſtelle findet die k. k. vereinigte Hofkanzlei 
die ſtrafgerichtliche Behandlung ſämmtlicher in dem 
§. 241 des St. G. B. II. Th. vorgeſehenen Fälle von 
ſchweren Polizei⸗Uebertretungen gegen die Sicherheit 
der Ehre den Polizeibehörden Wiens in der ganzen 
Ausdehnung der ihnen zugewieſenen Bezirke definitiv 
zu übertragen. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 12. April 1847, an die k. k. nieberöfter- 
reichiſche Regierung. 


44. 


Stämpelfreiheit der Dominien bei der Eor- 
reſpondenz wegen Taxen⸗Einbringung. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 23. Februar 1847 zu beſtimmen geru⸗ 
het, daß die Einſchreiten der Dominien und Magi- 
ſtrate bei anderen Dominien und Magiſtraten, oder 
auch bei landesfürſtlichen Behörden um die Einbrin⸗ 
gung von Taxen, welche die Dominien und Magiſtrate 
in Folge vorgenommener gerichtlicher oder ſonſtiger 
obrigkeitlicher Acte von Parteien zu fordern haben, als 
Schriften in der officioſen Amts⸗Correſpondenz im 
Sinne des §. 81, 3. 5, dem Stämpel nicht unter⸗ 
liegen, es möge dieſes Anſuchen mittelſt erſter oder 


* — 


Vom 14. (80) April. 


erneuerter Inſinuate, Erſuchſchreiben u. ſ. w. geſtellt, 
oder der officioſen gerichtlichen Correſpondenz beige— 
fügt ſeyn. 

Nach denſelben Grundſätzen ſind auch die Zu— 
ſchriften dieſer Behörden, womit die gedachten eingeho— 
benen Taxen überſchickt, oder ſaldirte Taxnoten zurückge⸗ 
ſchickt werden, ſtämpelfrei. 


Hoffanzlei-Decret vom 12. April 1847, an ſämmtliche Länder: 
ſtellen, mit Ausnahme von Mailand, Venedig und Dalmatien. 


45. 


Nähere Beſtimmungen über die Stämpelfrei- 
heit der Schriften über Unterthans⸗Streitig⸗ 
keiten. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 13. Februar 1847 allergnädigſt zu be⸗ 
ſtimmen geruht, daß die mit dem $. 81, Z. 8 des Tax⸗ 
und Stämpel⸗Patentes beſtimmte Stämpelfreiheit auf 
die Schriften in jenen Verhandlungen ausgedehnt werde, 
welche von den politiſchen Behörden im Grunde des 
§. 32 des Unterthans⸗Patentes vom 1. September 1781 
über Streitigkeiten zwiſchen Obrigkeiten und Untertha⸗ 
nen gepflogen werden. 

Die Ausdehnung der Stämpelfreiheit habe ſich je⸗ 
doch nicht auf die Vergleiche oder andere zur Rechts— 
verbindlichkeit beſtimmte Urkunden zu erſtrecken, welche 
bei ſolchen Verhandlungen zwiſchen den ſtreitenden 
Theilen zu Stande kommen. Weiter haben Se. k. k. 
Majeſtät zu beſtimmen geruht, daß die Stämpelfreiheit 


Vom 15. e April. 


auf die Verhandlung der erwähnten Streitigkeiten 
im Rechtswege keine Anwendung finde. 


Hofkanzlei-Deeret vom 14. April 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen, mit Ausnahme der Lombardie, Venedig, Dal— 
matien und Tirol. 


46. 


Verbot der Erzeugung, des Verkaufes und 
des Gebrauches explodirender Stoffe. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 6. April 1847 ſowohl die Erzeugung 
als den Verkauf und den Gebrauch explodirender 
Stoffe bis auf weitere allerhöchſte Verfügung ſtrenge 
zu unterſagen geruht. 


Hof kanzlei⸗Decret vom 15. April 1847, an ſämmtliche Länderftellen. 


47. 
Beſtimmungen über das Verfahren gegen die 
in Concurs verfallenen Schuldner. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 13. März 1847 in Beziehung auf die 
Verpflichtung in Concurs verfallener Schuldner zur 
Angabe ihres Vermögensſtandes, und die gegen die- 
ſelben einzuleitende Unterſuchung und Beſtrafung fol⸗ 
gende Beſtimmungen zu erlaſſen geruht: 

§. 1. 

Jeder in Concurs verfallene Schuldner, welcher 
vor Eröffnung des Coneurſes noch kein genaues Ber: 
mögens⸗ und Schuldenverzeichniß überreicht hat, iſt 
von dem Richter dazu anzuhalten. 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 6 


Vom 17. (82) April, 


Dieſes Verzeichniß muß von dem Gemeinſchuld— 
ner nicht nur eigenhändig unterzeichnet ſeyn, ſondern 
auch ſein ausdrückliches Anerbiethen zur eidlichen Be— 
ſtätigung enthalten, daß er in dem angegebenen Aetiv⸗ 
ſtande nichts verſchwiegen, und im Paſſipſtande nichts 
erdichtet habe, und der Eid iſt, wenn es auch nur 
ein einziger Gläubiger verlangt, wirklich abzulegen. 
(St. G. B. I. Theil, §. 178.) 

§. 2. 

Bei Eröffnung des Concurſes hat die Concurs⸗ 
Inſtanz jedesmal ſogleich eine ſtrenge Unterſuchung ge⸗ 
gen den Gemeinſchuldner von Amtswegen einzuleiten, 
und den Grund feiner Zahlungsunvermögenheit zu er— 


forſchen. 
§. 3. 


Sie hat ſich zu dieſem Ende ſeiner Perſon zu ver⸗ 
ſichern, und ihn, wenn er ſeine Schuldloſigkeit nicht 
auszuweiſen vermag, in Arreſt zu nehmen. 

Hätte ſich der Gemeinſchuldner entfernt, ſo iſt 
wegen deſſen Verfolgung und Anhaltung das Nöthige 
durch die geeignete Behörde einzuleiten; die Koſten 
der Verfolgung des Gemeinſchuldners und feiner Ber: 
pflegung im Arreſte ſind, ſoferne er ſich nur der 
Unterſuchung oder Strafe wegen im Gefängniſſe be⸗ 
findet, bei l. f. Gerichten aus der Staatscaſſe, bei an⸗ 
deren von dem Inhaber der Gerichtsbarkeit zu beſtreiten. 

§. A. 

Kann der Gemeinſchuldner ſich nicht ausweiſen, 
daß er bloß durch Unglücksfälle und unverſchuldet in 
die Unmöglichkeit gerathen fei, feine Gläubiger voll 

ſtändig zu befriedigen, fällt ihm übermäßiger Aufwand 


Bom 17. (8) April. 


zur Laſt, oder hat er, nachdem der Paffivftand den 
Aetivſtand bereits überſtieg, den Concurs nicht ſogleich 
ſelbſt bei Gericht angemeldet, ſondern neue Schulden 
gemacht, Zahlungen geleiſtet, Pfand oder Bedeckung 
angewieſen, fo iſt er von dem Concursrichter zu ſtren⸗ 
gem Arreſte von drei Monaten bis zu einem Jahre 
zu verurtheilen. Dieſe Strafe iſt nach Umſtänden 
durch Faſten oder ſchwere Arbeit zu verſchärfen. 
§. 5 


Ergeben ſich Anzeigen eines Verbrechens gegen 
den Gemeinſchuldner, jo find die Unterfuchungsacten 
dem Criminalgerichte zu übergeben, welches die Vor⸗ 
ſchriften der $$. 178, 181, 182 und 183 des I. Theils 
des St. G. B. mit aller Strenge zur Anwendung 
zu bringen hat. 

Das Criminalgericht ſoll die getroffene Verfü⸗ 
gung und den Erfolg der von ihm eingeleiteten 
weiteren Unterſuchung, wenn es ſich auf eine Strafe 
zu erkennen nicht beſtimmt fände, der Concurs⸗Inſtanz 
eröffnen, von welcher in ſolchem Falle die Vergehen 
des Gemeinſchuldners immer nach der Vorſchrift des 
§. 4 zu beſtrafen ſind. Gegenvorſtellungen der Gläu⸗ 
biger oder eingeleitete Vergleichs-Unterhandlungen 
dürfen die Unterſuchung und Beſtrafung des Gemein⸗ 
ſchuldners niemals hindern. 

§. 6. 

Zum Behufe der eingeleiteten Unterſuchung kann 
die Concurs⸗Inſtanz auch andere, obgleich unter einer 
fremden Gerichtsbarkeit ſtehende Perſonen, welche an 
den widerrechtlichen Handlungen des Gemeinſchuldners 
Theil genommen haben, oder davon unterrichtet ſind, 
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Bom 17. (84) April. 


vorladen und vernehmen. Insbeſondere ſoll ſeine Ehe⸗ 
gattin bei dem Verdachte einer Theilnahme an Ueber⸗ 
vortheilung der Gläubiger zur Rede geſtellt und der 
Wahrheit ihrer Angaben von Amtswegen nachgeforſcht 
werden. Ergeben ſich gegen dieſe Perſonen Anzeigen 
eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Ueber⸗ 
tretung, ſo ſind ſie dem Strafgerichte mitzutheilen. 
$. 7. 


Die im F. A feſtgeſetzten Strafen ſollen auch 
bei in Concurs verfallenen Handelsleuten die ſtrengſte 
Anwendung finden, und insbeſondere auch dann ein⸗ 
treten: 

a) wenn der Gemeinſchuldner die Handlung ſchon in 
verſchuldetem Zuſtande, oder, ſoferne nach den 
Handelsgeſetzen zur Ausübung eines Handlungsbe- 
fugniſſes ein beſtimmter Handlungsfond erforderlich 
iſt, ohne den Beſitz desſelben und mit Hinterge- 
hung der Behörde über die wahre Beſchaffenheit 
ſeines Vermögensſtandes angetreten hat; 

b) wenn er ſchon einmal in Coneurs verfallen war, 
und die Erlaubniß zum Wiederantritte ſeines Ge— 
ſchäftsbetriebes, in ſoferne derſelbe durch die Vor⸗ 
ſchriften über die Ausübung der Handlungsbefug⸗ 
niſſe an beſtimmte Bedingungen gebunden iſt, 
durch falſche Angaben über den Beſtand derſelben 
erlangt hat; i 

e) wenn er die vorgeſchriebenen Handlungsbücher 
gar nicht oder ſo mangelhaft geführt hat, daß 
der Gang ſeines Geſchäftsbetriebes und der Stand 
ſeines Vermögens nicht darnach beurtheilt werden 
kann; 


Vom 17. (85) April. 


d) 


wenn er bei der Buchführung auch nur in An- 
ſehung einzelner Poſten abſichtliche Unrichtigkeiten 
begangen, wenn er die Bücher ganz oder theil- 
weiſe vernichtet, unterdrückt, oder den Inhalt der⸗ 
ſelben auf was immer für eine Weiſe entſtellt 
hat; 


e) wenn er über die Entſtehung von Schulden, oder 


über die Verwendung bedeutender Empfänge an 
Geld, Waaren oder anderen Gegenſtänden keine 
befriedigende Aufklärung zu geben vermag; 


1) wenn er ſich in verſtellte ihrer wahren Beſchaf⸗ 


8) 


fenheit nach auf bloße Wetten gerichtete Liefe⸗ 
rungs⸗Verträge über Credits⸗Papiere oder Waa⸗ 
ren, oder in andere gewagte, mit feinen Vermö⸗ 
genskräften in keinem Verhältniſſe ſtehende Ge⸗ 
ſchäfte eingelaſſen hat; 

wenn er zu einer Zeit, da es ihm bereits bekannt 
war, daß der Paſſivſtand den Aetivſtand über- 
ſteige, die Eröffnung des Concurſes durch Ver- 
ſchleuderung ſeiner Waaren unter ihrem wahren 
Werthe, oder durch andere, ſeinen Gläubigern ver⸗ 
derbliche, obgleich nicht betrügliche Mittel zu ver⸗ 
zögern geſucht hat. 

ER 
Welche Handlungen einem in Concurs verfallenen 


Handelsmanne als das Verbrechen des Betruges zuge— 
rechnet werden, wird durch das St. G. B. beſtimmt. 


§. 9. 
Wenn eine Handlungsgeſellſchaft in Concurs ver— 


fällt, ſo iſt die Strafe gegen alle Mitglieder, welchen 


das 


erhobene Verſchulden zur Laſt fällt, und wenn ein 


Vom 17, ( 86 ) Apiil. 


in Concurs gerathener Handelsmann die Geſchäfte nicht 
ſelbſt geführt hat, auch gegen den ſchuldtragenden Ver⸗ 
walter der Handlung zu verhängen. 

§. 10. 

Zeigt ſich bei der Unterſuchung wider einen in 
Concurs verfallenen Handelsmann, daß ſich derſelbe 
hinſichtlich des Ausweiſes über den Beſitz des vorge⸗ 
ſchriebenen Handlungsfondes bei Antritt ſeines Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes oder zur Erlangung der Wieder⸗ 
befähigung (§. 7, lit. b), falls er ſchon einmal in Con⸗ 
curs verfallen war, einer Hintergehung der Behörde 
über den wahren Stand ſeines Vermögens ſchuldig ge⸗ 
macht habe, ſo ſind alle Perſonen, welche zu dieſem 
Zwecke durch fälſchliche Beſtätigung eines von dem 
Verſchuldeten vorgegebenen Vermögenserwerbes durch 
Behändigung von Geldern oder Effecten zum ſcheinba⸗ 
ren Ausweiſe über den Beſitz derſelben, durch Anerken⸗ 
nung erdichteter Forderungen, Verheimlichung von Ge⸗ 
genanſprüchen, oder ſonſt auf was immer für eine 
Weiſe mitgewirkt haben, nicht nur als Mitſchuldige zu 
beſtrafen ($. 4), ſondern auch den Concursgläubigern 
zum Erſatze desjenigen Vermögensbetrages, zu deſſen 
erdichteter Ausweiſung ſie beigetragen haben, zur unge⸗ 
theilten Hand verantwortlich. 

§. 11. 

Gläubiger, welche ſich, um den Verſchuldeten zur 
Wiederbefähigung ($. 7, lit. b) behilflich zu ſeyn, mit 
ihren Forderungen nur zum Scheine als befriedigt er- 
klären, können dieſelben bei Wiederausbruch des Con⸗ 
curſes zum Nachtheile der übrigen Gläubiger nicht mehr 
geltend machen, und haben, wenn ſie von dem Schuld⸗ 


Vom 17. (87) April. 


ner mittlerweile befriediget worden wären, den empfan⸗ 
genen Betrag zum Beſten derſelben zurück zu erſtatten. 
§. 12. 

Die Concurs⸗Inſtanzen ſollen am Schluße eines jeden 
Jahres bei Ueberreichung der Juſtiztabellen auch eine Ta⸗ 
belle über alle wider Gemeinſchuldner eingeleiteten Un⸗ 
terſuchungen vorlegen, und darin den Fortgang derſel⸗ 
ben und die verhängten Strafen, oder wenn ein Ge⸗ 
meinſchuldner weder beſtraft noch an das Criminalge⸗ 
richt abgegeben worden iſt, die Gründe hievon anzeigen. 

In Anſehung der noch anhängigen Unterſuchungen 
haben fie ſich über die der Beendigung entgegenftehen- 
den Hinderniſſe auszuweiſen, und den Erfolg der fort⸗ 
geſetzten Unterſuchung in der Tabelle des nächſten Jah⸗ 
res anzuführen. 

8. 13. 

Die Appellationsgerichte haben dieſe Tabellen genau 
zu prüfen, allenfalls Acten und Unterſuchungs-Proto⸗ 
kolle abzufordern, die wahrgenommenen Gebrechen der 
Unterſuchung zu rügen, und die erſten Behörden nach— 
drücklich zur genauen und ſtrengen Befolgung der Ge— 
ſetze für künftige Fälle anzuweiſen. 

Hofkanzlei⸗Decret vom 17. April 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen der deutſchen Provinzen. 
48. 
Beſtimmungen über die Ertheilung der Aus⸗ 
künfte der Criminal⸗ und Polizei⸗Behörden 
an den Schutzverein für entlaſſene Sträflinge. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchlie⸗ 
ßung vom 13. April 1847 zu geſtatten geruht, daß 


Bom 17. (88) April. 


den Schutzvereinen für entlaſſene Sträflin ge von den 
Criminal» und Polizei-Behörden die angeſuchten Aus⸗ 
künfte in ſo weit ertheilt werden dürfen, als die Mit⸗ 
theilung für die bloß die Perſon des Sträflings im 
Auge habenden Zwecke dieſer Vereine ſich als noth⸗ 
wendig darſtellt, und wegen noch hangender Unterfu- 
chungen oder aus andern Gründen keinem Bedenken 
unterliegt. 


Hofkanzlei-Decret vom 17. April 1847, an ſämmtliche Länderſtellen. 


49. 
Aufnahme des Eiſenoxydhydrats in die öſter⸗ 
reichiſche Pharmacopoea. 


Aus Anlaß eines Falles, wo das Eiſenoxydhydrat 
als Gegenmittel gegen die Vergiftung mit weißem 
Arſenik verſchrieben, jedoch in den Civil-Apotheken nicht 
vorgefunden wurde, weil das neueſte Dispenſatorium 
für Civil⸗Apotheken dieſes Mittel nicht enthält, iſt def- 
ſen nachträgliche Aufnahme in dieſes Dispenſatorium 
in Anregung gekommen. 

Nach der Aeußerung der Wiener medieiniſchen Fa⸗ 
cultät hat ſich das Eiſenoxydhydrat allerdings bei 
Vergiftungen mit weißem Arſenik als Antidotum be⸗ 
währt; iſt jedoch die arſenige Säure an Baſen gebun⸗ 
den, alſo als ein Salz zur Vergiftung angewendet 
worden, fo bleibt das Eiſenoxydhydrat als Gegenmittel 
unwirkſam, und in ſolchen muß das eſſigſaure Eifen- 
oxydhydrat in Anwendung kommen. 

Zur Bereitung beider Präparate wurden von 
der Facultät nachſtehende Recepte angeführt: 


r 


Vom 17. (89) April. 


1. 
Ferrum oxydatum hydratum. 
Syn: Hydras ferri liquidus, Antidotum arsenici 
albi, | 

Rp. Ferri muriatiei oxydati d. v. aqua destillata 
dilue et affunde liquorum ammonii caustici, donec 
praecipitatum fuscum non amplius appareat; praeci- 
pitatum ferri oxydati hydrati ablue aqua pura, quam- 
diu liquidum argento nitrico turbatur. 

Residuo adhuc humido admisce aquae fontanae 
quantitatem sufficientem, ut mixtio pultem tenuem 
liquidum formet, in vitro optime clauso servandum, 

2. 
Ferrum oxydatum aceticum. 

Syn: Acetas ferri liquidus; 

Liquor ferri acetici. 

Antidotum salium arsenicorum et arsenosorum, 

Rp. Ferri oxydati hydrati bene abluti et adhuc 
humidi q. v. solve absque calore in aceti concen- 
trati tanta quantitate, ut portiuncula ferri ocydati 
insoluta remaneat. 

Serva in vase clauso. 

Nachdem die Vergiftungen mit Arſenik die häu⸗ 
figſten ſind, und die neue Auflage der Pharmacopoea, 
in welcher beide Präparate als obligat aufgenommen 
werden, ſich noch einige Zeit hinausziehen dürfte, ſo 
ſind die vorgedachten Bereitungsvorſchriften den 
ſämmtlichen Apotheker-Gremien der Provinz mit der 
Weiſung bekannt zu geben, daß die Apotheker in Zu⸗ 
kunft die beiden vorgenannten Präparate zu führen ver⸗ 
pflichtet ſeien. Die Taxe für dieſe beiden Arzenei⸗ 


Bom 21. (90) April. 


mittel iſt von der Landesſtelle in der Art feſtzuſetzen, 
wie ſolches für die in Gebrauch kommenden nicht offi⸗ 
ciellen Arzeneien vorgeſchrieben iſt. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 17. April 1847, an ſammtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


50. 


Gefällsämtliche Behandlung der Anweisgüter 
der türkiſchen Handelsleute. 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird be⸗ 
deutet, daß die türkiſchen Handelsleute, deren Firmen 
bei dem k. k. öſterreichiſchen Wechſelgerichte protokollirt 
ſind, hinſichtlich jener Waaren, mit welchen ſie nach den 
mit der Pforte abgeſchloſſenen Staatsverträgen in den 
öſterreichiſchen Staaten Handel treiben können, in Be⸗ 
zug auf die gefällsämtlich angewieſenen Waaren nach 
den Beſtimmungen der Zoll- und Staats-Monopols⸗ 
Ordnung den inländiſchen Handelsleuten gleich, und fo- 
mit insbeſondere nach den §§. 134 und 135 der Zoll⸗ 
und Staats⸗Monopols⸗Ordnung zu behandeln ſind. 

Die durch den F. 134 der Zoll- und Staats⸗Mo⸗ 
nopols⸗Ordnung angeordneten obrigkeitlichen Zeugniffe 
ſind für die in Wien ſich aufhaltenden türkiſchen Han⸗ 
delsleute, gleichwie hinſichtlich der inländiſchen Handels⸗ 
leute von der Wiener Ortsobrigkeit, nämlich von dem 
Wiener Magiſtrate auszuſtellen. 


Hofkammer⸗Decret vom 21. April 1837, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen und Cameral-Gefällen⸗Verwaltungen. 


2 9 


Vom 22. (9) April. 


51. 


Verbot des Transportes von Kupferzündhüt⸗ 
chen mittelſt der Fahrpoſt. | 

Die k. k. Hofkammer hat ſich zu der Erklärung be⸗ 

ſtimmt gefunden, daß Kupferzündhütchen zu jenen Sachen 

gehören, welche nach §. 2 der Fahrpoſt⸗Ordnung vom 

6. Julius 1838 vom Transporte mit der Fahrpoſt gänz⸗ 

lich ausgeſchloſſen ſind. 

Hofkammer⸗Decret vom 22. April 1847, an ſämmtliche Laͤnder⸗ 

ſtellen. f 


52. 


Beſtimmungen über die Ausſtellung von Erſatz⸗ 
bolleten oder Verſendungskarten. 


Ueber die geſtellte Frage, ob auf Grundlage der 
nach dem dritten Abſatze des Hofkammer-Deeretes 
vom 28. April 1841 *), über die behufs der Ver⸗ 
längerung der Giltigkeitsdauer ſtattgefundene Ueberrei⸗ 
chung einer Deckunsurkunde ausgefertigten Beſtätigung 
die Ausfertigung von Verſendungskarten oder Erſatzbol⸗ 
leten ſtattfinden kann, wird der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗ 
Verwaltung bedeutet, daß auf dieſe Beſtätigung, welche 
ſelbſt nach dem Wortlaute der gedachten Vorſchrift ledig⸗ 
lich einſtweilen zur Deckung des verbliebenen Waaren⸗ 
vorrathes zu dienen hat, die Ausfertigung von Erſatzbol⸗ 
leten oder Verſendungskarten nicht geſchehen kann. 


Hofkammer⸗Deeret vom 28. April 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


*) Siehe die Beilage. 


Bom 28. (92) April. 


*) Beilage. 


Hofkammer⸗Decret vom 28. April 1841. 


Um in dem Verfahren mit den Geſuchen, in welchen 
vor Ablauf der Giltigkeitsdauer der Deckungsurkunden 
um eine Friſtverlängerung gebeten wird, in der Art 
der Erledigung dieſer Geſuche und der Ausfertigung der 
ertheilten Bewilligung eine Gleichförmigkeit zu erzielen, 
hat die k. k. allgemeine Hofkammer folgende Beſtimmun⸗ 
gen feſtzuſetzen befunden: 

1. Die Anzeige des Umſtandes, daß der Abſatz⸗ 
verbrauch oder die Bearbeitung der vorräthigen Gegen⸗ 
ſtände nicht erfolgte, iſt mit dem Anſuchen um Verlän⸗ 
gerung der für die Annehmbarkeit der Urkunden beſtimm⸗ 
ten Friſt, unter Beibringung der Original-Deckungs⸗ 
urkunde, dem Leiter derjenigen Abtheilung der Gefällen⸗ 
wache, welcher die Partei zum Behufe der Reſpicirung 
zugewieſen iſt, zu machen. 

In denjenigen Städten jedoch, in welchen die Ge- 
werbetreibenden einer beſtimmten Abtheilung der Gefäl⸗ 
lenwache nicht zugewieſen ſind, oder eine Bezirksver— 
waltung ihren Sitz hat, von welcher im kurzen Wege der 
im Orte befindlichen Gefällenwache die nöthigen Auf— 
träge ertheilt werden können, hat an dem bisherigen 
Verfahren in der Ueberreichung jener Geſuche eine Aen⸗ 
derung nicht einzutreten. 

2. Die Leiter der Abtheilung, oder im letzteren Falle 
der zur Amtshandlung beauftragte Angeſtellte der Ge- 
fällenwache hat ſodann die Beſchau vorzunehmen, die— 
jenigen Umſtände, welche für die Gewährung oder Ab- 
weiſung des Anſuchens das Wort zu führen, unverzüg— 
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Vom 28. (3) . April. 


lich zu erheben, und das Ergebniß, wenn ſich nicht etwa 
ſchon bei der Reviſion zeigen ſollte, daß der Fall der Ein⸗ 
ziehung der Deckungsurkunde vorhanden iſt, durch den 
betreffenden Unter⸗Inſpector an das zur Ertheilung der 
Bewilligung ermächtigte Amt, im Falle aber, als nur 
die Bezirksverwaltung oder eine höhere Behörde die 
Bewilligung zu ertheilen berechtiget iſt, an die Bezirks⸗ 
verwaltung zur Veranlaſſung der weiteren Verfügung 
zu leiten. 

3. Dem Berichte über den Reviſionsbefund iſt 
die Original⸗Deckungsurkunde anzuſchließen, der Partei 
jedoch zur einſtweiligen Deckung des verbliebenen Waa⸗ 
renvorrathes eine Beſtätigung zu geben, in welcher 
ausdrücklich anzumerken iſt, welche Deckungsurkunde 
zum Behufe der Verlängerung ihrer Giltigkeitsdauer 
abgenommen, und dem Amte oder der Behörde über— 
reicht worden iſt. 

4, Wird das Anſuchen zurückgewieſen, fo iſt die 
Partei mittelſt Beſcheides davon zu verſtändigen. 

5. Wird das Geſuch bewilliget, fo iſt keine neue 
Urkunde auszufertigen, ſondern auf der Original- 
Deckungsurkunde in der zur Angabe der Giltigkeits⸗ 
dauer derſelben vorgezeichneten Rubrik, oder bei Zah— 
lungsbolleten am Rücken derſelben die Friſtverlänge⸗ 
rung erſichtlich zu machen, und dieſe Bewilligung von 
dem Vorſteher des Gefällen-Amtes, in ſoferne dieſes die 
Friſt⸗Erweiterung bewilligte, in allen andern Fällen aber 
von dem Vorſteher der Bezirksverwaltung zu unter⸗ 
fertigen. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß für derlei Aus: 
fertigungen ein Zettelgeld nicht zu entrichten iſt. Wäre 
nicht mehr der nöthige Raum für dieſe Ausfertigung auf 
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der Original⸗Deckungsurkunde vorhanden, ſo iſt derſel⸗ 
ben zu dieſem Ende ein weißes Papier mit dem Amts⸗ 
ſiegel anzufügen. N 

6. Die mit der Bewilligung der Friſtverlänge⸗ 
rung verſehene Deckungsurkunde iſt unmittelbar dem 
betreffenden Unter⸗Inſpector zuzuſtellen, damit er wegen 
Aushändigung derſelben an die betreffende Partei und 
Zurücknahme der ihr inzwiſchen ertheilten Beſtätigung 
das Nöthige einleite, und die Verfügung treffe, daß vor 
der Aushändigung der Urkunde von dem Stande der zu 
deckenden Vorräthe ſich die Ueberzeugung verſchafft, und 
in jedem Falle auf derſelben der etwa in der Zwi⸗ 
ſchenzeit Statt gefundene Abſatz u. ſ. w. abgeſchrieben 
werde. 

7. In Bezug auf die Stämpel⸗ und Poſtporto⸗ 
Freiheit der Verhandlungen über die in der Frage ſte⸗ 
henden Geſuche iſt ſich nach den beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten zu richten. 

8. Die Gewerbetreibenden ſind insbeſondere über 
den Umſtand, wo die Geſuche angebracht werden ſollen, 
bei geeigneter Gelegenheit in die Kenntniß zu ſetzen. 


53. 


Behandlung der am 1. Mai 1847 in der Serie 

215 verlosten Hofkammer⸗Obligationen zu drei 

und einhalb, zu vier, zu vier und einhalb und 
zu fünf Percent. 


In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hofkammer 
vom 1. Mai 1847 wird, mit Beziehung auf die Cireu⸗ 


Vom 1. (95) Mai. 


lar⸗Verordnung vom 29. October 1829, Nachſtehendes 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 
§. 1. 

Von den Hofkammer⸗Obligationen, welche in die 
am 1. Mai 1847 verloste Serie 215 eingetheilt ſind, 
nämlich Nr. 63,564 bis einſchließig Nr. 65,531, werden 
die darunter begriffenen Capitalien zu vier und einhalb 
und zu fünf Percent an die Gläubiger im Nennwerthe 
des Capitals bar in Conventions⸗Münze zurückgezahlt. 

Die in dieſer Serie enthaltenen Hofkammer⸗Obli⸗ 
gationen zu drei und einhalb und zu vier Percent aber 
werden nach den Beſtimmungen des allerhöchſten Pa⸗ 
tentes vom 21. März 1818 gegen neue mit drei und ein⸗ 
halb und mit vier Percent in Conventions⸗Münze ver⸗ 
zinsliche r umgewechſelt. 

8.2 


Die Auszahlung der verlosten Schuldbriefe zu vier 
und einhalb und zu fünf Percent beginnt am 1. Junius 
1847, und wird von der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und 
Banco⸗Schulden⸗Caſſe geleiſtet, bei welcher die verlosten 
Obligationen einzureichen ſind. 

§. 3. 

Mit der Zurückzahlung des Capitals werden zugleich 
die darauf haftenden Zinſen, und zwar bis Ende April 
1847 zu zwei und ein viertel und zu zwei und einhalb 
Percent in Wiener Währung, für den Monat Mai 1847 
hingegen die urſprünglichen Zinſen zu vier und einhalb 
und zu fünf Percent in Conventinos⸗Münze berichtiget. 

§. 4. 

Bei Obligationen, auf welchen ein Beſchlag, ein 

Verbot oder ſonſt eine Vormerkung haftet, iſt vor der 
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Capitals⸗Auszahlung bei der Behörde, welche den Be⸗ 
ſchlag, den Verbot oder die Vormerkung verfügt hat, 
deren Aufhebung zu erwirken. 


$. 5. 

Bei der Capitals Auszahlung von Obligationen, 
welche auf Fonde, Kirchen, Klöſter, Stiftungen, öffent⸗ 
liche Inſtitute und andere Körperſchaften lauten, finden 
jene Vorſchriften ihre Anwendung, welche bei der Um⸗ 
ſchreibung von derlei Obligationen befolgt werden 
müſſen. 

g. 6. 

Die Umwechslung der in die Verloſung gefallenen 
Hofkammer⸗ Obligationen zu drei und einhalb und zu 
vier Percent gegen neue in Conventions-Münze verzins⸗ 
liche Staats⸗Schuldverſchreibungen geſchieht gleichfalls 
bei der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und Banco⸗Schulden⸗ 
caſſe, bei welcher die verlosten Obligationen einzurei⸗ 
chen ſind. 

. 

Die Zinſen der neuen Schuldverſchreibungen in 
Conventions⸗Münze laufen vom 1. Mai 1847, und die 
bis dahin von den älteren Schuldbriefen ausſtändigen 
Zinſen in Wiener⸗Währung werden bei der Umwechslung 
der Obligationen berichtiget. 


§. 8. 

Den Beſitzern von ſolchen Obligationen, deren Ver⸗ 
zinſung auf eine Filial⸗Credits⸗Caſſe übertragen iſt, 
ſteht es frei, die Capitals-Auszahlung und beziehungs⸗ 
weiſe die Obligations-Umwechslung bei der k. k. Uni⸗ 
verſal⸗Staats⸗ und Banco⸗Schuldencaſſe, oder bei 
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jener Credits⸗Caſſe zu erhalten, wo fie bisher die Zin- 

ſen bezogen haben. 

Hofkammer-Decret vom 1. Mai 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


Kundgemacht in Nieder-Defterreih am 3.; in Oeſterreich ob der 
Enns am 6.; in Mähren und Schleſien am 7.; in Böh- 
men am 10.; in Illirien am 11.; in Tirol und im Kü⸗ 
ſtenlande am 12.; in Galizien am 18. Mai 1847. 


51. 


Beſtrafung des Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit durch boshafte Beſchädigung 
an Eiſenbahnen. 


Seine k. k. apoſtoliſche Majeſtät haben laut Eröff- 
nung der k. k. oberſten Juſtizſtelle am 18. März 1847 
durch allerhöchſte Entſchließung vom 30. Januar 1847 
über die Beſtrafung des Verbrechens der öffentlichen Ge— 
waltthätigkeit durch boshafte Beſchädigung an Eifen- 
bahnen, folgende Beſtimmungen zu erlaſſen geruht: 

§. 1. 

An Eiſenbahnen und den dazu gehörigen Anlagen, 
Beförderungsmitteln, Maſchinen, Geräthſchaften oder 
anderen zum Betriebe derſelben dienenden Gegenſtänden 
verübte boshafte Beſchädigungen, welche ſo beſchaffen 
ſind, daß daraus bei Befahrung der Bahn Gefahr für 
das Leben, die körperliche Sicherheit oder das Eigen- 
thum Anderer entſtehen kann, unterliegen auch, wenn ſie 
gar keinen Unfall zur Folge gehabt haben, der Strafe 
des ſchweren Kerkers von einem bis fünf Jahren, und 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 7 
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wenn die That mit beſonderer Bosheit oder Gefährlich⸗ 
keit verübt wurde, von fünf bis zehn Jahren. 


5. 

Dieſe Strafen finden auch dann Anwendung, wenn 
Jemand aus Bosheit was immer für eine andere Hand⸗ 
lung unternimmt, welche eine Gefahr dieſer Art zu ver— 
urſachen geeignet iſt, oder eine ſolche Gefahr durch ge— 
fließentliche Außerachtlaſſung einer ihm bei dem Eiſen⸗ 
bahnbetriebe obliegenden Verpflichtung herbeiführt. 


§. 3. 

Hat das Verbrechen was immer für einen Unfall 
zur Folge gehabt, ſo iſt auf fünf- bis zehnjährigen, 
auch nach dem Maße der Bosheit oder Gefährlichkeit 
und der nachtheiligen Folgen für das Eigenthum, die 
Geſundheit oder das Leben Anderer auf zehn- bis zwan⸗ 
zigjährigen, unter ſehr beſchwerenden Umſtänden aber 
auf lebenslangen ſchweren Kerker zu erkennen. 

§. 4. 

Wenn das Verbrechen den Tod eines Menſchen zur 
Folge hatte, und dieſes von dem Thäter vorhergeſehen 
werden konnte, ſo ſoll derſelbe mit dem Tode beſtraft 
werden. | 

§. 5. 

Hat ſich dagegen der Thäter nach begangener That 
($$. 1 und 2) entweder ſelbſt oder durch Andere fo ver⸗ 
wendet, daß dadurch jedem Unfalle, welcher aus derſel⸗ 
ben hätte entſtehen können, vorgebeugt wurde, ſo unter⸗ 
liegt er im Falle einer gegen die Vorſchrift des §. 1 
verübten Beſchädigung nur derjenigen Beſtrafung, welche 
er durch dieſe an ſich ſchon nach den Beſtimmungen des 
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§. 74 des Strafgeſetzbuches etwa bewirkt hat; im Falle 
ihm aber nur eine der im §. 2 angeführten Handlungen 
zur Laſt fiel, bleibt er ſtraflos. 

Hofkanzlei-Deeret vom 2. Mai 1847, an die Länderſtellen in 


Nieder⸗Oeſterreich, Böhmen, Mähren und Schleſien, Ga- 
lizien, Steiermark und Illirien. 


55. 
Stämpelbehandlung unplanirter Spielkarten. 


In Folge Hofkammer-Decretes vom 4. Mai 1847 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß im 
Sinne des Hof⸗Decretes vom 16. September 1845 *) 
die unplanirten Spielkarten überhaupt, mit Ausnahme 
der Tarokkarten, ohne Unterſchied, ob ſie mit deutſchem 
oder franzöſiſchem Farbendrucke angefertiget, und ohne 
Unterſchied der Zeichnung, mit welcher ſie verſehen ſind, 
der Stämpelgebühr von ſechs Kreuzern für das Spiel 
unterliegen. 

Halbplanirte Spielkarten, die Spielkarten, welche 
auf einer Seite planirt find, find keine unplanirten Kar⸗ 
ten, und können daher unter die Beſtimmung der gedach— 
ten a. h. Entſchließung nicht ſubſumirt werden. 


Hofkammer⸗Deeret vom 4. Mai 1847, an ſämmtliche Camerals 
Gefaͤllen⸗Verwaltungen. 


*) Siehe den LXXIII. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 150. 
Nr. 118. 


Vom 5. (100) Mai. 


56. i 


Stämpelbehandlung der Wanderbücher für 
Handwerksgeſellen und Arbeiter ). 


Die Wanderbücher für Handwerksgeſellen und Ar⸗ 
beiter unterliegen dem im $. 77 des Stämpel⸗ und 
Tax⸗Geſetzes vorgeſchriebenen Stämpel. Die ſchriftlichen 
Zeugniſſe der Meiſter oder der Fabrikanten, welche ſie 
ihren Geſellen oder Arbeitern über ihr Verhalten beim 
Dienſt⸗Austritte überhaupt oder ſpeciell zum Behufe der 
ämtlichen Eintragung in die Wanderbücher ausſtellen, 
ſind dem im §. 21, Z. 2 des St. u. T. G. vorgezeichne⸗ 
ten Stämpel von 6 Kreuzern unterworfen. 

Die von den Ortsobrigkeiten gemäß der Hofkanzlei⸗ 
Verordnung vom 16. October 1828 **) in die Wander⸗ 
bücher einzutragenden Beſtätigungen über das Verhalten 
der Geſellen und Arbeiter während der Arbeit ſind ohne 
Rückſicht, ob eine ſolche Eintragung auf den Grund 
eines produeirten geſtämpelten Zeugniſſes oder bloß 
aus Anlaß des perſönlichen Erſcheinens des Arbeits- 
gebers mit dem Arbeiter bei der Ortsobrigkeit vorge— 
nommen wird, als ämtliche Acte im Sinne des $. 81, 
Z. 6, ſtämpelfrei. 

Wird aber bei dieſem Acte ein Protokoll aufgenom⸗ 
men, ſo tritt der geſetzliche Protokoll-Stämpel dafür 
ein. Kommt jedoch der Fall vor, daß ein Meiſter oder 
Fabrikant gegen die obige Hofkanzlei-Verordnung, ſomit 


*) Dieſe Verordnung wurde unterm 24. October 1846 auch 
an die öſterreichiſche Cameral-Gefällen-Verwaltung erlaſſen. 

5) Siehe den LVI. Band dieſer Hofgeſetzſammlung Seite 282. 
Nr. 102. 
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ohne Intervenirung der Ortsobrigkeit ein Arbeitszeug— 
niß in das Wanderbuch ſeines Geſellen oder Arbeiters 
einträgt, ſo unterliegt eine ſolche Eintragung dem im 
Abſatze 2 erwähnten Zeugniß-Stämpel, da nur die ämt⸗ 
liche Eintragung als eine ämtliche Ausfertigung in dem 
Sinne des §. 81, Z. 6 des St. u. T. G. zu betrachten iſt. 

Dieß wird zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung 
mit dem Bemerken bekannt gegeben, daß die Beifügung 
der Unterſchrift des Arbeitgebers zu der ämtlichen Ein— 
tragung des Zeugniſſes in das Wanderbuch die dieſer 
Eintragung als einer ämtlichen Ausfertigung zukom— 
mende Stämpelfreiheit nicht aufhebt. 


Hofkammer⸗Decret vom 5. Mai 1847, an die fteiermärkifch- 
illiriſche und böhmiſche Cameral-Gefällen-Verwaltung. 


| 57. 
Freier Gränzverkehr mit landwirthſchaftlichen 
Producten an der ſiebenbürgiſchen Gränze. 


Es lag in der Abſicht der Hofkanzlei, auch für die 
ſiebenbürgiſche Landesgränze die Begünſtigung des freien 
Gränzverkehres mit landwirthſchaftlichen Producten in der 
Art, wie es für die ungariſche Landesgränze *) beſtimmt 
worden war, in Wirkſamkeit zu ſetzen, und es war das 
Verzeichniß der Gemeindebezirke der Bukowina, auf 
welche ſich dieſer freie Gränzverkehr aus Siebenbürgen 
zu erſtrecken hat, in dem Vorhaben abgefordert worden, 
die ſiebenbürgiſche Hofkanzlei damit zu betheilen. Indem 
man nun derſelben hievon Kenntniß gibt, hat das Gu— 


„) Siehe den LXXII. Band dieſer Hofgeſetzſammlung Seite 39. 
Nr. 21. 
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bernium die Kundmachung in entſprechender Art im 

Kreiſe Bukowina zu veranlaſſen. 

Hofkanzlei-Decret vom 21. Mai 1847, an das k. k. galiziſche Lan⸗ 
des⸗Gubernium. 


58. 


Stämplung der im Auslande oder im ſtäm⸗ 
pelfreien Inlande ausgeſtellten Wechſel bei der 
Erhebung des Proteſtes. 


Seine k. k. Majeſtät haben über die Frage: ob die 
im Auslande oder im ſtämpfelfreien Inlande ausgeſtell⸗ 
ten Wechſel, welche ſo lange ſtämpelfrei ſind, bis hievon 
ein ämtlicher oder gerichtlicher Gebrauch gemacht wird 
(§. 82, Z. 1 des deutſchen und §. 65, Z. 1 des italieni⸗ 
ſchen Textes des Stämpel- und Targeſetzes), vor der 
Erhebung des Proteſtes bei dem Notar oder erſt nach 
der Proteſt⸗Erhebung, wenn ſie auf der Grundlage der 
Proteſtation bei Gericht eingebracht werden, der Stämp⸗ 
lung unterzogen werden ſollen, unterm 15. Mai 1847 
folgende allerhöchſte Entſchließung zu erlaſſen geruhet: 

Dadurch, daß Jemand einen im Auslande oder im 
ſtämpelfreien Inlande ausgeſtellten Wechſel bei einem 
Notar oder überhaupt einem zur Aufnahme von Wechfel- 
Proteſten beſtellten Beamten zur Errichtung und Aus⸗ 
fertigung des Proteſtes beibringt, wird von dieſem 
Wechſel ein ſolcher Gebrauch gemacht, welcher nach dem 
§. 83 deutſchen und $. 66 italieniſchen Textes des Stäm⸗ 
pel⸗ und Targeſetzes die Verbindlichkeit begründet, den 
Wechſel vorläufig der Stämplung oder der Beiheftung 
eines Stämpelbogens (Indoſſirung) zu unterziehen. Diefe 
Beiheftung (Indoſſirung) kann der den Proteſt aufneh⸗ 


Vom 1. (103) Junius. 


mende Notar oder Beamte, mit Beobachtung der hier- 
über beſtehenden Anordnungen vollziehen. 


Hofkammer⸗Decret vom 24. Mai 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen und Cameral-Gefällen⸗Verwaltungen. 


59. 


Behandlung der am 1. Junius 1847 in der 
Serie 309 verlosten Obligationen der älteren 
Staatsſchuld zu vier Percent. 


In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hofkammer 
vom 1. Junius 1847 wird, mit Beziehung auf die Circu⸗ 
lar⸗Verordnung vom 29. October 1829, bekannt ge⸗ 
macht, daß die am 1. Junius 1847 in der Serie 309 
verlosten Obligationen von den durch Vermittlung des 
Hauſes Goll aufgenommenen Anlehen zu vier Pereent, 
und zwar Lit. G von Nr. 1201 bis einſchließig Nr. 1400 
und Lit. D von Nr. 1984 bis einſchließig Nr. 3385, 
nach den Beſtimmungen des allerhöchſten Patentes vom 
21. März 1818 gegen neue mit vier Percent in Con⸗ 
ventions⸗Münze verzinsliche Staatsſchuldverſchreibungen 
umgewechſelt werden. 

Die Umwechslung dieſer Obligationen wird ſowohl 
bei der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und Banco⸗Schulden⸗ 
Caſſe in Wien, als auch bei dem Hauſe der Gebrüder 
Sichel zu Amſterdam vorgenommen werden. 


Hofkammer⸗Decret vom 1. Junius 1847, an ſämmtliche Länder- 
ſtellen. Kundgemacht in Nieder-Oeſterreich am 3.; in 
Oeſterreich ob der Enns am 5.; in Mähren und Schleſien 
am 6.; in Böhmen am 8.; in Illirien am 9.; in Gali— 
zien am 11.; in Tirol am 15., und im Küſtenlande am 
16. Junius 1847. 


Vom 5. (104) Junius. 


60. 


Taxbehandlung der in Civil-⸗Dienſten ange⸗ 
ſtellten Militär⸗Individuen. 


Ueber die Anfrage wegen Dienſt⸗Taxbehandlung 
der Militär⸗Unterofficiere und Gemeinen, welche vor der 
Wirkſamkeit des neuen Taxgeſetzes in Civil-Dienſte 
übergetreten ſind, und zu einer an und für ſich taxpflich⸗ 
tigen Bedienſtung aber erſt nach dem Erſcheinen dieſes 
Geſetzes befördert wurden, wird der k. k. Cameral-Ge⸗ 
fällen⸗Verwaltung bedeutet, daß, wenn ein Militäriſt 
vom Unter⸗Officier abwärts, welcher vor dem 1. Novem⸗ 
ber 1840 eine mindere, an und für ſich nicht taxpflichtige 
Civil-Dienſtſtelle bekleidet hatte, nach dieſem Tage 
eine taxpflichtige Anſtellung erhielt, derſelbe die nach dem 
neuen Geſetze entfallende Dienſttaxe von jenem Gehalts⸗ 
genuſſe zu entrichten habe, welcher nach Abzug des mit 
ſeiner früheren ſtabilen, nicht taxpflichtig geweſenen 
Dienſtſtelle verbundenen Gehaltes entfällt. 

Dadurch wird im Allgemeinen der Grundſatz, daß 
die Taxfreiheit nur dann der Taxzahlung gleich zu hal⸗ 
ten iſt, wenn ſich die Erſtere auf eine an und für ſich 
tarpflichtige Anſtellung bezog, nicht aufgehoben, weil es 
ſich nur um die Militär⸗Individuen der oben angedeute⸗ 
ten Kategorie handelt, dieſen aber der Anſpruch auf die 
Taxfreiheit des Bezuges, den fie vor dem neuen Geſetze 
erlangt haben, durch das nachgefolgte neue Geſetz nicht 
mehr entzogen werden konnte. 


Hofkammer-Decret vom 5. Junius 1847, an die k. k. Cameral⸗ 
Gefällen-Verwaltung in Böhmen. 


( 105 ) Junius. 


61. 


Verfahren bei Klagen, welche gegen mehrere 
Beklagte gerichtet ſind. 


Seine k. k. Majeſtät haben in Beziehung auf das 
Verfahren über Klagen, welche gegen mehrere Beklagte 
gerichtet ſind, mit allerhöchſter Entſchließung vom 20. Fe⸗ 
bruar 1847 folgende allerhöchſte Beſtimmungen zu er⸗ 
laſſen geruht: 

1. Wenn von mehreren Beklagten, welche nach ihrer 
zugeſtellten Klage keinen gemeinſchaftlichen Bevoll⸗ 
mächtigten, an welchen die weiteren gerichtlichen 
Verordnungen zugeſtellt werden ſollen, namhaft ge⸗ 
macht haben, zwar nicht der in der Klage zuerſt Ge— 
nannte, wohl aber einer oder mehrere der fpäter 
Genannten Rede und Antwort geben, ſo ſind die 
weiteren gerichtlichen Verordnungen nicht an den 

Erſtbeklagten, ſondern an denjenigen, welcher Rede 
und Antwort gegeben hat, oder, wenn Mehrere 
gemeinſchaftlich Rede und Antwort geben, an den 
in der Klage Erſtgenannten unter denſelben zuzu⸗ 
ſtellen. 

In Beſcheiden über Klagen, welche gegen 
mehrere Beklagte gerichtet find, find daher die Ber 
klagten mit der Androhung zu Beſtellung eines ge— 
meinſchaftlichen Bevollmächtigten nach den Vor⸗ 

ſchriften der Gerichtsordnung anzuweiſen, daß im 

Falle der Unterlaſſung die Zuſtellung der weiteren 

gerichtlichen Verordnungen an den in der Klage zu⸗ 

erſt Genannten, oder wenn nicht dieſer, wohl aber 


Vom 6. ( 106 ) Junius. 


einer oder mehrere der ſpäter Genannten Rede 
und Antwort geben würden, nach den oben ange⸗ 
führten Beſtimmungen erfolgen werde. 

2. Im Appellations⸗ und Reviſionszuge find auch 
jene Streitgenoſſen als Appellanten oder Revi⸗ 
denten anzuſehen, welche ſich in erſter Inſtanz 
nicht vertheidigt haben, von welchen jedoch nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen angenommen werden 
muß, daß ſie demjenigen beigetreten ſeien, welcher 
Rede und Antwort gegeben hat; vorausgeſetzt, daß 
die Appellation oder Reviſion einen Gegenſtand 
von gemeinſchaftlichem Intereſſe betrifft, und nicht 
auf die Perſon des Appellanten oder Revidenten 
beſchränkt iſt. 

Hofkanzlei⸗Decret vom 5. Junius 1847, an ſämmtliche Laͤnder⸗ 
ſtellen. 


62. 


Zarbehandlung der Geiſtlichkeit bei Erlangung 
beſſer dotirter Pfründen “). 


Aus Anlaß der geſtellten Anfrage wird der k. k. Ca⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltung bedeutet, daß, wenn ein 
Geiſtlicher, welcher bereits eine Pfründe oder eine tar- 
pflichtige Anſtellung gehabt hat, und dafür die Taxe 
nach dem früheren oder dem neueren Geſetze berichtiget 
hat, in einen höheren Pfründengenuß übertritt, bei 


) Dieſe Verordnung wurde an die k. k. Cameral-Gefällen⸗ 
Verwaltung für Oeſterreich ob und unter der Enns unterm 
31. October 1844 erlaſſen. 


Vom 7. (107) Junius. 


der Bemeſſung der Pfründenverleihungs⸗Taxe von dem 
neuen Pfründengenuſſe nach §. 194 des Tangeſetzes 
das Jahres⸗Einkommen, welches der Pfründner bereits 
vertaxirt hat, in Abzug zu bringen, und von dem Mehr⸗ 
betrage die geſetzliche Taxe zu berechnen iſt, ohne daß 
noch irgend ein Betrag für den Unterhalt des Pfründ— 
ners zu Guten gerechnet werden darf. 


Hofkammer⸗Decret vom 6. Junius 1847, an die k. k. Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltung in Böhmen. 


63. 


Genaue Handhabung der Paßvorſchriften auf 
Reiſen und insbeſondere auf Reiſen mittelſt 
der Dampfboote und Eiſenbahnen. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat die vereinigte 
Hofkanzlei auf die geſetzwidrige Gepflogenheit aufmerk— 
ſam gemacht, daß ſich Reiſende zu ihrer Legitimation auf 
Reiſen, und insbeſondere auf Reiſen mittelſt der Dampf⸗ 
boote und Eiſenbahnen, ſtatt der Päſſe und der die Päſſe 
vertretenden Geleitsſcheine zur Erſparung der für Päſſe 
feſtgeſetzten Stämpelgebühren anderer Documente, als: 
Gewerbs⸗- und Anſtellungs⸗Deerete, Dienſtzeugniſſe, Bür⸗ 
gerzettel, Steuerbogen u. dgl. bedienen. 

Die k. k. allgemeine Hofkammer hat der vereinigten 
Hofkanzlei zugleich die Mittheilung gemacht, daß von 
Seite der k. k. Polizei⸗Hofſtelle bereits das Nöthige an 
die ihr unterſtehenden Behörden verfügt worden ſei, da— 
mit dieſer mit den Paßvorſchriften nicht im Einklange 
ſtehenden Gepflogenheit begegnet werde. 


* . * 4 
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Vom 7. (108) Junius. 


Da jedoch bei der erwähnten Abweichung von den 
Paßvorſchriften auch das Stämpelgefäll benachtheiligt 
wird, und insbeſondere, in ſoferne es ſich um kleinere 
Ausflüge auf Eiſenbahnen und Dampfbooten handelt, 
bezüglich auf die Stämpelpflicht ohnehin ſchon eine 
nicht unbedeutende Begünſtigung dadurch zugeſtanden 
wurde, daß die Päſſe und Paſſirſcheine, welche zu den 
Fahrten auf Eiſenbahnen und Dampfbooten für die 
Dauer von nicht mehr als drei Tagen ausgeſtellt wer⸗ 
den, vom Stämpel ganz frei bleiben, ſo hat die erſt⸗ 
genannte Hofſtelle um die Verfügung erſucht, damit nur 
geſetzlich ausgefertigte und vorſchriftmäßig geſtämpelte 
Päſſe und Paſſirſcheine oder Geleitſcheine als Reiſelegi⸗ 
timationen zugelaſſen werden. 

Dieſem zufolge wird die Landesſtelle beauftragt, 
die dießfalls nöthigen Verfügungen an die Unterbehör⸗ 
den zu erlaſſen. 

In ſoferne es ſich aber um Reiſen auf Eiſenbahnen 
oder Dampfbooten handelt, wird die Landesſtelle ange⸗ 
wieſen, den Directionen dieſer Anſtalten, welche ſich 
in ihrem Gebiete befinden, es insbeſondere zur Pflicht 
zu machen, auch ihrerſeits die oben erwähnten Um⸗ 
gehungen der Paßvorſchriften, wobei zugleich die öffent⸗ 
liche Sicherheit und das Gefäll benachtheiligt ſind, zu 
vermeiden und mitzuwirken, damit zu Fahrten und Rei⸗ 
ſen, welche ſich über die Dauer von drei Tagen aus⸗ 
dehnen, nur Perſonen zugelaſſen werden, welche ſich 
mit vorſchriftmäßig geſtämpelten Päſſen oder Paſſir⸗ 
oder Geleitſcheinen ausweiſen. 


Hofkanzlei-Decret vom 7. Junius 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


PPP 


( 109 ) Junius. 


64. 


Zur Giltigkeit der Verſteigerung eines unbe⸗ 
weglichen Gutes, im Wege der Execution 
oder des Concurſes, iſt die Verſtändigung der 
Hypothekar⸗Gläubiger von dem erſten Feilbie⸗ 
tungs⸗Termine hinreichend. 

Seine k. k. Majeſtät haben über die Anfrage, ob 
zur Giltigkeit der Verſteigerung eines unbeweglichen 
Gutes, im Wege der Execution oder des Concurſes, 
die Verſtändigung der Hypothekar-Gläubiger von dem 
erſten Feilbietungs⸗Termine hinreichend ſei, oder ob dieſe 
Gläubiger von jedem Ediete verſtändiget werden müſſen, 
wodurch weitere Verſteigerungs⸗Termine feſtgeſetzt wer⸗ 
den, mit Allerhöchſter Entſchließung vom 1. Mai 1847 
für die den geſammten Senaten der oberſten Juſtiz⸗ 
ſtelle unterſtehenden Provinzen zu beſtimmen geruht, 
daß die Verſtändigung der Hypothekar-Gläubiger von 
dem erſten Feilbietungs⸗Termine hinreichend ſei. 
Hofkanzlei-Decret vom 16. Junius 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 

ſtellen. 


65. 
Zollbehandlung der ſchafwollenen Druckwal— 
zen⸗Ueberzüge. 


Im Nachhange zu dem hierortigen Deerete vom 
16. November 1840 *) wird der k. k. Cameral-Gefällen⸗ 
Verwaltung bedeutet, daß ſchafwollene Druckwalzen⸗ 


*) Siehe die Beilage. 


Vom 16. (110) Junius. 


Ueberzüge ohne Ende von der darin bezeichneten Art, 
auch dann, wenn ſie für Maſchinen zum Behufe der 
Druckerei beſtimmt ſind, als Maſchinen-Beſtandtheile 
nach Tarif- Poſt 396 des allgemeinen Zoll⸗Tarifes vom 
Jahre 1838 **) in die Verzollung zu nehmen find. 


Hofkammer⸗Deeret vom 16. Junius 1847, an e Ca⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


*) Beilage. 
Hofkammer -Decret vom 16. November 1840. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat in Folge ſtatt⸗ 
gehabter techniſcher Erhebungen über die Beſchaffenheit 
und ſonſtige Verwendbarkeit der zum Betriebe der Ma⸗ 
ſchinen⸗Papier⸗ Erzeugung erforderlichen ſogenannten 
endloſen, oder in ſich ſelbſt ohne Naht zurückkehrenden 
filzartigen oder wollenen Walzen⸗Ueberzüge in Abſicht auf 
die zollämtliche Behandlung derſelben zu beſtimmen be⸗ 
funden, daß die in der Einfuhr aus dem Auslande zum 
Gebrauche der inländiſchen Papier-Fabriken vorkommen⸗ 
den, die Form eines oben und unten offenen Sackes bil⸗ 
denden Walzen⸗Ueberzüge, die zum Ueberziehen der Ma⸗ 
ſchinen⸗Cilinder dienen, zwiſchen welchen die Papier⸗ 
Maſſe verdicht wird, als Maſchinen⸗Beſtandtheile in die 
Conſumo⸗Verzollung zu nehmen ſind. 


*) Siehe den LXVI. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 501. 
ARE TEE 


( 111) Junius. 


66. 


Wechſelſeitige Verzichtleiſtung auf die Ver⸗ 
pflegsgebühren für die in den Kranken- und 
Irren⸗Anſtalten des Königreichs Frankreich 
und der öſterreichiſchen Staaten behandelten 
unbemittelten Kranken. 


In dem Anbetrachte, daß ſich ſehr viele öſter— 
reichiſche Unterthanen in Frankreich aufhalten, und daß 
bei der Anforderung der Verpflegsgebühren für die in 
den Kranken⸗ und Irren⸗Anſtalten behandelten vermö⸗ 
gensloſen beiderſeitigen Unterthanen ſich wohl der be— 
deutend weſentlichere Nachtheil an Seite Oeſterreichs 
herausſtellen dürfte, findet die vereinigte Hofkanzlei im 
Einverſtändniſſe mit der k. k. geheimen Haus⸗, Hof⸗ und 
Staatskanzlei zu beſtimmen, daß bezüglich der in den 
hierländigen Kranken⸗ und Irren⸗Anſtalten behandel⸗ 
ten unbemittelten franzöſiſchen Unterthanen keine Ver⸗ 
pflegsgebühren⸗Forderung an Frankreich zu ſtellen, und 
die etwaigen derlei Anforderungen Frankreichs aus die⸗ 
ſem Grunde zurückzuweiſen ſind; daß ſonach das gegen⸗ 
ſeitige reciproke Benehmen wegen unentgeltlicher Bes 
handlung der erkrankten unbemittelten beiderſeitigen Un⸗ 
terthanen zu beobachten iſt. 


Hofkanzlei⸗Deeret vom 18. Junius 1847, an ſaͤmmtliche Laͤnder⸗ 
ſtellen. 


n 
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Vom 26. (112) Junius. 


67. 


Beſtimmung hinſichtlich der erſten Erhebung 
des Thatbeſtandes der bei dem Bergwerksbe⸗ 
triebe vorkommenden Unglücksfälle. 


Dem k. k. Berggerichte wird bedeutet, daß die 
erſte Erhebung des Thatbeſtandes der bei dem Berg⸗ 
werksbetriebe vorkommenden Unglücksfälle von bergpoli⸗ 
zeiwegen jedenfalls alſogleich von Seite des Bergge⸗ 
richtes, oder im Falle der größeren Entfernung desſel⸗ 
ben von dem Orte, wo der Unglücksfall ſich zugetra⸗ 
gen, von der Localberg-Behörde mit möglichſter Ge⸗ 
nauigkeit vorzunehmen und das Ergebniß dieſer Erhe— 
bung, mag dieſelbe Inzichten eines Verbrechens oder 
einer ſchweren Polizei-Uebertretung darbieten oder 
nicht, mit thunlichſter Beſchleunigung der politiſchen 
Ortsobrigkeit und im letzteren Falle, wenn nämlich die 
Erhebung durch die adminiſtrative Bergbehörde Statt 
fand, gleichzeitig auch dem vorgeſetzten Berggerichte zur 
Kenntniß zu bringen iſt. 

Der politiſchen Obrigkeit muß es überlaſſen blei⸗ 
ben, zu beurtheilen, ob ſie Anzeigungen von Verbre⸗ 
chen oder ſchweren Polizei-⸗Uebertretungen und ſonach die 
Nothwendigkeit eines weiteren ämtlichen Einſchreitens 
ihrerſeits in jedem einzelnen Falle erkennt, wobei ſie 
wegen der allfälligen Beziehungen auf techniſche und 
montanadminiſtrative Verhältniſſe in Gemeinſchaft mit 
den betreffenden Bergbehörden vorzugehen bemüſſiget 
ſeyn wird, um den Gegenſtand für die ihrem Wir⸗ 
kungskreiſe zuſtehende Entſcheidung vorzubereiten. 


Dom 28. (113) Junius. 


Dagegen kann aber auch dem Berggerichte die ihm 
geſetzlich geſicherte Competenz in bergpolizeilicher und 
disciplinärer Beziehung nicht geſchmälert werden, und 
in ſoferne es ſich daher um die Einleitung bergpolizei⸗ 
licher Vorſichtsmaßregeln, um die Ueberwachung des 
Bergbaubetriebes und Handhabung der Bergdisciplin 
handelt, fo müſſen das dießfällige Einſchreiten und die 
in dieſer Richtung zu treffenden Verfügungen ganz 
ausſchließlich den dießfalls competenten Bergbehörden 
vorbehalten bleiben. 


Decret der k. k. Hofkammer im Münz- und Bergweſen vom 26. Ju⸗ 
nius 1847, an das k. k. Diſtrictual⸗Berggericht zu Wieliezka. 


68. 


Erweiterung des Wirkungskreiſes der k. k. Kreis⸗ 
ämter und der Kirchenvorſteher bei Ausgaben 
von Beträgen aus dem currenten Vermögen 
der landesfürſtlichen, politiſchen Fonds- und 
Gemeinde⸗Patronats-Kirchen. 


Die k. k. vereinigte Hofkanzlei findet feſtzuſetzen, 
daß künftig jede vorſchriftmäßige Auslage aus den Caſ⸗ 
fen der landesfürſtlichen oder politiſchen Fonds- oder 
Gemeinde⸗Patronats⸗Kirchen, welche dieſe Caſſen ohne 
Angreifung des Stammvermögens beſtreiten können, 
und welche fünfzig Gulden C. M. nicht überſteigt, von 
den Kirchenvorſtehern verfügt, wenn ſie ſich aber hö— 
her, doch nicht über hundert Gulden C. M. beläuft, 
von dem k. k. Kreisamte bewilligt werden könne. 
Hofkanzlei-Decret vom 28. Junius 1847, an die niedersſter⸗ 

reichiſche Landesregierung. 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 8 


Vom 28. (114) Junius. 


69. 
Beſtimmung der Poſtrittgebühren für den zwei⸗ 
ten Solar-Semeſter 1847. 

Die allgemeine Hofkammer hat ſich beſtimmt ge⸗ 
funden, das Poſtrittgeld bei Aerarial⸗ und Privat⸗ 
Ritten für den zweiten Semeſter des Solarjahres 1847 
in Nieder-Oeſterreich, Böhmen und Steiermark mit 
1 fl. 6 kr. C. M., in Ober⸗Oeſterreich, Mähren, 
Schleſien, Kärnthen und Krain mit 1 fl. 4 kr. C. M., 
im Küſtenlande mit 1 fl. 8 kr. C. M., im Wadowiczer, 
Bochnianer, Sandecer, Jasloer, Tarnower, Rzezower 
und Sanoker Kreiſe Galiziens, ſowie in dem Krakauer 
Gebiete mit 1 fl. C. M. für ein Pferd und eine einfache 
Poſt feſtzuſetzen; dagegen in den übrigen Kreiſen Ga⸗ 
liziens, ſowie in Tirol und Vorarlberg dasſelbe un⸗ 
verändert im dermaligen Ausmaße zu belaſſen. Die 
Gebühr für einen gedeckten Stationswagen wird für 
denſelben Zeitraum in Nieder-Oeſterreich, Böhmen und 
Steiermark mit 33 kr., in Ober-Oeſterreich, Mähren, 
Schleſien, Kärnthen und Krain mit 32 kr., im Kü⸗ 
ſtenlande mit 34 kr. und in den obenerwähnten weſt⸗ 
lichen Kreiſen Galiziens mit 30 kr. für die einfache 
Poſtſtation feſtgeſetzt. 

In den übrigen Kreiſen Galiziens, ſowie in Ti⸗ 
rol und Vorarlberg bleibt die Wagengebühr, in allen 
erwähnten Provinzen aber das Schmier- und Poſtillons⸗ 
Trinkgeld unverändert. 

Die erhöhten Gebühren treten mit 15. Julius 1847 

in Wirkſamkeit. 

Hofkammer-Deeret vom 28. Junius 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


Vom 2. (115) Julius. 
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70. 

Beſtimmungen über die Benützung und Auf⸗ 

rechnung der Eiſenbahn bei ämtlichen Reiſen 

und über die Aufrechnung der Reiſekoſten bei 

Commiſſtonen in der Nähe der Eiſenbahnen. 


Der Landesſtelle (Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung) 
wird im Einvernehmen mit der k. k. vereinigten Hof⸗ 
kanzlei zur Nachachtung bedeutet, daß in jenen Fällen, 
wo eine Amtshandlung nur auf der Eiſenbahn oder 
unmittelbar an derſelben vollzogen werden kann, 
als Fahrgebühr lediglich die für Benützung der Eiſen⸗ 
bahn wirklich aufgewendeten Auslagen, und zwar für 
Beamte mit der Aufrechnung der Fahrpreiſe nach der 
erſten, und für Individuen der Dienerſchaft mit der 
Aufrechnung der Fahrpreiſe nach der geringſten 
Wagenclaſſe zu paſſiren ſind. 

Inſoweit jedoch Beamte Dienſtreiſen in nicht un⸗ 
mittelbar an der Eiſenbahn gelegene Orte unterneh⸗ 
men, hat es, wenn ſich dieſelben auch theilweiſe des 
Transportes mittelſt der Eiſenbahnen bedienen, oder 
bedienen können, vor der Hand bei der Vergütung der 
bisher normalmäßigen Reiſekoſten zu verbleiben. 


Hofkammer⸗Decret vom 2. Julius 1847, an die Landesſtellen 
von Böhmen, Mähren, Nieder- Oeſterreich, Steiermark, 
Mailand und Venedig, und an die Gameral- Gefällen⸗ 


Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate in obigen Pro- 
vinzen. 


. 47 


Vom 2. (116 ) Julius. 


71. 


Beſtimmungen über die Verleihung von Diur⸗ 
nen an Proviſtoniſten. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 13. Junius 1847 zu beſtimmen geruht, daß die 
allerhöchſte Entſchließung vom 1. Junius 1804, wornach 
weder beſoldeten Beamten, noch einem angeſtellten Pen⸗ 
ſioniſten ein Diurnum verliehen werden darf, nicht auf 
Proviſioniſten auszudehnen iſt. 

Hofkammer-Decret vom 2. Julius 1847, an ſämmtliche Länder— 
ſtellen und Cameral-Behoͤrden. 

Hofkanzlei-Decret vom 5. Auguſt 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


72. 


Stämpelbehandlung der bei den Sparcaſſen 
vorkommenden Darlehens-Schriften. 


Der k. k. Cameral-Gefällen-Verwaltung wird be⸗ 
deutet, daß die bei Darlehensgeſchäften der Sparcaſſen 
vorkommenden Schätzungen, Grundbuchsauszüge, Cer— 
tificate und Zeugniſſe, Cataſtral-Vermeſſungsbögen, 
ämtliche Abſchriften ꝛc. ꝛc. dem Stämpel nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften des Stämpel⸗ und Tangeſetzes 
vom Jahre 1840 unterliegen. 

Die allerhöchſte Entſchließung vom 10. Auguſt 
1841 %) iſt eine ausnahmsweiſe Begünſtigung, und | 


*) Siehe den LXIX. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 263. 
Nr. 106. 


Vom 3. (117) Julius. 


muß ſtrenge auf die Fälle beſchränkt bleiben, für welche 
ſie erfloſſen iſt. 

In der Regel wird bei den Darlehensgeſchäften 
in dem Schuldſcheine zugleich das Pfand beſtellt, und 
der Werthsſtämpel kömmt hierbei in dem Sinne des 
§. 96 des Stämpel- und Targefehes (F. 74 ital. Text) 
nur einmal in Verwendung. Abweichend von dieſem 
Verfahren kommen jedoch bei vielen Sparcaſſen Dar— 
lehen, und insbeſondere Darlehen gegen Fauſtpfand 
vor, d. i. gegen Hinterlegung von Aetien, Obligationen 
und anderen Effecten, bei welchen in Folge der Eigen— 
thümlichkeit der Manipulation bei den Sparcaſſen das 
Darlehen über Anſuchen der Partei bewilliget, alſo 
der Darlehens⸗Vertrag conſtituirt, und nebſtdem über 
die hinterlegten Effecten eine Beſtätigung oder ein Caſſe— 
ſchein, ein Buchauszug oder ein Pfandſchein hinausge— 
geben wird. Es müßte alſo der Werthsſtämpel zwei— 
mal verwendet werden, für den Darlehensvertrag und 
für den Pfandſchein oder Caſſeſchein, oder wie er ſonſt 
genannt werden will. Für dieſe Fälle haben Seine 
Majeſtät mit der oben berufenen allerhöchſten Ent— 
ſchließung zu bewilligen geruht, daß der Werthsſtäm— 
pel nur einmal, und zwar bei dem Pfandſcheine oder 
jener Urkunde, die ihn vertritt, verwendet werde. 

Aber auch aus der Textirung des §. 21 des vor⸗ 
gelegten Regulativs für die Sparcaſſen läßt ſich eine 
ſo ausgedehnte Begünſtigung, wie fie das k. k. Gu— 
bernium ableitet, nicht folgern, denn Schätzungen, Ge— 
ſuche, Abſchriften, Vermeſſungsbögen u. ſ. w., die zum 
Behufe der Erlangung eines Darlehens beigebracht 
werden müſſen, ſind Urkunden über Geſchäfte, die 


Vom 13. (118) Julius. 


dem Darlehen vorausgehen, nicht aber den Darlehens⸗ 


vertrag oder das Darlehensgeſchäft bilden; ſie haben 
alſo der in eben dieſem §. 21 angedeuteten allgemei⸗ 
nen Regel der Stämpelpflicht zu folgen, auch läßt ſich 
von jenen Urkunden, als: Schätzungen u. dgl. nicht 
ſagen, daß ſie die Stelle des Pfandſcheines vertreten, 
und die in dem $. 21 des Regulativs angedeutete Ver⸗ 
wendung des Werthsſtämpels nach dem Betrage des 
Darlehens weiſet ſchon darauf hin, daß nur ſolche Ur- 
kunden gemeint ſind, die den Darlehensvertrag ſelbſt 
und ſeine Beſtimmungen in ſich faſſen. 


Hofkammer-Decret vom 3. Julius 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 
meral- Öefällen - Verwaltungen. 


73. 
Beſtimmungen über die Erbauung von Pulver⸗ 
Magazinen, Dörrſtuben und anderen ähn⸗ 
lichen Gebäuden in der Nähe der Straßen⸗ 
und Eiſen⸗Bahnen. 


Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles, wobei es ſich 
um die von einem Privaten beabſichtete Erbauung eines 
Pulver⸗ Magazins und einer Dörrſtube in der Nähe 
eines Stations⸗Gebäudes der Staatseiſenbahn handelte, 
findet die vereinigte Hofkanzlei im Einverſtändniſſe mit 
der k. k. allgemeinen Hofkammer zur möglichſten Si⸗ 
cherung gegen die zerſtörenden Wirkungen einer allfäl⸗ 
ligen Exploſion anzuordnen, daß in allen jenen Fällen, 
bei welchen es ſich um die Herſtellung eines Pulver⸗ 
Magazins oder eines ähnlichen der Gefahr einer 


Exploſion ausgeſetzten Werkes in der Nähe einer 


Bom 20. (119) Julius. 


Aerarial⸗Straße oder Staats- und Privat⸗Eiſenbahn 
handelt, zu der dießfälligen Local-Erhebnngs-Com⸗ 
miſſion das einſchlägige Straßenbau-Commiſſariat, oder 
die die Eiſenbahn⸗ Unternehmung zunächſt leitende tech— 
niſche Behörde beigezogen werde, damit bei der Bau— 
commiſſion die Zuläſſigkeit einer derlei Bauführung 
und die Modalitäten in dieſem Falle gehörig erwogen 
werde. 

| Diefe Intervenirung des Straßenbau - Commiffa= 
riates oder der Eiſenbahn-Unternehmung wird auf jene 
Fälle beſchränkt, wo es ſich um die Herſtellung eines 
Pulver⸗ Magazins oder derlei Werkes innerhalb des 
Rayons von 1000 Klaftern von der Straße oder Eiſen⸗ 
bahn handelt. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 13. Julius 1847, an ſämmtliche Länder- 
ſtellen der deutſchen Provinzen. 


74. 


Ausdehnung der zwiſchen Oeſterreich und den 

Fürſtenthümern Hohenzollern⸗Sigmaringen und 

Hohenzollern-Hechingen beſtehenden Vermögens⸗ 

Freizügigkeit auf die zum deutſchen Bunde nicht 

gehörigen Länder des öſterreichiſchen Kaifer- 
ſtaates. 

Laut einer Mittheilung der k. k. geheimen Hof— 
und Staatskanzlei vom 21. Junius 1847 iſt die k. k. 
öſterreichiſche Regierung ſowohl mit der fürſtlich Hohen— 
zollern⸗Sigmaring'ſchen, als mit der fürſtlich Hohen— 
zollern⸗Heching'ſchen Regierung mittelſt ausdrücklicher, 
bei der k. k. geheimen Haus: , Hof- und Staatskanzlei 


Vom 28. ( 120 ) Julius. 


am 31. Mai und 15. Junius 1847 ausgewechſelten Mi⸗ 
niſterial⸗Erklärungen dahin übereingekommen, daß die 
Beſtimmungen des Bundesbeſchluſſes vom 23. Junius 
1817, über die den Unterthanen der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten bei Vermögens-Exportationen aus dem einen 
in den andern Bundesſtaat zuſtehende Freizügigkeit von 
aller Nachſteuer (jus detractus, gabella emigrationis) 
bezüglich von Vermögens-Ausfolgungen aus oder 
nach dem Fürſtenthume Hohenzollern-Sigmaringen und 
Hohenzollern-Hechingen, auch auf die Länder des öſter— 
reichiſchen Kaiſerſtaates, welche nicht zum deutſchen 
Bunde gehören, wechſelſeitig ihre Anwendung finden 
ſollen, und zwar rückſichtlich der ungariſchen Länder, 
in ſoferne jene Abgaben in die landesfürſtlichen Caſſen 
zu fließen haben, rückſichtlich der übrigen Provinzen 
aber ohne alle Beſchränkung. 


Hofkanzlei-Decret vom 20. Julius 1847, an ſämmtliche Länder: 
ſtellen. 


75. 


Stämpelbehandlung der Verhandlungen über 
die Regulirung alter Stiftungen. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles wegen 
Stämpelbefreiung der Verhandlungen, die zum Be— 
hufe der Regulirung alter Stiftungen gepflogen wer⸗ 
den, wird der k. k. Cameral-Gefällen-Verwaltung be⸗ 
deutet, daß die Stiftungen und Stiftungs-Verwaltun⸗ 
gen, es mag ſich um neue oder alte Stiftungen han⸗ 
deln, von den allgemeinen Verpflichtungen des Stäm⸗ 
pel⸗ und Tax⸗Geſetzes nicht ausgenommen find, und 


Vom 29. (121) Julius. 


alſo in ihren Eingaben und Beilagen, ſo wie bei der 
Ausſtellung von Urkunden, den Beſtimmungen des 
Stämpel⸗ und Tax⸗Geſetzes unterliegen. In ſoferne 
es ſich jedoch bei Stiftungen und Verhandlungen 
der Kirchenvermögens-Verwaltungen untereinander oder 
mit anderen Behörden und Anſtalten handelt, iſt ſich 
nach den Beſtimmungen des Hofkammer⸗Decretes vom 
26. März 1847 *) zu benehmen. 


Hofkammer-Deeret vom 28. Julius 1847, an die k. k. Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltung in Böhmen. 


76. 


Schnelle Kundmachung öffentlicher und befon- 
ders geſetzlicher Anordnungen. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, wegen 
verſpäteter Kundmachung einer von Seiner k. k. Ma: 
jeſtät Allerhöchſt angeordneten geſetzlichen Beſtimmung, 
wurde mit Allerhöchſter Entſchließung vom 23. Julius 
1847 der Auftrag ertheilt, daß in Zukunft die Kund- 
machung öffentlicher und beſonders geſetzlicher Anord— 
nungen immer ohne Verzug und ſo ſchnell als möglich 
zu erfolgen habe. 

Hofkanzlei-Decret vom 29. Julius 1847, an ſämmtliche Länder— 
ſtellen. 


) Siehe Nr. 35 in dieſem Bande. 


Vom 3. ( 122 ) 


77. 


Behandlung der am 2. Auguſt 1847 in der 

Serie 330 verlosten Obligationen von den durch 

die Vermittlung des Hauſes Goll aufgenom⸗ 
menen Anlehen zu fünf Percent. 


In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hofkam⸗ 
mer vom 3. Auguſt 1847 wird, mit Beziehung auf die 
Circular-Verordnung vom 29. October 1829, Nach⸗ 
ſtehendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

§. 1. 

Die Obligationen zu fünf Percent aus den 
durch die Vermittlung des Hauſes Goll aufgenomme⸗ 
nen Anlehen, welche in die am 2. Auguſt 1847 ver⸗ 
loste Serie 330 eingetheilt ſind, und zwar litera C. C. 
von Nr. 4808 bis einſchließig Nr. 6175, werden im 
Nennwerthe des Capitals an die Gläubiger bar in 
Conventiens⸗Münze zurückbezahlt. | 

§. 2. 

Die bare Auszahlung beginnt am 1. December 
1847, und wird von der k. k. Univerſal-Staats⸗ und 
Banco⸗Schuldencaſſe in Wien oder von dem Wech⸗ 
ſelhauſe M. A. von Rothſchild und Söhne durch 
das Haus Gebrüder Sichel zu Amſterdam geleiſtet. 

§. 3. 

Bei der Auszahlung des Capitals werden zugleich 
die bis Ende November 1847 darauf haftenden fünf- 
percentigen Zinſen in Conventions-Münze berichtiget. 

F. A. 

Bei Obligationen, auf welchen ein Beſchlag, ein 

Verbot oder ſonſt eine Vormerkung haftet, iſt vor der 


Vom 7. (123) Auguft- 
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Capitals⸗Auszahlung bei der Behörde, welche den Ber 
ſchlag, den Verbot oder die Vormerkung verfügt hat, 
deren Aufhebung zu erwirken. 


Hofkammer⸗Decret vom 3. Auguſt 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
fielen. Kundgemacht in Nieder» Defterreih am 4.; in 
Oeſterreich ob der Enns am 7.; in Böhmen, in Illyrien 
am 9.; in Mähren und Schleſien am 10.; im Küſten⸗ 
lande am 14.; in Tirol am 17.; in Galizien am 18. 
Auguſt 1847. 


78. 
Beſtimmung hinſichtlich der Ueberlieferung des 
flüchtigen Beſchuldigten eines Verbrechens. 


Ueber die Frage, ob nach Vorſchrift des Hof— 
decretes vom 21. Januar 1820, Zahl 1643, der 
Juſtiz⸗Geſetzſammlung die Ueberlieferung des flüchti⸗ 
gen Beſchuldigten eines Verbrechens an dasjenige Cri— 
minalgericht, welches den Steckbrief erlaſſen hat, auch 
in dem Falle ſtattfinde, wenn der Beſchuldigte in dem 
Bezirke eines anderen Criminalgerichtes wegen eines 
verübten Verbrechens, und nicht in Folge des von dem 
erſten Criminalgerichte erlaſſenen Steckbriefes, ange⸗ 
halten worden iſt, wird in Folge allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 10. Julius 1847 zur Beſeitigung der 
vorkommenden Zweifel erklärt: 

Die Ueberlieferung des Beſchuldigten zur Unter- 
ſuchung an dasjenige Criminalgericht, welches den Steck— 
brief erlaſſen hat, iſt nur in dem Falle gerechtfertiget, 
wenn die Anhaltung bloß aus Anlaß und in Folge 
des Steckbriefes geſchehen iſt. 


Hofkanzlei⸗Deeret vom 7. Auguſt 1847, an ſämmtliche Länder: 
ſtellen. 


Bom 12. (124) Auguſt. 


79. 


Benehmen bei ämtlichen Vorladungen der Berg⸗ 
arbeiter in politiſchen Angelegenheiten. 


Die k. k. vereinigte Hofkanzlei findet im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit der k. k. allgemeinen Hofkammer zu be⸗ 
ſtimmen, daß ämtliche Vorladungen der Bergarbeiter 
in politiſchen Angelegenheiten von den betreffenden Be⸗ 
hörden ſtets in der Art zu verfügen ſind, daß die Ge— 
werksverwaltung oder Grubenvorſteher, unter welchen 
ein ſolches Individuum in Arbeit ſteht, hievon noch 
vor Eintritt des feſtgeſetzten ämtlichen Verhandlungs⸗ 
tages, oder in dringenden Fällen wenigſtens gleichzeitig 
mit der Vorladung in die Kenntniß geſetzt werden, um 
mittlerweile für den abweſenden Bergarbeiter die erfor— 
derlichen Arbeits-Dispoſitionen treffen zu können. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 12. Auguſt 1847, an ſaͤmmtliche Länder⸗ 
ſtellen der deutſchen und ſlaviſchen Provinzen. 


80. 


Beſtreitung der Koſten für Steinmetzarbeiten 
ſammt Materialien bei Kirchen⸗ und Pfarr⸗ 
bauten von den Patronen. 


Seine k. k. Majeſtät haben über einen ſpeciellen 
Fall mit a. h. Entſchließung vom 10. Auguſt 1847 zu 
verordnen geruht, daß die Koſten für Steinmetzarbeiten 
ſammt Materialien bei Schulbauten von dem Patrone 
zu beſtreiten ſind. 

Hievon wird die Landesſtelle mit dem Beiſatze zur 
genauen Darnachachtung in Kenntniß geſetzt, daß die 


Vom 20. ( 125 ) Auguft. 


Zufuhr, wie ſich von ſelbſt verſteht, fortan der Ge— 
meinde obliege. 


Studien⸗Hofcommiſſions-Decret vom 17. Auguſt 1847, an ſämmt⸗ 
liche Länderſtellen, mit Ausnahme von Mailand, Venedig, 
Dalmatien und Tirol. 


Hofkanzlei-Decret vom 28. Auguſt 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen, mit Ausnahme von Mailand, Venedig und Dal— 
matien. 


81. 


Zollämtliche Behandlung der mit der k. k. Poſt⸗ 
anſtalt verſendeten mit Geld beſchwerten Briefe 
und Packete. 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird zur 
Darnachachtung und Verſtändigung der untergeordne— 
ten Gefällsämter bedeutet, daß mit Geld beſchwerte 
Briefe und Packete, welche mit der k. k. Poſtanſtalt 
über die Zoll⸗Linie oder Zwiſchenzoll-Linie verſendet 
werden, in der Poſtkarte als Geldſendungen eingetra— 
gen und deelarirt ſind, und ſomit zufolge der Be— 
ſtimmung des Hofkammer-Deeretes vom 14. Septem⸗ 
ber 1845 ) zollfrei behandelt werden müſſen, nur 
dann von dem k. k. Gränzzollamte auf die für Eröff— 
nung der mit der k. k. Poſtanſtalt beförderten Briefe 
und Packete, wegen des Verdachtes von Gefälls-Ueber⸗ 
tretungen durch die beſtehenden Vorſchriften feſtgeſetzte 
Art der innern Beſchau zu unterziehen, oder wenn ſie 
für einen andern Ort im weiteren Inlande beſtimmt 


*) Siehe den LXXIN. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 149. 
Nr. 117. 


Vom 24. (126) Auguſt. 


ſind, nur dann von dem Gränzzollamte zur gefälls⸗ 
ämtlichen Behandlung an ein anderes Gefällsamt an⸗ 
zuweiſen ſind, wenn in Folge der mit Zuziehung eines 
Beamten des Gränzpoſtamtes vorzunehmenden zoll— 
ämtlichen Beſchau der gegründete Verdacht entſteht, 
daß in den Geldbriefen und Geldpacketen ein zollpflich⸗ 
tiger Gegenſtand ſich befindet, daß dagegen in allen 
andern Fällen der gedachten Briefe (Packete) von den 
Zollämtern der Poſtanſtalt ohne innere Beſchau und 
ohne ſonſtige Gefällsamtshandlung zur ungehinderten 
Beförderung und zur Abgabe an die betreffenden Par⸗ 
teien zu überlaſſen ſind. 


Hofkammer⸗Decret vom 20. Auguſt 1847, an ſaͤmmtliche Came⸗ 
ral⸗Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


82. 


Zollbehandlung des halbraffinirten Wein⸗ 
ſteins. 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird be⸗ 
deutet, daß der halbraffinirte Weinſtein, welcher nicht 
mehr zum rohen Weinſtein gerechnet werden kann, 
gleich dem präparirten Weinſtein nach der Tarifspoſt 
Nr. 627 in die Verzollung zu nehmen iſt. 


Hofkammer⸗Decret vom 24. Auguſt 1847, an die Cameral⸗Ge⸗ 
fällen⸗Verwaltungen in Böhmen und in Nieder-Oeſterreich. 


(139) . Auguſt. 


Die um Ausfertigung von Reiſepäſſen in das 

Ausland anſuchenden I. f. Beamten haben die 

Urlaubsbewilligung ihrer vorgeſetzten Behörde 
beizubringen. 


Nach dem ausdrücklichen, keine verſchiedene Aus⸗ 
legung zulaſſenden Wortlaute des zweiten Punctes der 
a. h. Entſchließung vom 2. Junius 1846 *), womit die 
Länder⸗Präſidien zur Ausfertigung von Reiſepäſſen in 
das Ausland für Beamte ermächtiget wurden, haben 
die ſolche Reiſepäſſe anſuchenden l. f. Beamten die 
Urlaubsbewilligung ihrer vorgeſetzten Behörde beizu— 
bringen. 

Hierdurch iſt der niederöſterr. Neri beziehungs⸗ 
weiſe dem Präſidium derſelben, die Ermächtigung er⸗ 
theilt, den ihr unterſtehenden Beamten Urlaube zu Rei⸗ 
ſen in das Ausland nach demſelben Wirkungskreiſe zu 
bewilligen, welcher den Länder-Präſidien mittelſt der 
a. h. Entſchließung vom 28. April 1832 **) rückſicht⸗ 
lich der Urlaubsbewilligung zu Reiſen im Inlande 
ertheilt wurde. 


Hofkanzlei⸗Deeret vom 27. Auguſt 1 1847, an das niederöſter⸗ 
reichiſche Regierungs⸗Präſidium. 


) Siehe den LXXIV. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 132. 
Nr. 72 

) Siehe den LX. Band dieſer Hofgeſetzſammlung Seite 120. 
Nr. 49. 


Vom 30. (128) Auguſt. 


84. 


Beſtimmung über die Stellung der Garnſen⸗ 
dungen an die Controll-⸗Aemter. 


Die k. k. Hofkammer findet ſich beſtimmt, für das 
innere Zollgebiet feſtzuſetzen, daß die Garnſendun⸗ 
gen der Fabrikanten an Lohnweber bis einſchließig 
des Gewichts von dreißig zwei Pfund im inneren 
Zollgebiete von der Stellung zu Controll-Aemtern bei 
der Abſendung und im weitern Transporte befreit 
werden. 


Hofkammer⸗Decret vom 30. Auguſt 1847, an ſämmtliche Came⸗ 
ral⸗Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


85. 


Beſtimmungen über die Behandlung der im 

inneren Zollgebiete controllpflichtigen Waaren, 

wenn fie in einer von der Controlle ausge- 

nommenen Menge zum Gewerbsbetriebe ver⸗ 
ſendet werden. 


Die k. k. Hofkammer findet ſich beſtimmt, aus 
Anlaß der aufgeworfenen Frage, ob im inneren Zoll⸗ 
gebiete die der einfachen Controlle unterworfenen Waa⸗ 
ren, wenn ſie in einer nach dem §. 141 der Zoll⸗ und 
Staats⸗Monopols-Ordnung von der Controlle ausge⸗ 
nommenen Menge zum Gewerbsbetriebe verſen⸗ 
det werden, mit ſchriftlichen Beſtätigungen des Verſen⸗ 
ders oder mit einer ämtlichen Ausfertigung verſehen 
ſeyn, und mit den hinſichtlich dieſer Waaren ausgefer— 
tigten Deckungen zu dem im Orte der Abſendung, und 


Vom 10, (129) September. 


beziehungsweiſe zu dem im Orte der Beſtimmung zur 
Amtshandlung der Waarencontrolle ermächtigten Ge- 
fälls⸗Organe geſtellt werden müſſen, der Cameral⸗Ge⸗ 
fällen⸗Verwaltung zur Wiſſenſchaft und Belehrung der 
unterſtehenden Behörden und Gefälls-Angeſtellten zu 
bedeuten, daß zu Folge der Beſtimmung des F. 369 
der Zoll⸗ und Staats⸗Monopols⸗Ordnung, von deren 
Anwendung der $. 141 der obgedachten Vorſchrift die 
in dieſem Paragraphe bemerkten Waaren-Quantitäten 
nicht befreit, dieſe Waaren-Quantitäten in dem bemerk⸗ 
ten Falle, wenn ſie nämlich für einen Ge⸗ 
werbsbetrieb beſtimmt find, mit der fehrift- 
lichen Beſtätigung des Verſenders oder Abtreters ver⸗ 
ſehen ſeyn müſſen, daß dagegen die erwähnte Stellung 
der fraglichen Waaren - Mengen bei ihrer Verſendung 
für einen Gewerbsbetrieb zu dem im Orte der Ab— 
ſendung und beziehungsweiſe im Orte der Beſtimmung 
aufgeſtellten Gefälls⸗Organe auf Grundlage der Be⸗ 
ſtimmung des §. 141 der Vorſchrift zur Vollziehung 
der Zoll⸗ und Staats⸗Monopols⸗Ordnung, daß die 
von der Controlle ausgenommenen Mengen controll- 
pflichtiger Waaren von den Maßregeln der SS. 370 bis 
379 der Z. u. St. M. Ordnung ausgenommen ſind, 
in der Regel nicht Statt zu finden hat, und nur hin- 
ſichtlich jener Waaren oder in jenen Fällen eintreten 
muß, in welchen beſtehende Gefällsvorſchriften für 
einzelne Waarengattungen oder für die Verſendung 
derſelben zu einem beſtimmten Zwecke dieſe Stellung 
ausdrücklich anordnen, und daß ferner eben ſo 
wenig die Begleitung der von der Controlle ausge— 
nommenen Waarenmengen, ſelbſt wenn deren Verſen⸗ 
Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 9 


Vom 10. ( 130 ) September. 


dung für einen Gewerbsbetrieb Statt findet, 
in ſoferne dieß nicht ausdrücklich durch beſtehende 
Gefällsvorſchriften für einzelne Waarengattungen oder 
für beſtimmte Zwecke vorgeſchrieben iſt, mit einer 
ämtlichen Ausfertigung gefordert werden kann. 


Hofkammer-Deeret vom 10. September 1847, an ſämmtliche 
Cameral⸗Gefällen⸗-Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


86. 


Beſtimmung über die Ablegung einer beſonde⸗ 

ren Gaffen-Prüfung zur Verwendung und defi⸗ 

nitiven Anſtellung bei den Gefällen-Samm⸗ 
lungs⸗ oder Bezirks⸗Caſſen. 

Um den Zweifeln zu begegnen, welche ſich über 
die Anwendung der Vorſchrift vom 3. September 
1819 ) rückſichtlich der Erforderniſſe für Anſtellungen 
bei Gefälls⸗Caſſen ergeben haben, findet man ſich be⸗ 
ſtimmt, zu erklären, daß die für die Aufnahme als 
Amtspractikanten durch die Vorſchrift vom 3. Junius 
1835 vorgezeichneten Eigenſchaften auch zur Verwen⸗ 
dung und definitiven Anſtellung bei den Gefällen⸗ 
Sammlungs⸗ oder Bezirks-Caſſen genügen, dieſelben 
mögen ſelbſtſtändig für ſich allein beſtehen, oder mit 
anderen Gefällsämtern vereinigt ſeyn, daß daher In⸗ 
dividuen, welche die Prüfung für die Aufnahme als 
Amtspractikanten mit gutem Erfolge abgelegt haben, 
zum Behufe dieſer Anſtellungen der Ablegung einer 
beſonderen Caſſe-Prüfung nicht bedürfen, daß nur in 


*) Siehe den XVII. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 315. 
Nr. 121. 


Vom 10. (131) September. 


Beziehung auf das Studium der Staatsrechnungs— 
Wiſſenſchaft die Anordnungen der a. h. Entſchließung 
vom 12. Auguſt 1837 nach dem Decrete vom 27. Sep- 
tember 1837 *) auch fernerhin genau zu beobachten 
ſeyn werden. 


Hofkammer-Decret vom 10. September 1847, an ſämmtliche 
Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


87. 
Den im Forſtdienſte angeſtellten Individuen iſt 
geſtattet, an der k. k. Forſtlehranſtalt zu Maria 
Brunn ſich einer Privatprüfung zu unterziehen. 


Seine k. k. Majeſtät haben über die hinſichtlich 
der Frage wegen der Zweckmäßigkeit der Wiederge— 
ſtattung von Privatprüfungen an der k. k. Forſtlehr⸗ 
anſtalt zu Maria Brunn gepflogene Verhandlung mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 4. September 1847 
allergnädigſt zu geſtatten geruht: daß von nun an allen 
im Forſtdienſte angeſtellten Individuen, welche durch 
Privatunterricht und Praxis ſich gründliche Kenntniffe 
in ihrem Fache erworben haben, geſtattet werde, an 
der k. k. Forſtlehranſtalt zu Maria Brunn ſich einer 
Privatprüfung als Bedingung ihrer Vorrückung in 
höhere ſelbſtſtändige Forſtdienſte zu unterziehen, und 
daß die gedachte Forſtlehranſtalt zur Ausſtellung von 
Prüfungszeugniſſen ermächtigt werde. 
Studien⸗Hofcommiſſions-Decret vom 10. September 1847, an 

ſämmtliche Länderſtellen. 


*) Siehe den LXV. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 482. 
Nr. 138. 


9 * 


Vom 18. (132) September. 


88. 
Portobefreiung der für die Militär⸗Verpflegs⸗ 
branchen einzuſendenden Marktpreis⸗Tabellen. 


Nach einer Eröffnung der k. k. allgemeinen Hof⸗ 
kammer iſt die Correſpondenz der Magiſtrate, Domi⸗ 
nien und nicht l. f. Local⸗Obrigkeiten bezüglich auf die 
Abſendung oder den Empfang der für die Militär⸗ 
Verpflegsbranchen beſtimmten Marktpreis⸗Tabellen unter 
der Bedingung portofrei zu behandeln, daß dieſe Cor⸗ 
reſpondenzen auf den Adreſſen mit dem Worte „Markt⸗ 
preis-Tabellen“ bezeichnet, und auch ſonſt die ge- 
ſetzlichen Vorſchriften beobachtet werden. Hiernach hat 
es auch bei der unter dem 29. März 1847) temporär 
angeordneten Portofreiheit der von den Magiſtraten 
unmittelbar an die vereinigte Hofkanzlei eingeſendeten 
Marktpreis⸗Tabellen zu verbleiben. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 18. September 1847, an ſämmtliche 
Länderſtellen. 


89. | 

Stämpelbehandlung ſolcher Contracts⸗Abſchrif⸗ 

ten, welche die Stelle der Original⸗Contracte 
vertreten. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat in mehreren 
Fällen wahrgenommen, daß die Contrahenten bei Con⸗ 
tracts-Abſchlüſſen nur ein Exemplar des Contractes 
mit dem vorgeſchriebenen Claſſenſtämpel verſehen laſ⸗ 
ſen, welches der eine Contrahent zurückbehält, indeß 


*) Siehe Nr. 37 in dieſem Bande. 


Vom 24. ( 133 ) September. 


dem andern Contrahenten Abſchriften des Contractes, 
die lediglich mit dem für Abſchriften vorgeſchriebenen 
Stämpel verſehen ſind, erfolgt werden, die jedoch der 
Contrahent, welcher in dem Beſitze des claſſenmäßig 
geſtämpelten Contractes iſt, mit der eigenhändig gefer— 
tigten Clauſel verſieht, daß die Abſchrift dem Ori- 
ginale gleichlautend ſei. 

Dieſes Verfahren iſt nicht im Einklange mit den 
Beſtimmungen des Stämpel- und Targeſetzes. 

Solche mit der erwähnten Clauſel verſehene Ab- 
ſchriften ſind in Folge der über einen allerunterthänig— 
ſten Vortrag der allgemeinen Hofkammer erfloſſenen 
allerhöchſten Entſchließung vom 22. Auguſt 1847 be⸗ 
züglich auf den Stämpel dem Originale gleich zu hal— 
ten, und mit demſelben Stämpel zu verſehen, welchem 
das Original unterliegt. 

Derlei Abſchriften, welche dieſer Beſtimmung ent⸗ 
gegen, nicht mit dem geſetzlichen Stämpel verſehen 
find, müſſen vorſchriftmäßig in Strafanſpruch genom⸗ 
men werden. 


Hofkammer⸗Decret vom 24. September 1847, an ſämmtliche 
Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


90. 
Begünſtigung der Trieſter israelitiſchen Ge⸗ 
meinde im Iſtrianer Kreiſe. 

Seine k. k. Majeſtät haben über den a. u. Vor⸗ 
trag rückſichtlich des Geſuches der Vorſteher der israe— 
litiſchen Gemeinde zu Trieſt „wegen Wiedereinräumung 
des Rechtes, in Iſtrien wohnen und Grundbeſitz erwer— 


Bom 26. ae September. 


ben zu dürfen“ folgende a. h. Entſchließung herabge⸗ 
langen zu laſſen geruhet: 

„Dem Geſuche der israelitiſchen Gemeinde zu 
Trieſt finde Ich in ſoferne zu willfahren, daß Israe⸗ 
liten künftig auch in dem Iſtrianer Kreiſe ihren Aufent⸗ 
halt nehmen, und daſelbſt Realitäten, mit welchen 
keine obrigkeitlichen Rechte verbunden ſind, erwerben 
und beſitzen dürfen.“ 


Hofkanzlei-Decret vom 24. September 1847, an das küſtenlän⸗ 
diſche Gubernium. 


91. 


Beſtimmungen über das Zollverfahren mit Ge⸗ 
genſtänden, die von einem Diebſtahle herrühren. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat ſich beſtimmt 
gefunden, die mit ihren Decreten vom A. Januar 1843 
und vom 6. März 1844 *) erlaſſenen Beſtimmungen 
auch auf jene im Inlande entwendeten und im Aus⸗ 
lande den Dieben abgenommenen Gegenſtände auszu- 
dehnen, welche als corpora delicti von einer anderen 
ftrafgerichtlichen Behörde des Auslandes, als einem 
Criminal⸗Gerichte, an eine andere öffentliche Behörde 
des öſterreichiſchen Zollgebietes, als an ein Criminal⸗ 
Gericht geſendet werden. 


Hofkammer-Deeret vom 26. September 1847, an ſämmtliche 
Gameral-Gefällen-Berwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


*) Siehe den LXXII. Band dieſer Hofgeſetzſammlung S. 67. 
Nr. 38. 


( 135 ) September. 


92. 
Verhältniß des böhmiſchen Strichmaßes gegen 
den niederöſterreichiſchen Metzen bei der Hafer⸗ 
frucht. 

Die vereinigte Hofkanzlei findet im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe den von der Landes⸗ 
ſtelle einvernehmlich mit dem dortigen General-Mili⸗ 
tär⸗Commando geſtellten Antrag zu genehmigen, daß 
bei der marktgängigen Preisrückführung des böhmiſchen 
Strichmaßes auf den niederöſterreichiſchen Metzen in 
Hinkunft nur 137% Portionen der Haferfrucht auf den 
gehäuften böhmiſchen Strich berechnet werden. 

Die Landesſtelle erhält zugleich den Auftrag, das 
commifjionell erhobene richtige Maßverhältniß des böh⸗ 
miſchen gehäuften Striches zu einem niederöſterr. Metzen 
als eine allgemeine Norm vorzuſchreiben, und in die⸗ 
fer Beziehung auch die Reetificirung der in den Kreis⸗ 
ſtädten befindlichen Strichaltväter anzuordnen. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 30. September 1847, an das k. k. Lan⸗ 
des⸗Gubernium in Böhmen. 


93. 


Anwendung des Stämpel- und Taxgeſetzes auf 
die Gemeinden und ihre Vermögens-Ver⸗ 
waltung. 


Seine k. k. Majeſtät haben aus Anlaß eines über 
die Anwendung des Stämpel⸗ und Targeſetzes auf die 
Gemeinden erſtatteten allerunterthänigſten Vortrages un- 


Vom 2. (136) October. 


term 15. Junius 1847 nachſtehende allerhöchſte Ent⸗ 
ſchließung zu erlaſſen geruht. 

In den Angelegenheiten, in denen es ſich um die 
Verwaltung oder Aenderung des Gemeindevermögens, 
oder überhaupt um privatrechtliche Beziehungen einer 
Gemeinde zu anderen Perſonen handelt, haben die Ur- 
kunden und Schriften die von den Gemeinden, ihren 
Vertretern oder von einem Dritten im Intereſſe der 
Gemeinde ausgefertiget werden, der Stämpelpflicht in 
dem Maße zu unterliegen, als das Stämpel⸗ und Tax⸗ 


geſetz dieſelben für die Urkunden und Schriften der Pri⸗ 


vat⸗Perſonen feſtſetzt, und nicht beſondere Anordnungen 
für die Gemeinden als ſolche enthält. 

Dieſer Grundſatz gilt insbeſondere auch von 
Schätzungs-Acten, Kunſtbefunden, Recurſen und ande⸗ 
ren Eingaben, die in Gemeinde- Angelegenheiten der 
bemerkten Art vorkommen. 


In den Angelegenheiten hingegen, deren Gegen⸗ 


ſtand öffentliche Zwecke ſind, und die von den Gemein⸗ 
den zur Erreichung oder Beförderung dieſer Zwecke 
beſorgt werden, kommt den Urkunden und Schriften 
der Gemeinde-Aemter, Beamten und Beſtellten die 
durch das Stämpel- und Targeſetz für die öffentlichen 
Behörden, Aemter und Beamten in Amtsſachen bewil⸗ 
ligte Stämpelfreiheit zu, wogegen aber auch die bei 
ihnen ſich ergebenden ämtlichen Acte über Angelegen⸗ 
heiten dieſer Art den in dem vierten Abſchnitte erſten 
Hauptſtückes des Stämpel- und Targeſetzes enthaltenen 
Beſtimmungen unterworfen ſind. 

Dabei ändert der Umſtand, daß die Vorkehrun⸗ 
gen, die für öffentliche Zwecke getroffen werden, ſich 


Vom 3. ( 137 ) Oetober. 


auf das Innere der Gemeinde beſchränken, oder daß 

der Vortheil zunächſt den Gliedern der Gemeinde zu 

ſtatten kommt, die Beſchaffenheit dieſer Vorkehrungen 

nicht in ſtämpelpflichtige Privat⸗ oder Domeſtical-An⸗ 

gelegenheiten. 

Hofkanzlei⸗Decret vom 2. October 1847, an ſämmtliche Lander⸗ 
ſtellen. 


Hofkammer⸗Decret vom 17. Auguſt 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


94. 


Stämpelbehandlung der mit Bevollmächti⸗ 
gungs⸗Clauſeln verſehenen Quittungen. 


Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage: ob die 
den Beſoldungs-Quittungen der Beamten und Diur- 
niſten beigeſetzten Bevollmächtigungs-Clauſeln, womit 
andere Perſonen zur Behebung der Beſoldung oder des 
Diurnums ermächtiget werden, nebſt dem Quittungs— 
Stämpel auch jenem für Vollmachten unterliegen, findet 
die k. k. allgemeine Hofkammer zu bedeuten: daß Quit⸗ 
tungen von Vollmachten ganz verſchiedene Urkunden 
find, und daß nach §. 95 des Stämpel- und Targe- 
ſetzes unter Einem Stämpel nur Eine Urkunde ausge— 
fertiget werden darf; daraus folgt, daß, wenn auf 
einer Quittung über was immer für einen Empfang 
zugleich die Bevollmächtigung zur Erhebung der Gebühr 
ausgefertiget wird (Bevollmächtigungs-Clauſel), der 
Quittungs⸗Stämpel für Vollmachten in Anwendung zu 
kommen habe. 


Hofkammer-Decret vom 3. October 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral⸗Magiſtrate. 


Vom 3. (138) October. 


95. 


Veränderte Zollbeſtimmungen für die Ein- und 
Ausfuhr mehrerer Artikel. 


Seine k. k. Majeſtät haben die in dem angefchlof- 
ſenen Tarife *) enthaltenen neuen Zollbeſtimmungen für 
die Ein⸗ und Ausfuhr der darin benannten Artikel i m 
Verkehre des geſammten Zollgebietes mit 
dem Auslande und den Zollausſchlüſſen 
anzuordnen geruht. 

Dieß wird mit dem Beifügen zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, daß dieſe Beſtimmungen mit dem 
1. December 1847 ins Leben treten werden, 
und daß von dieſem Tage angefangen die für dieſe 
Artikel bisher beſtandenen Zollbeſtimmungen ihre Wirk⸗ 
ſamkeit verlieren. 


Hofkammer⸗Decret vom 3. October 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen und Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 
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Vom 4. (140) October. 


96. 
Erſtattung der Anzeigen über die in Civildienſte 
untergebrachten Patental-Invaliden. 


Der k. k. Hofkriegsrath hat anher eröffnet: es 
ſeien in letzterer Zeit mehrere Fälle vorgekommen, daß 
Patental⸗Invaliden in Staats-, ſtändiſchen, ſtädtiſchen 
und ſonſtigen öffentlichen Dienſten, ferners auch bei 
Eiſenbahnen verwendet wurden, ohne daß die Anzeige 
davon gemacht worden wäre, was zur Folge hatte, daß 
dieſelben nebſt dem Civil⸗Verdienſte auch die Patental⸗ 
Gehalte zum Nachtheile des Aerars fortbezogen, bis 
ihre Verwendung im Civildienſte bekannt wurde. 

Um künftigen Fällen dieſer Art vorzubeugen, hat 
die Landesſtelle allen jenen Autoritäten, die zunächſt 
in der Lage ſind, ſich von der Beſchäftigung und dem 
Erwerbe der in ihrem Bezirke domicilirenden, hinſichtlich 
des Bezuges des Patental-Gehaltes an ſie gewieſenen 
invaliden Soldaten zu überzeugen, zur Pflicht zu ma⸗ 
chen, daß fie, ſobald fie von irgend einer Civil-Be⸗ 
dienſtung eines Patental⸗Invaliden in Kenntniß kom⸗ 
men, mit welcher nach den beſtehenden Vorſchriften die 
Einſtellung des Patental-Gehaltes geſetzlich verbunden 
iſt, dieſen letzteren nicht weiter ausfolgen, ſondern von 
der Bedienſtung des Patental-Invaliden ſogleich der 
betreffenden Invalidenhaus⸗Commiſſion die Mittheilung 
zu machen. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 4. October 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 
ſtellen. 


(141) October. 


———— ́¶¹G duk... —ꝛͤ'. —yt.¾¼ —nęę t: 


* 
Beſtimmung über die Entrichtung der Nieder⸗ 
lagsgebühren. 


Der k. k. Cameral⸗Gefällen⸗Verwaltung wird zur 
Wiſſenſchaft und weiteren Verfügung bedeutet, daß, in 
ſoferne nicht für einige Niederlagen beſondere abwei⸗ 
chende Beſtimmungen beſtehen, zufolge des Geiſtes der 
Weiſungen der Hofkammer-Decrete vom 16. April 
1833 ») und vom 28. November 1838 **) alle jene 
Waaren, welche nach den beſtehenden Vorſchriften einer 
Gefällsamtshandlung unterworfen ſind, und deßhalb zu 
einem mit ämtlichen Niederlagen verſehenen Gefällsamte 
geſtellt werden müſſen, im Falle ihrer Hinterlegung in 
dieſe Niederlagen zehn lagerzinsfreie Tage haben, den 
Tag, an welchem die Einlagerung geſchieht, mit einge⸗ 
rechnet, keiner Lagerzinsentrichtung unterworfen ſind; 
daß dagegen für jene Waaren, welche keiner gefälls⸗ 
ämtlichen Amtshandlung unterworfen ſind, ſie mögen 
nun zu dem betreffenden Gefällsamte geſtellt werden, 
weil ſie auf demſelben Transportmittel mit den einer 
Gefällsamtshandlung unterliegenden Waaren ſich befin⸗ 
den, oder weil ihre Stellung zu dem Gefällsamte und 
ihre Hinterlegung in die ämtlichen Niederlagen von der 
Partei gewünſcht wird, nur drei lagerzinsfreie Tage 
haben, mithin nur durch drei Tage, den Tag der Ein⸗ 


) Siehe den LIX. Band dieſer Geſetzſammlung Seite 137. 
Nr. 105. 

*) Siehe den LXIV. Band dieſer Geſetzſammlung Seite 376. 
Nr. 183. 


Vom 7. (1⁴² October. 


lagerung mitgerechnet, von der Bezahlung des Lager— 
zinſes befreit ſind. 

Hiebei wird übrigens zugleich aufmerkſam gemacht, 
daß zu Folge der Anordnung des erſten Abſatzes des 
Hofkammer⸗Decretes vom 16. April 1833 die gefälls⸗ 
ämtlichen Niederlagen in der Regel lediglich zur Auf⸗ 
nahme derjenigen Waaren, welche einer gefällsämtlichen 
Amtshandlung unterliegen, beſtimmt ſind, und daß nur 
an den Orten, wo zur Zeit des Herablangens des letzt⸗ 
bezogenen Hofkammer-Deeretes inländiſche einer gefälls⸗ 
ämtlichen Amtshandlung nicht unterworfene Güter zur 
Einlagerung in die gefällsämtlichen Niederlagen zuge— 
laſſen wurden, es bei dieſem Verfahren in der Aus⸗ 
dehnung und in der Art, wie ſolches zu der gedachten 
Zeit (der Herablangung des letzterwähnten Hofkammer⸗ 
Decretes nämlich) beſtanden, zu verbleiben hat. 


Hofkammer-Deeret vom 7. October 1847, an ſämmtliche Cameral⸗ 
Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


98. 


Verbot auf Stämpelpapier zu drucken oder 
lithographiren. 


Es kommen öfter Fälle vor, in denen Stämpel⸗ 
papier, d. i. ſchon mit dem Stämpelzeichen verſehenes 
Papier zum Drucke oder zur Lithographirung der Blan⸗ 
quetten von Urkunden und Schriften verwendet wird. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß durch das bei 
der Drucklegung und Lithographirung beobachtete tech— 
niſche Verfahren die Schwärze des auf dem Stämpel⸗ 
bogen abgedruckten Stämpelzeichens gebleicht oder ver— 


Vom 10. (143) October. 


wiſcht, und die Schärfe des weißen Adler-Abdruckes 
geglättet und unbemerklich gemacht wird, wodurch das 
ärariſche Stämpelpapier eine die ämtliche Beurtheilung 
ſeiner Echtheit oder Unechtheit erſchwerende Verände— 
rung erleidet, und Verfälſchungen zum Nachtheile des 
Aerars ausgeſetzt iſt. 

Man findet daher das Verbot auszuſprechen, daß 
auf geſtämpeltem Papiere nicht gedruckt und lithogra— 
phirt, ſomit ſolches zum Drucke oder zur Lithogra— 
phirung der Blanquetten von Urkunden und Schriften 
nicht verwendet werden darf. Dagegen iſt es Jeder— 
mann unbenommen, gedruckte oder lithographirte un— 
ausgefüllte Blanquetten der Stämpelaufdrückung un⸗ 
terziehen zu laſſen. Die Ueberſchreitung dieſes Verbotes 
iſt als die im §. 419, Zahl 1 des Gefällen-Strafge— 
ſetzes bezeichnete Gefällsübertretung anzuſehen und mit 
der darin vorgeſchriebenen Strafe zu ahnden. 


Hofkammer⸗Decret vom 10. October 1847, an ſämmtliche Came⸗ 
ral⸗Gefällen⸗Verwaltungen und Cameral-Magiſtrate. 


99. 

Vorſichten zur Hintanhaltung von Mißbräuchen 
durch Betäubung mit Schwefeläther und ande— 
ren Aethergattungen (Naphten). 

Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent— 
ſchließung vom 7. October 1847, zur Beſeitigung von 
Mißbräuchen durch Betäubung mit Schwefeläther und 


andern Aethergattungen (Naphten), nachſtehende Be⸗ 
ſtimmungen zu erlaſſen geruht: 


Vom 10. e October. 


1. Nicht nur der Schwefeläther, ſondern alle bisher 


bekannten Aether⸗Arten (in ſoferne dieſe Aether⸗ 
Arten oder Naphten in Künſten und Gewerben 
vielfältig zu techniſchen Zwecken verwendet werden), 
werden für wirklich bet äubende Gifte erklärt, 
und find in der mit dem Hofkanzlei-Deerete vom 
24. Januar 1839 bekannt gegebenen Ueberſicht 
der giftigen Materialien und Präparate der 
erſten Kategorie der Giftſtoffe einzurei⸗ 
hen; auch iſt ihre Erzeugung an eine ſpecielle Be⸗ 
fugniß, ihre Verwahrung, ihr Verkauf und tech⸗ 
niſcher Gebrauch an alle für den Gifthandel beſte⸗ 
henden Vorſichten gebunden. 


„Alle Aether-Arten find in der Arzeneitare mit dem 
Kreuzzeichen zu markiren; ihre Aufbewahrung un⸗ 
ter beſonderer Sperre anzuordnen; die Diſpenſa⸗ 
tion derſelben in den Apotheken, mit gänzlichem 
Ausſchluſſe des freien Handverkaufes, auf die 
ſchriftliche Ordination der zur Praxis berech⸗ 
tigten Aerzte, Wundärzte und Thierärzte zu be⸗ 
ſchränken. 


Iſt die Anwendung der Aetherdämpfe aller Art, 
mittelſt des Einathmens, ausſchließend nur allein 
zu medieiniſch-chirurgiſchen, thierärztlichen und ge— 
burtshilflichen Zwecken, und nur über ärztliche, 
wundärztliche oder thierärztliche Verordnung unter 
perſönlicher Aufſicht und Leitung des Ordinarius 
zu geſtatten, den Hebammen aber ſolche bei ſchwe— 
rer Strafe zu verbieten, und ſelbſt den zur 
Praxis berechtigten Aerzten und Wundärzten einzu⸗ 


Vom 10. (145). October. 
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ſchärfen, das fragliche Mittel nicht bei zu jugend— 
lichen Individuen zu gebrauchen. 


Alles, keinen Heilzweck bezielende und nur auf Be— 


friedigung der Neugierde abgeſehene Experimenti— 
ren an Menſchen mit Aetherdämpfen iſt für Jeder— 
mann, ſelbſt für Aerzte und Wundärzte, ſtrenge 
unterſagt. 


„Die Anfertigung und der Verkauf von Apparaten, 


welche eigens zur Einathmung der Aetherdämpfe 
beſtimmt und eingerichtet ſind, da durch ſolche die 
Anwendung jener gefährlichen Präparate ſehr er— 
leichtert wird, iſt ausſchließlich nur den chirurgiſchen 
Inſtrumentenmachern und Bandagiſten mit der Be— 
dingung vorbehalten, daß ſie ſolche an Niemand 
anderen, als ihnen wohlbekannte Aerzte und Wund— 
ärzte zu verabfolgen und darüber eine Vormerkung 
zu führen haben. 


Sind die öffentlichen Ankündigungen und Anprei— 


+ 


ſungen der dießfälligen Ginathmungs- Apparate, 
und die Schauſtellung derſelben in Auslagkäſten 
nicht zu dulden. 

Iſt die Uebertretung dieſer Vorſchriften, in ſoferne 
dießfalls nicht ſchon in dem II. Theile des St. G. 
vorgeſehen iſt, mit angemeſſenen Geld- oder Arreit- 
ſtrafen zu belegen. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 10. October 1847, an ſämmtliche Länder— 


ſtellen. 


Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 10 


Vom 22. ( 146 ) October. 


100. 


Beſtimmungen über die Bezüge von Gnaden- 

gaben durch die in der k. k. Armee dienenden 

Staatsdieners-Waiſen während ihrer Beur- 
laubung. 


Um ungebührlichen Bezügen an Gnadengaben von 
männlichen Staatsdieners-Waiſen, welche in der Armee 
dienen, und vom Militär auf einige Zeit beurlaubt wer⸗ 
den, zu begegnen, hat die allgemeine Hofkammer im 
Einverſtändniſſe mit dem Hofkriegsrathe den Beſchluß 
gefaßt, daß die Auszahlung von derlei Gnadengenüſſen 
während einer Beurlaubung der damit Betheilten in 
jenem Falle ſtets zu ſiſtiren ſei, wenn wegen des auf 
längere oder unbeſtimmte Zeit ertheilten Urlaubes nach 
den Militär⸗Vorſchriften auch die Militär-Bezüge einge: 
ſtellt werden, daß jedoch, wenn das betreffende, wäh— 
rend der Urlaubszeit auch bei ſeinem Regimente, Corps 
oder Bataillon außer Gebühr geſetzte Individuum, nach 
dem Wiedereintritte in die Militär-Dienſtleiſtung ſich 
über die fortdauernd gute Aufführung während der ge— 
dachten Zeit den beſtehenden Vorſchriften entſprechend 
auszuweiſen vermag, über Anſinnen der Militär-Behör⸗ 
den der Gnadengenuß vom Zeitpunkte der Siſtirung 
ohne Anſtand wieder flüſſig gemacht werden könne. 

Iſt aber der ertheilte Urlaub nicht von längerer 
Dauer, und nicht mit der Einſtellung der Militär⸗Ge⸗ 
bühren verbunden, fo bleibt der Fortbezug des Gnaden⸗ 
genuſſes auch während der Urlaubszeit in ſoferne geſtattet, 
als das beurlaubte Individuum bei der Behebung über 


Vom 23. (147) Oetober. 


die fortdauernd gute Conduite die gehörige Beſtätigung 
der Militär⸗Localbehörde ſeines zeitweiligen Aufenthalt— 
ortes beibringt. 


Hofkammer⸗Decret vom 22. October 1847, an ſämmtliche Län— 
derſtellen und Cameral-Gefällen-Verwaltungen. 


Hofkanzlei-Decret vom 13. November 1847, an ſämmtliche Länder— 
ſtellen. 


101. 


Stämpelpflicht der Immatriculirungs⸗Scheine 
des politechniſchen Inſtitutes. 


Die Immatriculirungs-Scheine des politechniſchen 
Inſtitutes erſcheinen nach der Darſtellung der niederöſterr. 
Landesregierung als Beſcheinigungen über die geſche— 
hene Einſchreibung der Schüler zu beſtimmten Vorleſun— 
gen, ſomit als Beſtätigungen über die geſchehene Auf— 
nahme in gewiſſe Lehrcurſe, und unterliegen daher dem 
Zeugnißſtämpel pr. 30 kr. nach §. 21 des St. u. T. 
Geſetzes, indem die denſelben nach dem frühern Stäm— 
pelgeſetze zugeſtandene Stämpelfreiheit durch das neue 
Stämpelgeſetz aufgehoben iſt. 

Der k. k. Cameral-Gefällen-Verwaltung in Wien 
wird übrigens gleichzeitig die Ermächtigung ertheilt, 
rückſichtlich jener Immatriculirungs-Scheine des gedach— 
ten Inſtitutes, welche vor der Bekanntgabe dieſer Wei— 
ſung von demſelben ausgeſtellt wurden, ſowohl vom 
Gefälls⸗Strafverfahren, als von der Einforderung der 

einfachen Stämpelgebühr abzugehen, für die Zukunft 


Vom 25. ( 148 ) October. 


aber die geſetzliche Stämpelung dieſer Documente ge— 
hörig zu überwachen. | 
Hofkammer-Decret vom 23. October 1847, an die niederöſter⸗ 


reichiſche Landesregierung und an die Cameral-Gefällen⸗ 
Verwaltungen in Oeſterreich und Böhmen. 


102. 


Gleiche Giltigkeit der Studienzeugniſſe des 
ſtändiſchen Joanneums zu Gratz mit jenen 
von Staatsanſtalten ausgeſtellten. 


In Folge Studienhofeommiſſions-Deeretes vom 
25. October 1847 wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht, daß die Studienzeugniſſe des ſtänd. Jo an— 
neums zu Gratz und der damit verbundenen Berg- 
und Hüttenſchule zu Vordernberg, ſo wie die Zeugniſſe 
der ſtänd. Realſchule daſelbſt mit jenen, welche von 
Staatsanſtalten ausgeſtellt werden, eine gleiche Giltig— 
keit haben, und ſomit auch bei Dienſtbewerbungen und 
bei Beurtheilung der Befreiung vom Militärdienſte als 
gleich wirkſame Behelfe anzuſehen ſind. 
Studien-Hofcommiſſions-Decret vom 25. October 1847, an ſämmt⸗ 

liche Länderſtellen. u 


103. 
Bare Auszahlung der am 2. November 1847 
in der Serie 79 verlosten Banco⸗Obligationen 
zu fünf Percent. 


In Folge Deeretes der k. k. allgemeinen Hofkam⸗ 
mer vom 2. November 1847 wird, mit Beziehung auf 


Vom 2. Ä (149) November. 


die Circular⸗Verordnung vom 29. October 1829, Nach— 
ſtehendes zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 
„ 

Die am 2. November 1847 in der Serie 79 verlos⸗ 
ten fünfpercentigen Banco-Obligationen von Nr. 71,206 
bis einſchließig Nr. 72.178, werden an die Gläubiger 
im Nennwerthe des Capitals bar in Conventions-Münze 
zurückbezahlt. 

J K 2 

Die Auszahlung beginnt am 1. December 1847, 
und wird von der k. k. Univerſal⸗Staats- und Banco- 
Schulden⸗Caſſe geleiſtet, bei welcher die verlosten Obli— 
gationen einzureichen ſind. 

§. 3. 

Bei der Auszahlung des Capitals werden zugleich 
die darauf haftenden Zinſen, und zwar bis letzten Oeto— 
ber 1847, zu zwei und einhalb Percent in Wiener-IBäh- 
rung, für den Monat November 1847 hingegen die ur— 
ſprünglichen Zinſen mit fünf Percent in Conventions⸗ 
Münze berichtiget. 

. 4. 

Bei Obligationen, auf welchen ein Beſchlag, ein 
Verbot oder ſonſt eine Vormerkung haftet, iſt vor der 
Capitals⸗Auszahlung bei der Behörde, welche den Be— 
ſchlag, den Verbot oder die Vormerkung verfügt hat, 
deren Aufhebung zu erwirken. 

§. 5. 

Bei der Capitals-Auszahlung von Obligationen, 
welche auf Fonde, Kirchen, Klöſter, Stiftungen, öffent— 
liche Inſtitute und andere Körperſchaften lauten, fin— 
den jene Vorſchriften ihre Anwendung, welche bei der 


Pe‘ a a 


Vom 3. ( 150 ) November. 


Umſchreibung von derlei Obligationen befolgt werden 
müſſen. | 
§. 6. 

Den Beſitzern von ſolchen Obligationen, deren Ver- 
zinſung auf eine Filial⸗Credits⸗Caſſe übertragen iſt, ſteht 
es frei, die Capitals-Aus zahlung bei der k. k. Univerſal⸗ 
Staats⸗ und Banco -Schulden-Caſſe oder bei jener 
Credits-Caſſe zu erhalten, bei welcher ſie bisher die 
Zinſen bezogen haben. 

Im letzteren Falle haben fie die verlosten Obli— 
gationen bei der Filial-Credits⸗Caſſe einzureichen. 
Hofkammer-Deeret vom 2. November 1847, an ſämmtliche Länder⸗ 

ſtellen. 


Kundgemacht in Nieder-Defterreih am 4. ; in Mähren und Schle- 
ſien am 7.; in Böhmen am 10.; in Tirol am 12. No⸗ 
vember; im Küſtenlande am 1. December 1847. 


104. 
Zoll⸗Ermäßigung mehrerer Artikel im Zwifchen- 
verkehre mit Ungarn und Siebenbürgen. 


In Folge eines Hofkammer-Präſidial⸗Decretes vom 
3. November 1847, und mit theilweiſer Beziehung auf 
die mit Hofverordnung vom 3. October 1847 ) kund⸗ 
gemachten Zollbeſtimmungen für mehre Artikel im Ver— 
kehre mit dem Auslande und mit den Zollausſchlüſſen, 
wird hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 

Erſtens. Daß für das unter jenen Artikeln be— 
griffene Juchtenleder im Zwiſchenverkehre mit Un- 


) Siehe Nr. 95 in dieſem Bande. 


Bom 3. | (151) November. 


garn und Siebenbürgen keine Aenderung in den 
bisherigen Gebühren eintrete. 

Zweitens. Daß für die übrigen in der ober— 
wähnten Verlautbarung genannten Artikel, vom 1. De— 
cember 1847 angefangen, im Zwiſchenverkehre mit 
Ungarn und Siebenbürgen die in dem angeſchloſſenen 
Tarife unter den Poſtenzahlen 1 bis 5 enthaltenen in 
mehren Anſätzen ermäßigten Gebühren zu gelten haben. 

Drittens. Daß außerdem, von demſelben 
Zeitpuncte angefangen, für die in dem angeſchloſ— 
jenen Tarife ) unter den Poſtenzahlen 6 und 7 genann- 
ten Artikel die hier beigeſetzten verminderten Gebühren 
im Zwiſchenverkehre mit Ungarn und Siebenbürgen in 
Wirkſamkeit zu treten haben, ohne daß für dieſe Artikel 
im Verkehre mit dem Auslande und den Zollausſchlüſſen 
eine Aenderung der dießfalls beſtehenden Zollbeträge 
ſtattfindet. 


Hofkammer-Decret vom 3. November 1847, an ſämmtliche Län— 
derſtellen und Cameral-Gefällen-Verwaltungen. 


Benennung 
der 


Gegenftände, 


November. 


1 Honig, geläutert und ungeläutert, 
worunter auch die Bienenſtöcke mit 
uſammengeſtoßenem Honig und 

achs, ſogenannte Bienenkeulen 
und Wachskoth gehören, wie auch 
A 


2 Terpenthin ohne Unterſchied .... 
3 Wachs, weißes oder gebleichtes ... 


4 Wachs, verarbeitetes, als: Kerzen, 
Fackeln, gefärbtes Pichwachs u. dgl. 
5 Zint ober Spiau ter 


6 Kürſchnerarbeiten oder verfertigte 
ene a tee a 


| Miener:, Sattler- und Tafchnerar- 
beiten, mit Ausſchluß der Wägen 


*) Der Maßſtab der Ausfuhr-Ver— 
zollung iſt durchgehends der 
Centner Sporco. 


( 152 ) 
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Vom 3. 


Zoll Dreißigſtgebühr 
Maßstab Pei der Eine bel der Aus- | beider Ein- T bel ber uns 
der fuhr aus Un⸗fuhr nach Uns fuhr nach Un-Ifuhr aus Un— 
Eingangs: [garn und Sie- garn und Sie-garn und Sie: Igarn und Sie— 
Verzollung ). benbürgen. | benbürgen. [ benbürgen. [ benbürgen. 
f. | fl. kr. 2 kr. fl. kr. 
1 Ctr. sporco. 1 11,5... . 5 1 3 5 
detto „„ 11200| = Be es 5 
detto 3 20 J 25 3 A 
detto 6 a0 „ 25 3 R 51-88 


ze T . 
detto 6 400 J 25 3 


detto 4 DI Er. . 


( 153 ) November. 
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105. 
Stämpelpflicht der gerichtlichen Schriften bei 
Eintreibung der Activ⸗Forderungen einer Con⸗ 
curs⸗Maſſe. 


Ueber den entſtandenen Zweifel, ob die Klagen 
und Verhandlungen zur Einbringung der Activ-For⸗ 
derungen einer Concurs-Maſſe ſtämpelpflichtig ſeien, hat 
die k. k. oberſte Juſtizſtelle im Einverſtändniſſe mit der 
k. k. allgemeinen Hofkammer zu erklären befunden: 

Da nach dem F. 34 der Concurs⸗Ordnung (§. 91 
der oſtgaliz. G. O.) die gerichtliche Eintreibung der 
Forderungen einer Concurs-Maſſe nur dem Maſſever⸗ 
treter zuſteht, und die in dem Abſatze 5 der Reſolu⸗ 
tion vom 31. October 1785, Zahl 489 der J. G. S., 
enthaltene Vorſchrift nur als eine nähere Beſtimmung 
der Pflichten des Maſſeverwalters anzuſehen iſt, ſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß die bei der Eintreibung 
ſolcher Forderungen vorkommenden gerichtlichen Schrif— 
ten nach dem zweiten Satze des §. 89 des Stämpel⸗ 
und Targefeges ſtämpelpflichtig find. 

Hofkammer⸗Decret vom 5. November 1847, an ſämmtliche Ca— 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


106. 
Civilgerichtliche Competenz bei Streitigkeiten 
zwiſchen Grundholden und ihrer Gutsherrſchaft 
über grundobrigkeitliche Rechte. 


Seine k. k. Majeſtät haben über die Frage, ob 
Klagen, welche die Entrichtung von Laudemien betref— 


Vom 10. ( 154 ) November. 


fen, wenn ſolche gegen eine der Militär-Gerichtsbar⸗ 
keit unterſtehende Perſon angebracht werden, zur Com— 
petenz der Perſonal-Juſtiz oder der Real- Behörde 
gehören, mit allerhöchſter Entſchließung vom 16. Octo- 
ber 1847 Folgendes zu beſtimmen geruht: 
„Streitigkeiten zwiſchen den Grundholden und 
ihrer Gutsherrſchaft über grundobrigkeitliche Rechte 
ſind vor dem Landrechte der Provinz zu verhandeln und 
zu entſcheiden, wenn gleich der Beſitzer des unterthäni- 
gen Gutes für ſeine Perſon nicht zu dem unterthäni— 
gen Landvolke gehört, und daher auf die fiscalämtliche 
Vertretung keinen Anſpruch hat. Dieſes gilt auch in 
dem Falle, wenn der Beſitzer des unterthänigen Gutes 
für ſeine Perſon unter der Militär-Jurisdiction ſteht.“ 
Hofkanzlei-Decret vom 10. November 1847, an ſämmtliche Län— 
derſtellen der deutſchen Provinzen. 


107. 


Aufhebung des Verbotes hinſichtlich der Er- 
zeugung künſtlicher Mineralwäſſer. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 2. November 1847 zu geſtatten geruht, 
daß es von dem mit der allerhöchſten Entſchließung 
vom 22. December 1832 ausgeſprochenen Verbote der 
Erzeugung künſtlicher Mineralwäſſer gegen dem abzu— 
kommen habe, daß die Bereitung und Erzeugung der 
künſtlichen Mineralwäſſer nur mit Bewilligung der Be- 
hörden und unter der Leitung eines geprüften Chemi- 
kers oder Pharmaceuten geſchehen dürfe, und daß über 
die Echtheit und Güte dieſer künſtlichen Mineralwäſſer 


Vom 20. ( 155 ) | November. 


durch die Behörden und berufenen Sanitäts-Indivi⸗ 
duen die genaue Aufſicht geführt werde. 

Es haben demnach alle jene, welche ſich mit der 
Erzeugung eines künſtlichen Mineralwaſſers beſchäftigen 
wollen, durch ihre vorgeſetzte Ortsobrigkeit um die Be— 
willigung hiezu bei dieſer Landesſtelle einzuſchreiten. 

Uebrigens wird aber hier noch ausdrücklich be— 
merkt, daß es ſtrenge verboten iſt, einem künſtlichen 
Mineralwaſſer die Benennung eines beſtehenden natür— 
lichen Mineralwaſſers, wie z. B. „künſtliches Eger⸗, 
Selter⸗ u. ſ. w. Mineralwaſſer“ zu geben. 


Hofkanzlei⸗Decret vom 11. November 1847, an ſämmtliche Län⸗ 
derſtellen. 


108. 

Beſtimmungen über den Fortbezug der Pen⸗ 
fionen von dem mit einer Lotto-Collectur be- 
theilten Penſioniſten. 

Da ſich Zweifel über die Frage erhoben haben, 
unter welchen Bedingungen ein mit einer Lotto-Col— 
lectur betheilter Penſioniſt Anſpruch auf einen ferneren 
Bezug eines Theiles ſeiner Penſion habe, ſo wird der 
Landes ſtelle im Nachhange zu dem Hofkammer-Deerete 
vom 26. Februar 1844 *) bedeutet, daß einem Pen⸗ 
ſioniſten nur für den Fall, wenn der jährliche Rein⸗ 
Ertrag der ihm verliehenen Lotto-Collectur in dem 
einen oder anderen Jahre den Betrag des von ihm 
früher bezogenen Ruhegenuſſes nebſt einem Drittel 


) Siehe den LXXU. Band dieſer Hofgeſetzſammlung Seite 61. 
Nr. 32. 


Bom 30. ( 156 ) November. 


darüber mie Rückſicht auf die zum Collectur- Betriebe 
erforderlichen Auslagen, dann jene für den Aushilfs⸗ 
ſchreiber, wenn er wirklich beſtanden, mit eingerechnet, 
nicht erreicht hat, das hierauf Abgehende als Ergän⸗ 
zung des Mehrdrittels aus dem Fonde oder Gefälle, 
aus dem er ſeinen Ruhegenuß bezog, zu erfolgen ſei. 
Hofkammer⸗Decret vom 20. November 1847, an ſämmtliche Ca⸗ 
meral⸗Gefällen⸗Verwaltungen. 


109. 


Aufhebung des Abfahrtsgeldes in dem Ver⸗ 
kehre zwiſchen den ungariſchen und öſterreichi⸗ 


ſchen Provinzen. 

Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 8. Auguſt 1847 den ungariſchen Reichsſtänden 
über die Bitte um Aufhebung des Abfahrtsgeldes zwi— 
ſchen den ungariſchen und den übrigen Provinzen des 
Kaiſerſtaates zu bedeuten geruht, daß das Abfahrts- 
geld, welches früher in dem Verkehre zwiſchen den un⸗ 
gariſchen und öſterreichiſchen Provinzen nicht nur durch 
den öſterreichiſch-landesfürſtlichen Fiscus von dem nach 
Ungarn ziehenden Vermögen, ſondern auch durch den 
königlich⸗-ungariſchen Fiskus von dem nach den öſter⸗ 
reichiſchen Provinzen gehenden Vermögen abgenommen 
wurde, ſchon mit a. h. Entſchließung vom Jahre 1791 
gänzlich aufgehoben worden, und ſonach, wenn in der 
letzteren Zeit die Abnahme dieſer Abgabe von der einen 
oder anderen Seite Statt gefunden hat, dieſes gegen 
die a. h. Abſicht geſchehen ſei. 

Seine Majeſtät haben anzuordnen geruht, daß 
in Hinkunft in dem Verkehre zwiſchen den ungariſchen 
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und öſterreichiſchen Provinzen für den landesfürſtlichen 
Fiscus weder von der einen noch von der andern 
Seite ein Abfahrtsgeld abgenommen werde. Was den 
Anſpruch einiger ſtädtiſchen Corporationen und Grund— 
herrſchaften in Ungarn auf die Abnahme des Abfahrts- 
geldes von dem ſtädtiſchen und unterthänigen Vermögen 
anbelangt, ſo ſoll hierüber, da zum Theile Privilegien, 
zum Theile aber alte Gepflogenheit zu ändern ſind, der 
Ausſpruch der Geſetzgebung eintreten. Die Reichsſtände 
wurden demnach angewieſen, in dieſer Beziehung den 
Entwurf eines entſprechenden Geſetzes vorzulegen, nach 
deſſen Sanctionirung auch die Aufhebung des gleichen 
von einigen ſtädtiſchen Corporationen und Herrſchaften 
in den öſterreichiſchen Provinzen beanſpruchten Rechts 
zur Herſtellung der Neciproeität ohne Zögerung werde 
veranlaßt werden. | 

Bon dieſer a. h. Entſchließung wird die Landes⸗ 
ſtelle zur Wiſſenſchaft und bezüglich des l. f. Abfahrts⸗ 
geldes auch zur Verſtändigung des Fiscalamtes in die 
Kenntniß geſetzt. 


Hofkanzlei-Decret vom 30. November 1847, an ſämmtliche Län⸗ 
derſtellen. 


110. 

Behandlung der ſich bei Lieferungsverträgen 
der Beſtechung öffentlicher Beamten ſchuldig 
machenden Individuen. 

Mit Hofdecret vom 5. Januar 1812 wurde der 
Landesſtelle auf a. h. Befehl mitgetheilt, daß diejeni⸗ 
gen, welche bei Beſtand- oder ſonſtigen Verträgen über 
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Herarial- Lieferungen der Beſtechung öffentlicher Beam: 
ten beſchuldiget, und derſelben überwieſen werden, nebſt 
der auf ſolche Verbrechen feſtgeſetzten Strafe, noch 
insbeſondere von jeder Concurrenz zu derlei Verträgen 
ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Seine k. k. Majeſtät haben nun mit a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 16. October 1847 zu befehlen geruht, 
daß dieſe a. h. Beſtimmung in letzterer Bezie— 
hung auch auf jene zu erweitern ſei, welche hiebei 
der Beſtechung öffentlicher Beamten beſchuldiget wor— 
den, und über abgeführte gerichtliche Unterſuchung von 
dem angeſchuldigten Verbrechen nicht ſchuldlos er— 
klärt worden ſind. 

Dieſe a. h. Beſtimmung wird der Landesſtelle zur 
Wiſſenſchaft und weitern Kundmachung mitgetheilt. 


Hofkanzlei-Deeret vom 1. December 1847, an ſämmtliche Län- 
derſtellen. 


111. 
Beiſchaffung des Stämpels von Seite des 
Concurs-Maſſe- Vertreters zu den Claſſifica⸗ 
tions⸗Urtheilen und den Auszügen aus denſel— 
ben, wenn in der Maſſe ein disponibler Fond 
hiezu mangelt. 

Die k. k. oberſte Juſtizſtelle hat im Einverſtänd— 
niſſe mit der k. k. allgemeinen Hofkammer über einen 
entſtandenen Zweifel zu erklären befunden: 

Wenn im Concurs-Verfahren der Maſſe-Vertreter 
außer Stand iſt, in Gemäßheit des §. 102 des Stäm⸗ 
pel⸗ und Tarxgeſetzes die zur Ausfertigung des Claſſi— 


Bom 17, ( 159 ) | December. 


ſications⸗Urtheiles und der Auszüge aus demſelben er— 
forderlichen Stämpel beizubringen, weil ſich in der 
Maſſe keine Barſchaft vorfindet, und ſich der nöthige 
Betrag entweder gar nicht, oder nicht ohne große 
Schwierigkeiten ſchnell herbeiſchaffen läßt, ſo findet die 
in dem §. 90 des Stämpel- und Targefehes dem Cu— 
rator eines Abweſenden bewilligte Stämpelvormerkung 
Anwendung; jedoch hat das Gericht Sorge zu tragen, 
daß dieſe Stämpelgebühren, ſobald ſich eine Barſchaft 
in der Maſſe vorfindet, vor jeder anderen Zahlung 
berichtiget werden. 


Hofkammer⸗Decret vom 14. December 1847, an ſämmtliche Ca— 
meral-Gefällen-Berwaltungen. 


112. 
Proviſoriſche Beſtimmungen über Privat-An— 
leihen mit Partial- (Theil-) Obligationen. 

Bis zur definitiven Feſtſetzung geſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen über die Aufnahme von Privat-Anleihen in 
der Form von Partial- Obligationen wird im Intereſſe 
der Gläubiger, welche ſich bei denſelben betheiligen, 
dann zur Sicherung des allerhöchſten Lotto-Regales, 
endlich in der Rückſicht, um dieſe Partial⸗Geſchäfte 
mit den Beſtimmungen des $. 1001 des allgemeinen 
öſterreichiſch-bürgerlichen Geſetzbuches und dem F. 12 
der allerhöchſten Entſchließung vom 19. October 1843 
über die Emiſſion von Aetien in Einklang zu bringen, 
die nachſtehende proviſoriſche Verfügung, in Folge einer 
allerhöchſten Entſchließung vom 19. Junius 1847, von 
der k. k. allgemeinen Hofkammer im Einverſtändniſſe 
mit dem oberſten Gerichtshofe erlaſſen: 
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Erſtens. Als der geringfte Betrag, auf welchen 
eine Privat⸗Obligation in Privat-Anlehens⸗Geſchäften 
künftig geſtellt werden darf, hat der Betrag von Ein⸗ 
hundert Gulden Conventions-Münze zu gelten. 

Zweitens. Alle Partial- Obligationen dieſer 
Art müſſen auf beſtimmte Namen lauten, und die 
Ausfertigung derſelben auf Ueberbringer iſt fortan un⸗ 
terſagt. 

Hofkammer-Präſidial⸗-Decret vom 17. December 1847, an ſämmt⸗ 
liche Länder-Präſidien. 


113. 
Verzeichniß der Lehrgegenſtände, welche in den 
drei Jahrgängen der k. k. Forſtlehranſtalt zu 
Mariabrunn vorgetragen werden. 


Im Nachhange zu dem Studienhofeommiſſions⸗ 
Decrete vom 10. September 1847 *), womit der Lan⸗ 
desſtelle die Wiedergeſtattung von Privat- Prüfungen 
an der k. k. Forſtlehranſtalt zu Mariabrunn bekannt 
gegeben wurde, wird derſelben in der Anlage ein Ver⸗ 
zeichniß **) der Lehrgegenſtände, welche an der genann⸗ 
ten Lehranſtalt vorgetragen werden, und aus welchen 
auch jene, die ſich einer Privat-Prüfung an dieſem 
Inſtitute unterziehen wollen, zu prüfen ſind, mitgetheilt. 

Hierin iſt auch die Prüfungszeit zur Vornahme 
der Privat⸗Prüfungen erſichtlich gemacht. 


Studien hofcommiſſions-Decret vom 17. December 1847, an 
ſämmtliche Länderſtellen. 


*) Siehe Nr. 87 in dieſem Bande. 
**) Siehe die Beilage. 
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) Verzeichniß der Lehrgegenſtände. 


Jaht g. 
J. Semeſter. 


Phyſik und Chemie, Klimatologie und Bodenlehre. 
Arithmetik bis einſchließig der Gleichungen. 
Situationszeichnungen (gemeinſchaftlich für alle drei | 


Jahrgänge). 
II. Semeſter. 


. Forjtbotanif. 
. Forftzoologie. 
Technologie. 
Fortſetzung der Arithmetik bis einſchließig der Lo— 


garithmen. 


Situationszeichnung wie im I. Semefter, 


II. Jahrgang. 
J. Semeſter. 


„Forſtkunde, u. z. die Lehre vom Waldabtriebe, vom 


Forſtſchutze, von der Forſtbenutzung. 


„Mathematik, u. z. theoretiſche Geometrie. 
. Forftplanzeichnung (gemeinſchaftlich für alle drei 


Jahrgänge). | 
II. Semeſter. 


„Forſtkunde, u. z. die Lehre vom Waldanbau, und 


die von der Betriebseintheilung, praktiſche Uebung 
im Holzanbau, praktiſche Uebung in der Betriebs— 
regulirung. 


Mathematik, u. z. Trigonometrie und Poligonometrie. 
Forſtplanzeichnung wie im I. Semeſter. 

. Praktiſche Geometrie, Vermeſſung. 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 11 
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III. Jahrgang. 
I. Semeſter. 

A. Forſtkunde, u. z. Lehre über die Waldertragbeſtim⸗ 

mung, Lehre von dem Forſthaushalte. 

B. Mechaniſche Wiſſenſchaften, als N Hydro⸗ 

ſtatik und Hydraulik. 

C. Baukunſt in nächſter Beziehung auf forſtliche Land⸗ 

und Waſſergebäude. 

D. Zeichnung von Bauriſſen. 

E. Uebung im Geſchäftsſtyle. 

II. Semeſter. 

A. Forſtkunde, u. z. Staatsforſtwirthſchaftslehre, prak⸗ 
tiſche Uebung in der Ertragsbeſtimmung, praktiſcher 
Haushalt und Rechnungsweſen, Waldwerthberech— 
nung. 

Grundſätze zur Verfaſſung von Bauüberſchlägen. 

Zeichnung von Bauriſſen. 

Wiederholte praktiſche Uebung in der Vermeſſung 
und Zuſammenſtellung des Vermeſſungs⸗Elaborates. 


2 


In der dazu paſſenden Jahreszeit werden mit 
Einſtellung des theoretiſchen Unterrichts die praktiſche 
Uebung abwechſelnd im Forſtvermeſſen, Nivelliren und 
der Forſtertragsbeſtimmung nebſt ſonſtigen beauffih- 
tigten Excurſionen vorgenommen werden. 


Zur Vornahme der Privatprüfungen an dem 
Mariabrunner Forſtinſtitute ſind die Monate Mai, 
Junius und Julius beſtimmt. 
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114. 
Bekanntmachung der mit der kön. preußiſchen 
Regierung verabredeten gegenſeitigen Erleich— 
terungen des Verkehres an den beiderſeitigen 
Landesgränzen ). 


Aus einer mit der kön. preußiſchen Regierung in 
Berlin gepflogenen commiſſionellen Verhandlung find 
jene zwei Protokollar⸗Uebereinkünfte hervorgegangen, 
von welchen die erſtere *) die zwiſchen der k. k. öſterr. 
und kön. preußiſchen Regierung vereinbarten gegenſeitigen 
Erleichterungen des Gränzverkehrs an den beiderſeiti— 
gen Landesgränzen, und die zweite **) insbeſondere 
die Erleichterungen des gegenſeitigen Gränzverkehrs 
mit leinenen Garnen und der daraus erzeugten rohen 
Leinwand zum Gegenſtande hat, und wozu Seine k. k. 
Majeſtät mit der hierüber erfolgten a. h. Entſchließung 
vom 19. November 1847 die a. h. Genehmigung zu 
ertheilen geruhten. 

Die Landesſtelle erhält den Auftrag, den Inhalt 
der vereinbarten Beſtimmungen, die mit 1. Januar 
1848 in Wirkſamkeit zu treten haben, unverzüglich 
nach den hier beifolgenden Cireular-Entwürfen zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Hofkammer⸗Decret vom 20. December 1847, an die Länd erſtel— 
len und Cameral-Gefällen-Verwaltungen in Böhmen, 


Mähren und Schleſien und Galizien, und an den Hof— 
commiſſär in Krakau. 


*) Mit zwei Beilagen, 
11 
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*) Beilage. 


In Folge einer mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 19. November 1847 genehmigten, zwiſchen der 
k. k. öſterreichiſchen und der kön. preußiſchen Regierung 
getroffenen Verabredung zum Zwecke gegenſeitiger Er— 
leichterungen des Gränzverkehrs an den beiderſeitigen 
Landesgränzen, werden in Folge Hofkammer⸗Präſidial⸗ 
Deeretes vom 20. December 1847 nachſtehende Be⸗ 
ſtimmungen bekannt gemacht: 


§. 1. 

Auf Landgütern oder Grundbeſitzungen, die von 
der Zollgränze der beiderſeitigen Staaten durchſchnit⸗ 
ten ſind, dürfen das dazu gehörige Wirthſchaftsvieh 
und Wirthſchaftsgeräthe, die Ausſaat zum dortigen 
Feldbau, dann die auf ihnen gewonnenen Ackerbau⸗ 
und Viehzucht-Erzeugniſſe im Transporte von den 
Orten ihrer Hervorbringung nach den zu ihrer Ver— 
wahrung beſtimmten Gebäuden und Räumen von 
einem Zollgebiete auf das andere, an den durch die 
Verwendung oder Beſtimmung im Wirthſchaftsbetriebe 
angezeigten natürlichen Uebergangs-Puncten beiderſeits 
zollfrei gebracht werden. 


§. 2. 

Die Gränzbewohner ſollen gegenſeitige Zollfrei⸗ 
heit genießen in Betreff der Ausſaat zum Anbaue ihrer 
eigenthümlichen oder gepachteten im jenſeitigen Gränz⸗ 
bezirke gelegenen Aecker und Wieſen, ferner in Betreff 
der von denſelben directe weggeführten Fechſung an 
Feldfrüchten und Getreide in Garben, wobei ihnen 
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nach Maßgabe der Ortsverhältniſſe auch der Gränz— 
übertritt auf Nebenwegen unter den geeigneten Vor⸗ 
ſichten erlaubt werden ſoll. 


F. 3. 


Zur Erleichterung des Bezuges mehrerer gemeiner 
Bedarfsgegenſtände in den Gränzgegenden für häus— 
liche, landwirthſchaftliche und andere nützliche Zwecke 
ſoll ein zollfreier Verkehr mit nachbenannten Gegen⸗ 
ſtänden gegenſeitig geſtattet ſeyn, als da ſind: 

Ausgelaugte oder Auswurfsaſche zum Düngen, 
Bauſand, gemeiner, und Kieſelſteine, Bäume, Sträuche, 
Reben und andere lebende Pflanzen oder Gewächſe 
zum Verpflanzen, ſo wie auch eingeſetzt in Töpfe oder 
Kübel; Beſen von Weiden, Birken u. dgl., Bienen⸗ 
ſtöcke mit lebenden Bienen, Dünger, thieriſcher, Eier, 
Feuerſchwamm, roher, Flachs und Hanf in Wurzeln, 
Gras, Moos, Binſen, Futterkräuter, Waldſtreu, Heu, 
Stroh und Häckerling, Milch, Schmirgel und Trippel 
in Stücken, Thon⸗ oder Töpfererde, gemeine, Torf 
und Moorerde, endlich Träbern und Treſtern. 


Dieſer Gränzverkehr ſoll vor der Hand, um die 
beiderſeitige Zollfreiheit zu genießen, an die Zoll— 
ſtraßen und das regelmäßige Zollverfahren, dem der— 
ſelbe nach den bisherigen Einrichtungen unterworfen 
iſt, gebunden bleiben, jedoch nebſtbei durch Ausnah⸗ 
men in den Gränzbezirken und Orten, wo die örtlichen 
Verhältniſſe das Bedürfniß derſelben wahrnehmen laſ— 
ſen, eine erweiterte Ausdehnung erhalten, wozu die 
dortigen Organe der Zollverwaltung die Bewilligun— 
gen unter dienlichen Vorſichten ertheilen werden. 


Vom 20. ( 166 ) December. 


§. 4. 


Den Gränzbewohnern, welche nach den Ortsver— 
hältniſſen in der Lage find, in der Nähe ihres Wohn⸗ 
ortes auf dem jenſeitigen Gränzgebiete Feldarbeit zu 
verrichten, ſoll der zollfreie Ein- und Austritt mit 
Arbeitsvieh und Arbeitsgeräthſchaften zu derlei land⸗ 
wirthſchaftlichen Verrichtungen, und zwar, wenn dieſer 
an einem und demſelben Tage erfolgt, nicht bloß auf 
den Zollſtraßen, ſondern nach der Natur der Ver⸗ 
richtungen auch auf Nebenwegen unter ſachgemäßen 
Vorſichten gegen Wiederzurückbringung des mitgenom⸗ 
menen Arbeitsviehes und Arbeitsgeräthes gegenſeitig 
gejtattet werden. 

§. 5. 


Alles Vieh, das zur Weide und von der Weide 
über die Zollgränze getrieben wird, ſoll gegenſeitig 
zollfrei, und die Ueberſchreitung der Gränze auf Ne⸗ 
benwegen nach Maßgabe der in den Ortsverhältniſſen 
dazu vorhandenen Begründung nicht nur wenn der 
Hin⸗ und Zurücktrieb an einem und dem nämlichen 
Tage vor ſich geht, ſondern auch wenn ein auf dem 
jenſeitigen Zollgebiete länger fortgeſetzter Weidebeſuch 
beabſichtigt wird, unter angemeſſenen Vorſichten zu⸗ 
läſſig ſeyn. 

§. 6. 


Die beiderſeitigen Gränzbewohner ſollen von jeder 
Zollabgabe befreit ſeyn, wenn fie Getreide, Oelſa- 
men, Hanf, Holz, Lohe und andere dergleichen land— 
wirthſchaftliche Gegenſtände zum Vermahlen, Stam⸗ 
pfen, Schneiden, Reiben u. ſ. w. auf Mühlen in den 
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jenfeitigen Gränzbezirk bringen, und im verarbeiteten 
Zuſtande wieder zurückführen. 

Hierbei dürfen auch Ausnahmen von dem regel- 
mäßigen Zollverfahren, wenn rückſichtswürdige örtliche 
Verhältniſſe dafür ſprechen, unter Subſtituirung an⸗ 
derer, den Umſtänden angemeſſener Modalitäten zum 
Schutze gegen Gefällsbevortheilungen gewährt werden. 

In ſoweit durch das Vermahlen, Stampfen, Rei— 
ben u. ſ. w. die Geſtalt und Natur des Gegenſtandes 
ſich weſentlich ändert, wie dieß insbeſondere beim Ver⸗ 
mahlen von Getreide geſchieht, und es nöthig fällt, 
über das zurückzubringende, aus der Verarbeitung in 
der Mühle hervorgegangene Erzeugniß und deſſen Ver— 
hältniß zu dem Gegenſtande vor der Verarbeitung ge— 
naue Beſtimmungen zu treffen; wird in jenen Gränz— 
bezirken, wo das Bedürfniß darnach ſich äußert, das 
Nöthige zur Feſtſtellung des Zollverfahrens eingeleitet 
werden. 

§. 7. 

Es ſollen von den Gränzbewohnern gegenſeitig 
zollfrei ein⸗ und ausgeführt werden dürfen: 

a) Vieh, welches ſie auf ungewiſſen Verkauf nach 
einem Viehmarkte im jenſeitigen Gränzbezirke brin⸗ 

gen und unverkauft wieder zurückführen; 

bp) die von ihnen handwerksmäßig verfertigten Waa⸗ 
ren, welche ſie auf ungewiſſen Verkauf nach 

Märkten im jenſeitigen Gränzbezirke, in ſoferne 

nach den Zollvorſchriften des Landes nichts ent— 

gegenſteht, führen, und von dort unverkauft wie— 
der zurückbringen, mit ach der Verzehrungs⸗ 
gegenſtände. 
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$. 8. 
In weiterer Erleichterung des Gränzverkehrs ſol⸗ 


len ferner die beiderſeitigen Gränzbewohner Gegenſtände 
ihres eigenen Bedarfes zur Reparatur oder ſonſt einer 
handwerksmäßigen Bearbeitung, wobei die weſentliche 
Beſchaffenheit oder Geſtalt des Gegenſtandes genau 
erkennbar bleibt, zollfrei in den jenſeitigen Gränzbezirk 
bringen und reparirt oder bearbeitet wieder zurückbrin⸗ 
gen dürfen. 

Das Färben oder Bedrucken von Leinwand, die 
häufig der Gegenſtand von häuslicher Erzeugung in 
den Gränzbezirken iſt, und die Verfertigung von Klei⸗ 
dungsſtücken aus Zeugwaaren zum eigenen Gebrauche 
der Gränzbewohner, ſollen ungeachtet der Geſtaltver⸗ 
änderung des zurückgeführten Gegenſtandes von den 
zollfrei geſtatteten handwerksmäßigen Bearbeitungen 
nicht ausgeſchloſſen ſeyn, wenn die Zollämter im 
Stande ſind, durch zureichende Vorſichten, als z. B. 
durch Muſter, Bezeichnung oder Beſchreibung des Ge— 
genſtandes, der zur jenſeitigen Bearbeitung ausgeführt 
werden will, die Identität desſelben in der zurückge⸗ 
brachten Waare zu erkennen. 

§. 9. 

Die gegenſeitige Zollfreiheit ſoll ſich auch erſtrecken 
auf alle Säcke und Gefäße, worin landwirthſchaftliche 
Erzeugniſſe, als z. B. Getreide und andere Feld⸗ 
früchte, Gyps, Kalk, Getränke oder Flüſſigkeiten an⸗ 
derer Gattung und ſonſt im Gränzverkehre vorkom⸗ 
mende Gegenſtände in das Nachbarland gebracht wer⸗ 
den, und die von dort leer auf dem nämlichen Wege 
wieder zurückgelangen. 
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§. 10. 

Endlich ſoll im Gränzverkehre gegenſeitig keine Zoll⸗ 
erhebung eintreten, wenn die bei der Ein- oder Aus⸗ 
fuhr zu leiſtende Zollabgabe in den öſterreichiſchen 
Staaten den Betrag von Einem Kreuzer nicht über— 
ſteigt, und im Königreiche Preußen den Betrag von 
ſechs Silberpfennigen nicht erreicht. 

$. 11. 

In Betreff der Verpflichtungen und Bedingun- 
gen, durch deren Erfüllung ein Anſpruch auf die vor— 
ſtehenden Zollbefreiungen in beiden Staaten erlangt 
wird, werden die aus den folgenden §§. zu entneh⸗ 
menden Beſtimmungen beiderſeits gehandhabt werden. 

$. 12. 

Außer den Fällen, wo Ausnahmen bewilligt ſind, 
hat jeder Gränzbewohner, der eine der eingeräumten 
Zollbefreiungen in beiden Staaten genießen will, den 
Gegenſtand, hinſichtlich deſſen er ſie in Anſpruch nimmt, 
ſowohl im Aus- als Eintritte jedesmal zur Amtshand— 
lung bei den beiderſeitigen dazu ermächtigten Zolläm⸗ 
tern anzumelden oder zu erklären. 

Die Anmeldung oder Erklärung ſoll dem Zoll⸗ 
amte bei vorſchriftmäßiger Anſage des Aus- oder Ein- 
fuhrgegenſtandes auch von dem Namen und Wohnorte 
des Gränzbewohners, dem die Zollbegünſtigung zu 
Gute kommen ſoll, von der Herkunft oder Beſtimmung 
des Gegenſtandes und von der gewünſchten Zeitfriſt 
zu deſſen Zurückbringung in allen jenen Fällen, wo 
die bedingte Gewährung der Zollfreiheit dieſe Angaben 
erforderlich macht, Kenntniß geben. — Hiernach ſind 
alſo, nach Verſchiedenheit der Fälle, der Ort des 


Vom 20. ( 170) December. 


jenfeitigen Grundbeſitzthums, wohin oder woher der 
Gegenſtand geführt wird, der Ort der jenſeitigen 
Arbeitsverrichtungen, der Weideort des Viehes, der 
Marktort bei Gegenſtänden auf ungewiſſen Verkauf, 
der Ort der Mühle bei Verarbeitungen auf derſelben, 
und der Ort, Name und Gewerbe des Gewerbsman⸗ 
nes bei Reparaturen oder handwerksmäßigen Bearbei⸗ 
tungen anzuſagen. 
§. 13. 


Beim Aus- und Eingange auf ungewiſſen Ver⸗ 
kauf iſt ferner der tarifmäßige Zoll mit dem vorbehal⸗ 
tenen Rechte auf Zurückſtellung, wenn der Gegenſtand 
binnen der anberaumten Friſt zurückgebracht wird, beim 
Zollamte bar zu erlegen. 

Außer den Fällen des Aus- und Einganges auf 
ungewiſſen Verkauf findet, wenn die Zollbefreiung 
durch die Zurückbringung des Gegenſtandes bedingt iſt, 
eine beſondere Sicherſtellung des tarifmäßigen Zolles 
auf die vorgeſchriebene Weiſe nur in den Fällen ſtatt, 
wenn der Gegenſtand nicht von bekannten und ſichern 
Perſonen überbracht wird. 


§. 14. 


Dem Zollamte, das die erſte Amtshandlung in 
der Sache pflegt, kommt es zunächſt zu, die Richtig— 
keit der Angaben in der Anmeldung, auf welche die 
Zollbefreiung ſich ſtützt, zu beurtheilen, und ſie, in ſo— 
ferne es in einzelnen Fällen nach feiner Orts- und Per⸗ 
ſonenkenntniß einen begründeten Zweifel dagegen hegt, 
erſt nach glaubenswürdiger Behebung dieſes a 
anzuerkennen. 


Vom 20. (171) December. 


Das gegenüber befindliche Zollamt, an welches 
hierauf der Gegenſtand gelangt, hat daher in der Re— 
gel, wenn nicht beſondere Bedenken ſich herausſtellen, 
der Beurtheilung der Richtigkeit der Anſagen bloß die 
beizubringende Abfertigungsurkunde jenes Amtes (Bol: 
lete oder ämtliche Bezettelung) zu Grunde zu legen. 

F. 15. 

Wenn die Zollbefreiung von der Zurückbringung 
des Gegenſtandes abhängig iſt, ſo iſt der Termin 
hierzu von den Zollämtern mit Rückſicht auf die ange— 
meldete Beſtimmung und angeſprochene Zeitfriſt, und 
liegt bereits eine Terminsbewilligung des jenſeitigen 
Zollamtes vor, auch mit Rückſicht auf dieſe zu bemeſ— 
ſen und in der Abfertigungsurkunde anzuſetzen; doch 
ſollen fie nicht befugt ſeyn, eine mehr als Dreimonat- 
liche Friſt einzuräumen. 

$. 16. 

Beim Eingange des Gegenſtandes zur Reparatur 
oder Bearbeitung gegen Wiederaustritt (worunter die 
Verarbeitung auf einer Mühle nicht begriffen iſt) ſind 
die Zollämter berechtigt und verpflichtet, den zollfreien 
Eintritt zu dieſem Zwecke dann zu verſagen, wenn ſie 
nicht zureichende Vorſichten anwenden können, um die 
Identität der Waare nach der Reparatur oder Bear— 
beitung wieder zu erkennen. 
1 | $. 17. 

Auf dem Zurückwege ijt der Gegenſtand wieder 
zu den nämlichen Zollämtern, welche auf dem Hin— 
wege das Amtsverfahren gepflogen haben, und zwar 
begleitet mit den von ihnen hierüber damals ausgefer— 
tigten Urkunden, zu ſtellen, wo ſodann bei Erfüllung 
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der vorgezeichneten Bedingungen die definitive zollfreie 
Abfertigung zu vollziehen iſt. 
| $. 18. 

Von den Gegenſtänden, die innerhalb der anbe⸗ 
raumten Friſt nicht zurückkommen (mit Ausnahme des 
verunglückten Weide⸗ oder Arbeitsviehes), gebührt die 
tarifmäßige Zollabgabe, die ſogleich nach den Zollvor⸗ 
ſchriften einzubringen iſt. 

$. 19. 

In ſoferne nach den §§. 2, 3, 4, 5 und 6 mit 
Rückſicht auf ein dazu vorhandenes örtliches Bedürfniß 
der Gränzübertritt auf Nebenwegen und mit Ausnahme 
von dem regelmäßigen ämtlichen Verfahren der Zoll— 
ämter unter geeigneten Vorſichten zugelaſſen oder ge- 
ſtattet werden darf, iſt die Erlangung eigener Bewil⸗ 
ligungen hiezu unter Feſtſetzung der zu beobachten⸗ 
den Bedingungen erforderlich, wegen welcher die Par: 
teien ſich an die Organe der Zollverwaltung in den 
Gränzbezirken zu wenden haben, durch die auch bei 
dem Anſpruche der im F. 6 für Gegenſtände zum Ver⸗ 
mahlen eingeräumten Zollbegünſtigung die in eben 
dieſem §. vorbehaltenen vorher noch nöthig fallenden 
Beſtimmungen den betheiligten Perſonen werden eröff— 
net werden. 

§. 20. 

Die Zollämter, welchen die Vollziehung der mit 
den Gränzverkehrs⸗Erleichterungen in Verbindung ſte⸗ 
henden Amtshandlungen und Vorkehrungen zuſteht, ſind 
in den öͤſterreichiſchen Staaten die mit der Wirkſam⸗ 
keit eines Commerzial-Zollamtes ausgeſtatteten Zoll⸗ 
ämter und inner den Gränzen ihrer Amtsbefugniſſe 


Vom 20. | (173) December. 


auch die Hilfszollämter, wobei, wenn es ſich um den 
Austritt gegen Wiedereintritt oder um den Eintritt 
gegen Wiederaustritt handelt, die Berechtigung zur 
Eintrittsbehandlung maßgebend iſt, im Königreiche 
Preußen ſämmtliche Hauptzollämter und Nebenzollämter 
1. und 2. Claſſe innerhalb der Gränzen der ihnen 
beigelegten Erhebungs- und e LEN OU 
§. 2 


In Beziehung auf die e Zollbegünſti⸗ 
gungen werden, in ſoweit dabei die Begriffe: Gränz— 
bezirk und Gränzbewohner in Frage kommen, unter 
dieſen Benennungen die längs der Zollgränze beider— 
ſeits gelegenen Landesſtrecken, die in jedem der beiden 
Staaten nach den dermal beſtehenden Zolleinrichtungen 
als Gränzbezirk bezeichnet ſind, und die innerhalb der 
beiderſeitigen Gränzbezirke anſäßigen Einwohner ver- 
ſtanden; wobei jedoch beiden Regierungen eine und an- 
dere örtliche Ausnahme nach Umſtänden vorbehalten iſt. 

§. 22. 

Die hiemit bekannt gegebenen gemeinſchaftlich feſt— 
geſtellten Zollbegünſtigungen des gegenſeitigen Gränz— 
verkehrs haben, in ſoweit ſie demſelben auf dem einen 
und anderen Zollgebiete nicht ſchon durch beſtehende 
Anordnungen zu Statten kommen, vom 1. Januar 
1848 angefangen, und zwar, wo fie zu ertheilende be— 
ſondere Geſtattungen und vorher noch zu regelnde Be— 
dingungen vorausſetzen, nach Maßgabe dieſer Bewil— 
ligungen und Reglungen, auf die Dauer der Ueber— 
einkunft, die bis Ende December 1853 bindend und 
dann durch Aufkündigung lösbar iſt, in Wirkſamkeit 
zu treten. 
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$. 23. 

In ſoferne übrigens der Gränzverkehr in beiden 
Staaten durch erfloſſene Anordnungen bereits andere 
hier nicht gedachte Begünſtigungen oder Erleichterun— 
gen genießt, verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe von 
den gegenwärtigen Beſtimmungen unberührt und in 
ungeſchmälerter Anwendung bleiben. 


**) Beilage. 


Außer den mit Circular-Verordnung vom heuti⸗ 
gen Tage kundgemachten, zwiſchen der k. k. öſterreichi⸗ 
ſchen und der königl. preußiſchen Regierung in Gränz⸗ 
verkehrsſachen verabredeten Beſtimmungen iſt noch der 
Gränzverkehr mit Leinengarnen und roher ungebleichter 
Leinwand zwiſchen Oeſterreich und Preußen, und zwar: 

„I: wenn rohes leinenes Garn zum Bleichen aus 
Preußen nach Oeſterreich oder umgekehrt aus Oeſter— 
reich nach Preußen gebracht und nach erfolgter Bleiche 
im gebleichten Zuſtande in das Land der Herkunft wie— 
der zurückgeführt, und wenn 

II. aus Preußen auf der Gränzlinie von Leob⸗ 
ſchütz bis einſchließlich Seidenberg in der Oberlauſitz 
rohes leinenes Garn in das gegenüber befindliche öſter— 
reichiſche Gebiet zum Verweben im dortigen Gränzbe— 
zirke eingeführt und die daraus verfertigte rohe unge⸗ 
bleichte Leinwand nach Preußen zurückgebracht wird“ — 

gemäß der Abſicht der beiderſeitigen hohen Re— 
gierungen, dieſen Verkehr thunlichſt zu erleichtern, zum 
Gegenſtande einer beſonderen, von Seiner Majeſtät 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 19. November 1847 
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genehmigten Vereinbarung zwiſchen Denſelben gewor— 
den, worüber in Folge Hofkammer-Präſidial⸗Decretes 
vom 20. December 1847 Nachſtehendes hiemit zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht wird: 

Zu I. Es wird eine Abgaben-Erhebung gegen— 
ſeitig bei der Aus- und Einfuhr, jo wie bei der Wie— 
derausfuhr und Wiedereinfuhr des ungebleichten und 
gebleichten Garnes nicht Statt finden, und 

zu II. in Oeſterreich an der bezeichneten Gränz- 
ſtrecke eine Abgabe von dem über dieſelbe zum Ver— 
weben gegen Wiederausfuhr der rohen Leinwand ein— 
geführten Garne nicht erhoben, dagegen in Preußen 
der aus Oeſterreich eingehenden rohen Leinwand die 
ſchon im beſtehenden Tarife bewilligte Zollfreiheit auch 
ferner zu Theil werden. 

Der Genuß der vorſtehenden neuen Erleichterun— 
gen des Garnverkehrs wird jedoch an die in den 
nachfolgenden Puncten angegebenen Vorſchriften ge— 
bunden: 

1. In Oeſterreich hat die zollfreie Einfuhr des 
rohen Garns zum Bleichen oder zum Verweben in der 
Regel über die mit Amtsbefugniſſen von Commerzial— 
Zollämtern ausgeſtatteten Gränz-Zollämter zu geſche— 
hen; doch darf ſie ausnahmsweiſe, in ſoweit ſich ein 
Bedürfniß dazu ergibt, auch über Hilfszollämter er— 
laubt werden. 

In Preußen wird die Einfuhr des zum Bleichen 
beſtimmten Garns außer den Hauptzollämtern über 
alle Nebenzollämter 1. Claſſe, und ausnahmsweiſe nach 
Maßgabe eines örtlichen Bedürfniſſes auch über Ne— 
benzollämter 2. Claſſe geſtattet. 
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2. Bei der Einfuhr des rohen Garns iſt dem 
Gränz⸗Zollamte anzumelden oder in der Waaren-Erklä⸗ 
rung anzugeben: 

a) die Gattung und Menge des Garns; 


b) die Beſtimmung desſelben mit Ort und Namen 
des Bleichers oder der Bleichanſtalt — oder bei 
der Einfuhr zum Verweben in Oeſterreich mit 
Wohnort und Namen der Perſon im Gränzbe⸗ 
zirke, an welche das Garn zum Behufe des Ver⸗ 
webens gelangen ſoll, und 

c) die Zeit, welche bis zur Wiederausfuhr des ge⸗ 
bleichten Garns oder der rohen Leinwand in An⸗ 
ſpruch genommen wird. 


Zu a). Iſt die Bezeichnung der Gattung auch auf 
den Feinheitsgrad des Garns durch Angabe der Fein⸗ 
nummer dergeſtalt auszudehnen, daß bei einer Garn⸗ 
Einfuhr von verſchiedenen Feinnummern nur die col- 
lective Anmeldung derſelben mit Angabe der einge⸗ 
führten niederſten und höchſten Feinnummer bis zu der 
die Nummer ſiebzig nicht erreichenden Feinheitsgränze 
und auch hinſichtlich der höhern Feinnummern in ſo⸗ 
ferne Statt finden darf, als die Feinheitsgrade um 
nicht mehr als 20 Feinnummern von einander abſtehen. 

Ferner iſt jede vereinzelt anzumeldende Garnmenge 
nach der Anzahl Gebünde und Strähne und mit dem 
Nettogewichte anzugeben. 

Von Handgeſpinnſten, die im Verkehre nicht nach 
Feinnummern claſſifieirt vorkommen, genügt es, die 
Qualität nach den Unterabtheilungen „grobes, mittel⸗ 
feines und feines Handgeſpinnſt“ zu erklären, wobei 
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nennt nennen 


von dem unter einer ſolchen Qualitätsbezeichnung eine 
geführten Garn die Anzahl Gebünde und Strähne 
ſammt dem Nettogewichte, gemäß der üblichen Sor— 
tirung und Verpackung ſchockweiſe geſondert, und wenn 
nur einzelne Gebünde und Strähne eines Schocks ein— 
geführt werden, mit der Angabe der im Schocke ent⸗ 
haltenen Geſammtzahl Gebünde und Strähne anzu⸗ 
melden iſt. 

3. Der Eingangszoll von dem eingeführten Garn 
iſt bis zum Nachweiſe der Wiederausfuhr in der feſt⸗ 
geſetzten Art und Zeitfriſt gemäß den darüber be⸗ 
ſtehenden allgemeinen Zollvorſchriften ſicherzuſtellen, 
wenn die Bedingungen nicht eintreten, unter denen 
dieſe Sicherſtellung vorſchriftmäßig erlaſſen werden 
kann. 

4. Die Friſt zur Wiederausfuhr des Garns in 
der angemeldeten Art (entweder gebleicht oder in rohe 
Leinwand verwebt) ſoll mit Rückſicht auf die in An⸗ 
ſpruch genommene Zeit feſtgeſetzt werden, jedoch den 
Zeitraum von 6 Monaten nicht überſchreiten. 

Würden in einzelnen Fällen beſondere, näher 
nachzuweiſende Umſtände eine Verlängerung der ur⸗ 
ſprünglichen Friſt erforderlich machen, ſo darf ſolche 
unmittelbar von dem Zollamte, über welches der Ein- 
gang Statt fand, nach Maßgabe des Erforderniſſes 
nur in dem Falle zugeſtanden werden, wenn die Ge⸗ 
ſammtfriſt nicht mehr als ein Jahr beträgt. 

5. Sollte das in Oeſterreich über die ad II. be⸗ 
zeichnete Gränzſtrecke eingeführte rohe Garn eine ver⸗ 
änderte Beſtimmung in der Art erhalten, daß entwe— 
der das zum Bleichen angemeldete Garn zum Verwe⸗ 

Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 12 


Vom 20. (178) December. 


den, oder umgekehrt das zum Verweben angemeldete 
Garn zum Bleichen beſtimmt würde, ſo muß davon 
dem Eintritts⸗Zollamte unter Vorlegung der von dem⸗ 
ſelben bei der Einfuhr empfangenen Bollete behufs 
der Berichtigung der letztern oder der Ausfertigung 
einer neuen Bollete (binnen drei Tagen) die Anzeige 
gemacht werden, widrigenfalls das Zollamt bei Ver⸗ 
ſpätung derſelben, wofern nicht jeder Verdacht eines 
unlauteren Vorganges entfällt, berechtigt iſt, die an⸗ 
geſprochene Abänderung der urſprünglichen Bollete zu 
verweigern. 

6. Der Wiederausgang des Garns im gebleichten 
Zuſtande oder in roher Leinwand muß innerhalb der 
dazu feſtgeſetzten Friſt über das nämliche Zollamt erfol⸗ 
gen, über welches die Einfuhr des rohen Garns 
Statt gefunden hat, und iſt unter Vorlegung der da⸗ 
mals empfangenen Einfuhrbedeckung (Bollete oder ämt⸗ 
liche Bezettelung), dann bei Ausfuhr von roher Lein⸗ 
wand unter Beibringung eines Ausweiſes von der in 
der Garn-Einfuhrbollete für das Webegeſchäft benann⸗ 
ten Perſon über Längen- und Breitenmaß und Gewicht 
der fraglichen Leinwand, und das nach Gattung, Fein⸗ 
heitsſorte und Gewicht hiezu verarbeitete Garn dem⸗ 
ſelben anzumelden. Von geſchlichteter roher Leinwand 
iſt auch das Gewicht der Schlichte anzugeben. 

7. Das Zollamt hat die genaue Beſichtigung und 
Vergleichung der zur Wiederausfuhr geſtellten Waare 
mit der gemachten Anmeldung oder Ausgangs-Erklä⸗ 
rung (Punct 6) vorzunehmen, und nur nach Maßgabe 
der erforderlichen Uebereinſtimmung die Waare als Ge⸗ 
genſtand der Wiederausfuhr zu beamthandeln. 
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Da das rohe Garn auf der Bleiche einen nicht 
unbeträchtlichen, nach feiner Beſchaffenheit verſchieden— 
artigen Gewichtsabfall erleidet, jo wird es dem Zoll— 
amte obliegen, dieß ſorgfältig zu berückſichtigen und 
den auf dieſen Umſtand glaubwürdig baſirten Gewichts— 
unterſchied nicht zu beanſtänden. 

Bei der Ausfuhr von geſchlichteter roher Lein— 
wand iſt dem Gewichte des eingeführten rohen Garns 
das Gewicht der Schlichte hinzuzurechnen. Dieſe Ein- 
rechnung darf nie weniger als drei Procente von dem 
Gewichte des Garns betragen, weßhalb das Zollamt 
jedes niederer angegebene Gewicht für die Schlichte 
auf dieſen Procentſatz zu erhöhen hat. 

8. Erfolgt die Wiederausfuhr des Garns entwe⸗ 
der gebleicht oder in Geſtalt roher Leinwand, nicht 
mit einem Male, ſondern zu verſchiedenen Zeiten in 
getheilten Transporten, ſo vollzieht das Zollamt die 
Theilabfertigung mit jedesmaliger genauer Richtigſtel⸗ 
lung der als noch nicht ausgetreten in Vormerkung 
bleibenden Garnmenge, womit auch die dem Expor— 
tanten auszuhändigende noch erforderliche Amtsurkunde 
(Bollete oder ämtliche Bezettelung) übereinſtimmen muß. 

9. Sollte die Wiederausfuhr des eingeführten 
Garns beim Ablaufe der dazu beſtimmten Friſt (Punct 2, 
lit. e und 4) nicht geſchehen ſeyn oder bei der ſchließ— 
lichen Ausgangsabfertigung (Punct 6, 7 und 8) ſich 
ein Mindergewicht an Garn in gebleichtem Zuſtande 
oder in roher Leinwand im Vergleiche zu der einge— 
führten Garnmenge herausſtellen, ſo wird von dem als 
ausgeführt nicht nachgewieſenen Garne der Eingangs— 

12 * 
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— 


zoll nach dem zur Zeit der Einfuhr giltigen Tarifſatze 
erhoben. 

10. Bei allfälligem Vorkommen von Gefälls⸗Ueber⸗ 
tretungen und Gefälls⸗Verkürzungen bleibt die Anwen⸗ 
dung der beſtehenden Strafgeſetze durch die gegenwär⸗ 
tigen Beſtimmungen unberührt. 

11. Die vorſtehenden Beſtimmungen haben in den 
kaiſerl. öſterreichiſchen und königl. preußiſchen Staaten, 
in ſoferne ſie nicht bereits in Wirkſamkeit ſind, mit 
1. Januar 1848 in Wirkſamkeit zu treten, von wel⸗ 
chem Zeitpuncte an die Dauer derſelben bis Ende 
December 1853 beiderſeitig bindend, und dann von 
dem Eintritte der beiden Regierungen vorbehaltenen 
Aufkündigung des Uebereinkommens abhängig iſt. 


115. 


Beſtimmung des Poſtrittgeldes für den 1. Se⸗ 
meſter 1848. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer findet das Poſt⸗ 
rittgeld bei Aerarial- und Privatritten für den 1. So⸗ 
lar⸗Semeſter 1848 in den Provinzen Nieder-Oeſterreich, 
Böhmen, Mähren und Schleſien, Steiermark und Kü⸗ 
ſtenland unverändert im dermaligen Ausmaße zu belaj- 
ſen, dagegen in Tirol und Vorarlberg von 1 fl. 6 kr. 
auf einen Gulden 8 kr. Conv. Münze; in Ober⸗ 
Oeſterreich, dann in Kärnthen und Krain von 1 fl. 4 kr. 
auf einen Gulden 6 kr. Conv. Münze, dann im 
Wadowicer, Bochnianer, Sandecer, Jasloer, Tar— 
nower, Rzezower und Sanoker Kreiſe Galiziens, jo- 
wie in dem Krakauer Gebiete von 1 fl. auf einen 
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— 


Gulden 4 kr. Conv. Münze für ein Pferd und eine 
einfache Poſt zu erhöhen. 

Die Gebühr für einen gedeckten Stationswagen 
wird hienach für den gedachten Zeitraum in den ver- 
ſchiedenen Provinzen mit der Hälfte des daſelbſt beſte— 
henden Rittgeldes abzunehmen ſeyn, das Poſtillons— 
Trinkgeld, ſowie das Schmiergeld, hingegen bei dem 
bisherigen Ausmaße belaſſen, und treten die erhöhten 
Gebühren mit 15. Januar 1848 in Wirkſamkeit. 


Hofkammer⸗Deeret vom 21. December 1847, an ſämmtliche Läns 
derſtellen. 


116. 


Jede Verletzung der telegraphiſchen Leitung 
oder der telegraphiſchen Apparate wird als 
verboten und ſtrafbar erklärt. 


Zufolge Allerhöchſten Befehles wird längs der 
Eiſenbahnen ein Staats⸗Telegraph mit elektriſcher Lei— 
tung hergeſtellt. 

Sowohl aus dem Geſichtspuncte, daß der Tele— 
graph in jedem Augenblicke zur Beförderung der wich— 
tigſten Correſpondenzen in öffentlichen Angelegenheiten 
zu verwenden ſeyn wird, als auch aus Rückſicht, daß 
derſelbe bei dem Betriebe der Eiſenbahnen als die 
wichtigſte Signal⸗Vorrichtung für die Regelmäßigkeit 
und Sicherheit des Betriebes von dem weſentlichſten 
Einfluſſe iſt, wird es nothwendig, daß die elektriſche 
Leituug vor jeder frevelhaften Beſchädigung ſicherge— 
ſtellt bleibe. | 
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Aus dem Anlaſſe, daß an der ſchon beſtehen⸗ 
den elektriſchen Leitung bereits zu wiederholten Malen 
muthwillige Beſchädigungen verübt, und bedeutende 
Stücke von dem Leitungsdrahte entwendet worden ſind, 
das Publikum aber vielleicht die Folgen ſolcher Hand⸗ 
lungen bisher nicht gehörig berückſichtiget hat, findet 
ſich die k. k. vereinigte Hofkanzlei über Anregung des 
k. k. Hofkammer-Präſidiums zu dem Beſchluſſe veran⸗ 
laßt, daß jede Verletzung der telegraphiſchen Leitung 
oder der telegraphiſchen Apparate zu den im Eiſenbahn⸗ 
Polizeigeſetze (§. 20 ) verbotenen Handlungen gezählt, 
und als ſolche verpönt werde. 


Hofkanzlei-Decret vom 23. December 1847, an ſämmtliche Län⸗ 
derſtellen. 


— — ͤ ſGnFüw . — 


*) Siehe Nr. 28 in dieſem Bande. 
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Alphabetiſches Regiſter 


über die 


in dieſem fünf und ſiebzigſten Bande enthal⸗ 
tenen Verordnungen. 


Nach der Seitenzahl. 


A. 


or ahrtsgeld- Aufhebung in dem Verkehre zwiſchen 
den öſterreichiſchen und ungariſchen Provinzen. 156. 

Aether (Naphten). Vorſichten zur Hintanhaltung von 
Mißbräuchen durch Betäubung mit Schwefeläther und 
anderen Aethergattungen. 143. 

Agenten (Privat⸗Geſchäftsführer) im Gebiete der 
Landwirthſchaft, des Handels, der techniſchen Induſtrie, 
der Comptabilität, der theatraliſchen und muſi 
Unternehmungen; deren Geſtattung. 24. | 

Anhalt⸗Bernburg'ſche Regierung; Vermögens- Frei⸗ 

zjügigkeits⸗ Vertrag. 26. 

Anlehen. Proviſoriſche Beſtimmungen über Privat- 
Anlehen mit Partial- (Theil-) Obligationen. 159. 


B. 


Beamte, l. f. Behandlung, welche proviſoriſch oder zeit⸗ 
lich zum Dienſte bei den Staats⸗Eiſenbahnen berufen 
werden. 66. 
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Beamte müſſen bei dem Anſuchen um Ausfertigung von 
Reiſepäſſen in das Ausland die Urlaubsbewilligung ihrer 
vorgeſetzten Behörde beibringen. 127. 

— Behandlung der ſich bei Lieferungsvertraͤgen der Be⸗ 
ſtechung öffentlicher Beamten ſchuldig machenden Indi⸗ 
viduen. 157. | 

Berg-Arbeiter. Benehmen bei ämtlichen Vorladungen 
der Berg⸗Arbeiter in politiſchen Angelegenheiten. 124. 

Berggerichte. Beſtimmung hinſichtlich der erſten Erhe- 
bung des Thatbeſtandes der bei dem Bergwerksbetriebe 
vorkommenden Unglücksfälle. 112. 

Bundesſtaaten, deutſche; Ertheilung der Prädicate 
„Durchlaucht“ und „Erlaucht“ an die Häupter der me⸗ 
diatiſirten vormals reichsſtändiſch-fürſtlichen und gräf⸗ 
lichen Familien. 30. 


C. 


Caſſe⸗Officiere; künftige Benennung „Caſſe-Offi⸗ 
ciale.“ 33. 

Caſſen. Beſtimmung über die Ablegung einer beſonderen 
Prüfung zur Verwendung und Anſtellung bei den Ge⸗ 
fällen⸗Sammlungs⸗ oder Bezirf3-Caffen. 130. 

Concurs- Prüfungen, ſiehe Prüfungen. 

Con eur ſe. Beſtimmungen über das Verfahren gegen die 
in Concurs verfallenen Schuldner. 81. 

— Zur Giltigkeit der Verſteigerung eines unbeweglichen 
Gutes im Wege des Coneurſes iſt die Verſtändigung 
der Hypothekar⸗ Gläubiger von dem erſten Feilbietungs⸗ 
Termine hinreichend. 109. 

— Beiſchaffung des Stämpels von Seite des Maſſe⸗ 
Vertreters zu den Claſſifications-Urtheilen und den Aus⸗ 
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zügen aus denſelben, wenn in der Maſſe ein disponibler 
Fond hiezu mangelt. 158. 


=, 


Dienſt⸗Tax⸗Raten, nicht fällig gewordene; Benehmen 
hinſichtlich der Abſchreibung derſelben. 69. 

Diurnen, ſiehe Taggelder. 

Dörrſtuben. Erbauung in der Nähe von Aerarial— 
Straßen oder Eiſenbahnen; dießfällige Beſtimmun⸗ 
gen. 118. 

Druckwalzen⸗⸗Ueberzüge, ſchafwollene; Zollbehand⸗ 
lung. 109. 


E. 


Eiſenbahn. Benützung bei ämtlichen Reiſen; Beſtim⸗ 
mungen über die Aufrechnung der Reiſekoſten. 115. 

Eiſenbahn-Polizei⸗Gefetz. 41. 

Eiſenbahnen. Behandlung der proviſoriſch oder zeitlich 
zum Dienſte bei den Staats⸗Eiſenbahnen berufenen l. f. 
Beamten. 66. 

— Beſtrafung des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthä⸗ 
tigkeit durch boshafte Beſchädigung an Eiſenbahnen. 97. 

— Beſtimmungen über die Erbauung von Pulver-Maga⸗ 
zinen, Dörrſtuben und anderen ähnlichen Gebäuden in 
der Nähe der Straßen- und Eiſenbahnen. 118. 

— Verbot und Beſtrafung aller frevelhaften Beſchädigungen 
an den dort hergeſtellten Staats-Telegraphen. 181. 
Eiſenoxydhydrat. Aufnahme in die öſterreichiſche Phar- 

macopoea. 88. 
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Erbſchaften. Beſtimmung über das dem Notherben ge— 
bührende Recht, bezüglich ſeines Antheiles an dem Ge- 
winne und Verluſte und an den Früchten der Erb⸗ 
ſchaft Rechnung zu fordern. 76. 

Execution. Zur Giltigkeit der Verſteigerung eines un⸗ 
beweglichen Gutes im Wege der Execution iſt die Ver⸗ 
ſtändigung der Hypothekar-Gläubiger von dem erſten 
Feilbietungs-Termine hinreichend. 109. 

Explodirende Stoffe. Verbot der Erzeugung, des Ver⸗ 
kaufes und des Gebrauches derſelben. 81. 


F. 


Fahrpoſt-Ordnung, ſiehe Poſt. 

Findlinge. Beſtimmungen über die Vergütung der Ber- 
pflegsgebühren aus dem den Findlingen zugefallenen | 
Vermögen. 75. 

Forſtlehranſtalt zu Maria Brunn. Die im Forft- 
dienſte angeſtellten Individuen können ſich allda einer 
Privat⸗Prüfung unterziehen. 131. 

— Verzeichniß der in dieſer Anſtalt vorgetragenen Lehr⸗ 
gegenſtände. 160. 

Frankreich. Uebereinkommen wegen gegenſeitiger unent⸗ 
geltlicher Verpflegung der Kranken in den Kranken- und 
Irren⸗Anſtalten. 111. 

Freizügigkeits-Vertrag mit der herzoglich Anhalt— 
Bernburg'ſchen Regierung. 26. 

— mit den Fürſtenthümern Hohenzollern-Sigmaringen und 
Hohenzollern⸗ Hechingen. 119. 

Futterkräuter, in die Brache gebaute, 1 Be⸗ 
freiung. 33. 
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G. 


Garnſendungen der Fabrikanten an Lohnweber. Be⸗ 
ſtimmung über die Stellung derſelben an die Controll⸗ 
Aemter im innern Zollgebiete. 128. 

Gefälls-Practikanten. Bewilligung zur Nachtragung 
der juridiſchen Studien. 28. 

Gefälls⸗-Sammlungs⸗- oder Bezirks-Caſſen. Beſtim⸗ 
mung über die Ablegung einer beſonderen Prüfung zur 
Verwendung oder Anſtellung bei denſelben. 130. 

Geiſtlichkeit. Taxbehandlung bei Erlangung beſſer do— 
tirter Pfründen. 106. 

Gemeinde-Gefälle und Nutzungen; dießfällige Pach⸗ 
tungs⸗Acte können über Einſchreiten der Gemeinde auch 
außer dem Licitationswege genehmiget werden. 26. 

Gemeinde-Vermögens-Verwaltungen. Anwen⸗ 
dung des Stämpel⸗ und Tax⸗-Geſetzes. 135. 

Gerichtsordnung. Verfahren bei Klagen, welche gegen 

mehrere Beklagte gerichtet ſind. 105. 

Geſchäfts führer (Privat-); Geſtattung im Gebiete der 
Landwirthſchaft, des Handels, der techniſchen Induſtrie, 
der Comptabilität, der theatraliſchen und muſikaliſchen 
Unternehmungen. 24. 

Geſetze und Verordnungen ſollen ohne Verzug und ſo 
ſchnell als möglich kundgemacht werden. 121. 

Gnadengaben, ſiehe Penſionen. 

Gränzverkehr, freier, mit landwirthſchaftlichen Pro— 
ducten an der ſiebenbürgiſchen Gränze. 101. 

Gränzverkehrs-Erleichterungen; dießfälliges Ueberein— 
kommen zwiſchen Oeſterreich und Preußen. 163. 
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Grundbücher. Die zur Pfründen-Dotation gehörigen 
Gründe ſind auf den Namen der Pfarre oder des Be— 
neficiums an die Gewähr zu bringen. 12. 

Grundobrigkeitliche Rechte. Civilgerichtliche Compe— 
tenz bei Streitigkeiten zwiſchen Grundholden und ihren 
Gutsherren; auch wenn die Perſon des Gutsbeſitzers der 
Militär⸗Jurisdiction unterſteht. 153. 

Gründe einer Pfründen-Dotation ſind auf den Namen 
der Pfarre oder des Beneficiums an die Gewähr zu 
bringen. 12. 

Gymnaſien. Verbot des Gebrauches der Hilfsbücher und 
des Verkaufes der Lehrbücher um hoͤhere Preiſe. 39. 


H. 
Hilfs bücher. Der Gebrauch derſelben wird an den Gym⸗ 
naſien und Schulen verboten. 39. 
Hohenzollern-Sigmaringen und 
— Hechingen. Vermögens-Freizügigkeits⸗Vertrag mit 
Oeſterreich. 119. 
Honig. Zollveränderung für die Ein- und Ausfuhr. 
138. 150. 
J. 


Invaliden (Patental⸗). Erſtattung der Anzeigen über 
die in Civildienſte untergebrachten. 140. | 

Joanneum zu Gratz. Die Studienzeugniſſe haben gleiche 
Giltigkeit mit jenen von Staatsanſtalten ausgeſtell⸗ 
ten. 148. 

Zohanniter- Orden. Mit der Bewilligung zur Auf⸗ 
nahme in dieſen Orden iſt auch das Tragen der Or⸗ 
dens⸗ Uniform verbunden. 16. 
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Irrenhaus-Verpflegsgebühren. Wechſelſeitige Verzichtlei⸗ 
ſtung für behandelte unbemittelte Irren von Seite 
Frankreichs und Oeſterreichs. 111. 

Israeliten-Gemeinde in Trieſt; deren Begünſtigung in 
Bezug auf den Iſtrianer Kreis. 133. 

Juchtenleder. Zollveränderung für die Ein- und Aus- 
fuhr. 138. 

Juridiſche Facultät der Wiener Hochſchule. Die Pen— 
ſionen der Witwen ⸗Societät find bei Bemeſſung der 
Staats⸗Penſionen für Witwen und Waiſen nicht in Ab- 
rechnung zu bringen. 77. 


K. 


Kaſſen, ſiehe Caſſen. 

Kirchenbauten. Die Steinmetz- Arbeiten ſammt Ma⸗ 
terialien ſind von den Patronen zu beſtreiten. 124. 
Kirchenvermögens- Verwaltungen; Stämpelgebrauch 

bei denſelben. 72. 

Kirchenvermögen. Erweiterung des Wirkungskreiſes 
der Kreisämter und der Kirchenvorſteher bei Ausgaben 
von Beträgen aus dem currenten Vermögen der l. f., 
politiſchen Fonds- und Gemeinde-Patronats-Kirchen. 113. 

Klagen, welche gegen mehrere Beklagte gerichtet ſind; 
dießfälliges Verfahren. 105. 

Krankenhaus in Wien. Vorſchrift über den Erſatz der 
Verpflegskoſten für die allda an der Luſtſeuche behan⸗ 
delten Individuen. 17. 

Krankenhaus- -Verpflegsgebühren. Wechſelſeitige Verzicht⸗ 
leiſtung für behandelte unbemittelte Kranke von Seite 
Frankreichs und Oeſterreichs. 111. 
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Kürſchner-Waaren. Zoll⸗Ermäßigung im Zwiſchen⸗ 
verkehr mit Ungarn und Siebenbürgen. 150. 

Kundmachungen öffentlicher und beſonders geſetzlicher 
Anordnungen ſollen ohne Verzug und fo ſchnell als mög- 
lich erfolgen. 121. 

Kupferzündhütchen. Verbot des Transportes mittelſt 
der Fahrpoſt. 91. 
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Lehrbücher. Verbot des Verkaufes derſelben um höhere 
Preiſe. 39. 

Licitationen, ſiehe Verſteigerungen. 

Lieferanten. Behandlung, die ſich der Beſtechung öffent⸗ 
licher Beamten ſchuldig machen. 157. 

Lotto⸗Collectur. Beſtimmungen über den Fortbezug 
der Penſionen bei der Betheilung mit einer Lotto- Col⸗ 
lectur. 155. 

Luſtſeuche. Vorſchrift über den Erſatz der Verpflegsge⸗ 
gebühren für die in dem Wiener Krankenhauſe an der 
Luſtſeuche behandelten Individuen. 17. 


M. 


Marktpreis⸗Tabellen, an die vereinigte Hofkanzlei ein⸗ 
geſendete, Portobefreiung. 74. 

— für die Militär- Verpflegs⸗Branchen einzuſendende; 
Poſtportobefreiung. 132. 

Militär. Benehmen bei Abſtellung eines in politiſcher 
Beziehung verdächtigen Individuums an das Militär. 37. 

— Individuen, in Civil-Dienſten angeſtellte; Tax⸗ 
Behandlung. 104. 
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Militär⸗Invaliden (Patental⸗); Erſtattung der An⸗ 
zeigen über die in Civil⸗Dienſte untergebrachten. 140. 
— Beſtimmungen über die Bezüge von Gnadengaben 

durch die in der k. k. Armee dienenden Staatsdieners⸗ 

Waiſen während ihrer Beurlaubung. 146. 
Mineral⸗Wäſſer, künſtliche; Aufhebung des Verbotes 
der Erzeugung derſelben. 154. 


N. 
Naphten, ſiehe Aether. 
Niederlags-Gebühren für die einer Gefällsamtshand⸗ 
lung unterworfenen Waaren. 141. 


O. 
Obligationen, ſiehe Staatspapiere. 


P. 

Pachtungs-Acte von Gemeinde-Gefällen und Nutzungen 
können über Einſchreiten der Gemeinde auch außer dem 
Licitationswege genehmiget werden. 26. 

Paß⸗Vorſchriften; genaue Handhabung derſelben auf 
Reiſen und insbeſondere auf Reifen mittelſt der Dampf⸗ 
boote und Eiſenbahnen. 107. 

Päſſe. Ausfertigung für Adelige in das Ausland. 27. 

Penſionen der Witwen Societät der juridiſchen Facultät 
der Wiener⸗Hochſchule ſind bei Bemeſſung der aus dem 
Staatsſchatze oder aus politiſchen Fonden zu bezahlenden 
Penſionen der Witwen und Waiſen nicht in Abrechnung 
zu bringen. 77. 

— Beſtimmungen über die Bezüge von Gnadengaben 
durch die in der k. k. Armee dienenden Staatsdieners⸗ 
Waiſen während ihrer Beurlaubung. 146. 
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Penſionen. Beſtimmungen über den Fortbezug derſelben 
von dem mit einer Lotto⸗Colleetur betheilten Penſio⸗ 
niſten. 155. 

Penſioniſten, Proviſioniſten und mit Gnadengaben be- 
theilte Individuen; Behandlung hinſichtlich der Reiſen 
in das Ausland. 38. 

Pfarr⸗Bauten. Die Steinmetz- Arbeiten ſammt Mate⸗ 
rialien ſind von den Patronen zu beſtreiten. 124. 

Pfründen⸗ Dotation; die dazu gehörigen Gründe 
ſind auf den Namen der Pfarre oder des Beneficiums 
an die Gewähr zu bringen. 12. 

Pharmacopoea, öſterreichiſche; Aufnahme des Eiſenoxyd— 
hydrats in dieſelbe. 88. 

Polizei-Geſetz für Eiſenbahnen. 41. 

— uebertretungen gegen die Sicherheit der Ehre 
ſind zur Behandlung an die Wiener Polizei-Be⸗ 
hörden überwieſen. 79. 

Poſt. Beſtimmungen über die Aufrechnungen der Extrapoſt⸗ 
Gebühren bei den Dienſtreiſen der Beamten außer den 
Poſtſtraßen. 22. 

— Rittgebühren für den erſten Solar-Semeſter 1847. 32. 

— Porto- Befreiung der an die vereinigte Hofkanzlei 
einzuſendenden Marktpreis-Tabellen. 74. 

— Borto- Ermäßigung für die zur Fahrpoſt aufgege⸗ 
benen Druckſachen. 74. 

— Verbot des Transportes der Kupferzündhütchen mittelſt 
der Fahrpoſt. 91. 

— Rittgebühren. Beſtimmung für den zweiten Solar⸗ 
Semeſter 1847. 114. 

— Zollämtliche Behandlung der mit der k. k. Poſtanſtalt 
verſendeten mit Geld beſchwerten Briefe und Packete. 125. 
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Poſt⸗Porto⸗ Befreiung der für die Militär- Verpflegs⸗ 
Branchen einzuſendenden Marktpreis-Tabellen. 132. 

— Rittgeld. Beſtimmung für den erſten Semeſter 
1848. 180. | 

Practikanten der Gefälls⸗Aemter; Bewilligung zur 

Nachtragung der juridiſchen Studien. 28. b 

Preußen. Uebereinkunft mit Oeſterreich wegen gegenſeiti⸗ 
ger Erleichterungen im Verkehre an den beiderſeitigen 
Landesgränzen. 163. | 

Priv at⸗Geſchäftsführer. Geſtattung im Gebiete der 
Landwirthſchaft, des Handels, der techniſchen Induſtrie, 
der Comptabilität, der theatraliſchen und muſikaliſchen 
Unternehmungen. 24. 

Proviſionen, ſiehe Penſionen. 

Proviſioniſten. Beſtimmungen über die Verleihung von 
Diurnen an dieſelben. 116. 

Prüfungen. Verfahren bei den Concurs-Prüfungen für 
die techniſchen Lehrerſtellen an den Hauptſchulen. 4. 

— Beſtimmung über die Ablegung einer beſonderen Prü⸗ 
fung zur Verwendung und definitiven Anſtellung bei den 
Geſällen⸗Sammlungs⸗ oder Bezirks⸗Caſſen. 130. 

— Den im Forſtdienſte angeſtellten Individuen iſt geſtattet, 
an der k. k. Forſtlehranſtalt zu Maria Brunn ſich einer 
Privat⸗Prüfung zu unterziehen. 131. 

Pulver⸗Magazine⸗ Erbauung in der Nähe von Aerarial⸗ 
Straßen oder Eiſenbahnen; dießfällige Beſtimmun⸗ 
gen. 118. 


Q. 
Quittungen, mit Bevollmächtigungs-Clauſeln verſe⸗ 


ſehene; Stämpel-Behandlung. 137. 
Pol. Geſetzſ. LXXV. Thl. 13 
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R. 


Reiſekoſten⸗ Vergütung für ämtliche Commiſſionen im 
Falle der Benützung der Eiſenbahnen. 115. 

Reiſe⸗Päſſe in das Ausland für Adelige. 27. 

— für Beamte in das Ausland dürfen nur gegen Bei⸗ 
bringung der Urlaubsbewilligung der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde ausgefertiget werden. 127. 

Riemer⸗Arbeiten; Zollermäßigung im Zwiſchenverkehre 
mit Ungarn und Siebenbürgen. 150. 


S. 


Sattler- Arbeiten; Zollermäßigung im Zwiſchenverkehre 
mit Ungarn und Siebenbürgen. 150. 

Schul und Studien- Sachen. Verfahren bei den 
Concurs⸗Prüfungen für die techniſchen Lehrerſtellen an 
den Hauptſchulen. 4. 

— Den Practikanten der Gefällsämter geſtattete Nach⸗ 
tragung der juridiſchen Studien. 28. 

— Verbot des Gebrauches der Hilfsbücher in den Gym⸗ 
naſien und Schulen, und des Verkaufes der Lehrbücher 
um höhere Preiſe. 39. 

— Gleiche Giltigkeit der Studien⸗Zeugniſſe des ſtändiſchen 
Joanneums zu Gratz mit jenen von Staatsanſtalten 
ausgeſtellten. 148. 

— Verzeichniß der Lehrgegenſtände, welche in den drei 
Jahrgängen der k. k. Forſtlehranſtalt zu Maria Brunn 
vorgetragen werden. 160. 

Schuldner. Beſtimmungen über das Verfahren gegen 
die in Concurs verfallenen Schuldner. 81. 
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Schutzverein für entlaffene Sträflinge ; Beſtimmungen 
über die Ertheilung der Auskünfte der Griminal- und 
Polizei⸗Behörden an denſelben. 87. 

Schwefel- Aether (Naphten). Vorſichten zur Hintan⸗ 
haltung von Mißbräuchen durch Betäubung. 143. 

Siebenbürgen. Freier Gränzverkehr mit landwirthſchaft⸗ 
lichen Producten an der ſiebenbürgiſchen Gränze. 101. 

Sparcaſſen. Stämpelbehandlung der dort vorkommen⸗ 
den Darlehensſchriften. 116. 

Spielkarten, unplanirte; Stämpelbehandlung. 99. 

Staatspapiere. Behandlung der am 2. Januar 1847 
in der Serie 6 verloſten Banco⸗ Obligationen. 1. 

— Behandlung der am 1. März 1847 in der Serie 207 
verloſten Hofkammer⸗ Obligationen. 34. 

— Behandlung der am 1. Mai 1847 in der Serie 215 
verloſten Hofkammer⸗Obligationen. 94. 

— Behandlung der am 1. Junius 1847 in der Serie 309 
verloſten Obligationen der älteren Staatsſchuld zu 
4 Percent. 103. 

— Behandlung der am 2. Auguſt 1847 in der Serie 330 
verloſten Obligationen von dem durch die Vermittlung 
des Hauſes Goll aufgenommenen Anlehen. 122. 

— Bare Auszahlung der am 2. November 1847 in der 
Serie 79 verloften Banco⸗Obligationen zu 5 Percent. 148. 

Stämpel- Behandlung der bei dem Aerarial-Straßenbaue 
in Galizien vorkommenden Beſcheinigungen. 12. 

— Behandlung der Empfangſcheine über rückgeſtellte Ur- 
kunden und der Quittungen über zurückgeſtellte Cau⸗ 
tionen. 14. 

— Behandlung des Bogens der Eingabe, welcher dem 
erſten Geſuchsbogen angefügt iſt (Mantelbogen). 21. 

„ 1 
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Stämpel-Behandlung der bei Gericht mit Zeugen über 
mündliche letztwillige Anordnungen dritter Perſonen auf⸗ 
genommenen Protokolle. 23. 

— Behandlung der Bücher der Bierbräuer und Schän⸗ 
ker. 25. 

— Behandlung der gerichtlichen und der Lieitations⸗-Pro⸗ 
tokolle in und außer Streitſachen. 65. 

— Behandlung der Amts- Correſpondenz hinſichtlich der 
Einhebung der Taxen und der Taxnoten⸗Zuſendung. 70. 

— Behandlung der Schriften in Streitigkeiten zwiſchen 
Obrigkeiten und Unterthanen. 71. 

— Gebrauch bei den Kirchenvermögens-Verwaltungen. 72. 

— Verbot der Cumulirung der Stämpel mehrerer Bögen 
auf Einem und der Compenſation der höher geſtämpelten 
Bögen mit den gar nicht oder zu niedrig geſtämpelten. 73. 

— Befreiung der Dominien bei der Correſpondenz wegen 
Taxen⸗Einbringung. 79. ® 

— Befreiung der Schriften über UntrtGansftzeitigeie 
ten. 80. 

— Behandlung unplanirter Spielkarten. 99. | 

— Behandlung der Wanderbücher für Sanbmertsgefeen 
und Arbeiter. 100. 

— Behandlung der im Auslande oder im ſtämpelfreien 
Inlande ausgeſtellten Wechſel bei der ane des Pro⸗ 
teſtes. 102. 

— Behandlung der bei den Sparcaſſen want abe 
Darlehensſchriften. 116. 

— Behandlung der Verhandlungen aber die Aegean 
alter Stiftungen. 120. 

— Behandlung folder Contracts-⸗ Abschriften, welche die 
Stelle der Original⸗Contracte vertreten. 132. 
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Stämpel- und Tax⸗Geſetz⸗Anwendung auf die Gemein 
den und ihre Vermögensverwaltung. 135. 

— Behandlung der mit Bevollmächtigungs⸗Clauſeln ver⸗ 
ſehenen Quittungen. 137. 

— Papier; auf ſelbes zu drucken oder zu lithographiren 
iſt verboten. 142. 

— Behandlung der Immatriculirungs-Scheine des poli⸗ 
techniſchen Inſtitutes. 147. 
— Behandlung der gerichtlichen Schriften bei Eintreibung 
der Aetiv-Forderungen einer Concurs-Maſſe. 153. 
— Beiſchaffung von Seite des Concurs-Maſſe⸗Vertreters 
zu den Claſſifications-Urtheilen und den Auszügen aus 

denſelben, wenn in der Maſſe ein disponibler Fond hiezu 
mangelt. 158. 

Stoffe, explodirende; Verbot der Erzeugung, des Ver⸗ 
kaufes und des Gebrauches derſelben. 81. 

Straßen. Beſtimmungen hinſichtlich der Erbauung von 
Pulver⸗Magazinen in der Nähe von Aerarial⸗Straßen. 118. 

Sträflinge. Beſtimmungen über die Ertheilung der Aus⸗ 
künfte der Criminal⸗ und Polizei⸗Behörden an den 
Schutzverein für entlaſſene Sträflinge. 87. 

Strichmaß, böhmiſches; Verhältniß desſelben gegen den 
niederöſterreichiſchen Metzen bei der Haferfrucht. 135. 


T. 


Tabakpfeifen. Beſtimmungen hinſichtlich der Durch- 
ſuchung derſelben. 70. | 

Taggelder-Verleihung an Proviſioniſten; dießfällige Be⸗ 

ſtimmungen. 116. 

Taſchner⸗Arbeiten; Zollermäßigung im Zwiſchenverkehre 
mit Ungarn und Siebenbürgen. 150. 
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Taxen; Beſtimmungen über die Abſchreibung der nicht 
fällig gewordenen Dienſt⸗Tax⸗Raten. 69. 

Ta x-Behandlung der in Givil-Dienften angeſtellten Mi⸗ 
litär⸗Individuen. 104. 

— Behandlung der Geiſtlichkeit bei Erlangung beſſer 
dotirter Pfründen. 106. 

— und Stämpel⸗Geſetz- Anwendung auf die Gemeinden 
und ihre Vermögensverwaltung. 135. 

Telegraphen; Beſtimmungen über die Errichtung der⸗ 
ſelben. 17. 

— (Staat3-) ; Beſtrafung jeder frevelhaften Beſchädigung 
an denſelben. 181. 

Terpenthin. Zollveränderung für die Ein- und Aus⸗ 
fuhr. 138. 150. 

Trieſter iſraelitiſche Gemeinde; deren Begünſtigung in 
Bezug auf den Iſtrianer-Kreis. 133. 

Türkiſche Handelsleute; gefällsämtliche Behandlung der 
Anweisgüter derſelben. 90. 


U. 


Ungarn. Aufhebung des Abfahrtsgeldes im Verkehre mit 
den öſterreichiſchen Provinzen. 156. 

Urlaube-Ertheilung an Penſioniſten, Proviſioniſten und 
mit Gnadengaben betheilte Individuen zu vorhabenden 
Reiſen in das Ausland. 38. 

V. 

Verbrecher. Beſtimmung hinſichtlich der Ueberlieferung 
eines flüchtig Beſchuldigten. 123. 

Vermögens-Freizügigkeit zwiſchen Oeſterreich und 
den Fürſtenthümern Hohenzollern Sigmaringen und Ho— 
henzollern-Hechingen. 119. 
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Verordnungen jollen ohne Verzug und ſo ſchnell als 
möglich kundgemacht werden. 121. 

Verſteigerungen. Beſtimmung der competenten Behörde 
zur Bewilligung der Vornahme freiwilliger Verſteige⸗ 
rungen. 15. 

Verſteigerung eines unbeweglichen Gutes im Wege der 
Execution oder des Concurſes; zur Giltigkeit iſt die 
Verſtändigung der Hypothefar- Gläubiger von dem erſten 
Feilbietungs⸗Termine hinreichend. 109. 


W. 


Wachs, weißes oder gebleichtes und verarbeitetes; Zoll« 
Veränderung für die Aus⸗ und Einfuhr. 138. 150. 
Wanderbücher für Handwerksgeſellen und Arbeiter; 

Stämpelbehandlung. 100. 

Waaren. Aemtliche Bezeichnung der in gefällsämtlichen 
Anſtand verfallenen Waare. 10. 

— Gefällsämtliche Behandlung der Anweisgüter der tür⸗ 
kiſchen Handelsleute. 90. 

— Beſtimmungen über die Ausſtellung von Erſatzboll eten 
oder Verſendungskarten. 91. 

— Beſtimmungen über die Behandlung der im inneren 
Zollgebiete controllpflichtigen Waare, wenn ſie in einer 
von der Controlle ausgenommenen Menge zum Ge⸗ 
werbsbetriebe verſendet werden. 128. 

— Beſtimmung über die Entrichtung der Niederlags-Ge⸗ 
bühren. 141. 

Wechſel. Stämpelung der im Auslande oder im ſtämpel⸗ 
freien Inlande ausgeſtellten Wechſel bei der Erhebung 
des Proteſtes. 102. 

Weinſtein, halbraffinirter; Zollbehandlung. 126. 
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Witwen⸗So cietät der juridiſchen Facultät der Wiener 
Hochſchule; die Penſionen ſind bei Bemeſſung der Staats⸗ 
Penſionen für Witwen und Waiſen nicht in Abrechnung 
zu bringen. 77. 

3. 


Zehent- Befreiung. Ausdehnung auch auf die in die 
Brache gebauten Futterkräuter. 33. 

Zink oder Spiauter. Zollveränderung für die Ein⸗ 
und Ausfuhr. 138. 150. 

Zoll- Behandlung der ſchafwollenen Druckwalzen-Ueber⸗ 
züge. 109. 

— Behandlung der mit der k. k. Poſtanſtalt verſendeten 
mit Geld beſchwerten Briefe und Packete. 125. 

— Behandlung des halbraffinirten Weinſteins. 126. 

— Beſtimmungen über die Behandlung der im inneren 
Zollgebiete controllpflichtigen Waaren, wenn ſie in einer 
von der Controlle ausgenommenen Menge zum Gewerbs⸗ 
betriebe verſendet werden. 128. 

— Beſtimmung über die Stellung der Garnſendungen an 
die Controll⸗Aemter im inneren Zollgebiete. 128. 

— Verfahren mit Gegenſtänden, die von einem Dieb⸗ 
ſtahle herrühren. 134. 

— Veränderung für die Ein- und Ausfuhr mehrerer 
Artikel, als: Juchtenleder, Honig, Terpenthin, Wachs 
und Zink oder Spiauter. 138. 

— Ermäßigung mehrerer Artikel im Zwiſchenverkehre mit 
Ungarn und Siebenbürgen. 150. 

— Uebereinkunft zwiſchen Oeſterreich und Preußen wegen 
gegenſeitigen Erleichterungen im Verkehre an den bei⸗ 
derſeitigen Landesgränzen. 163. 


1 
” 1 
eee 


* 5 
* See 


5 


Kr 0 
\ 5 


1 27 4 ? 
7 2 N 70 — 
„ 7 * 


EM, — 2 7 — 2 25 7 27 


u 9 

[2 * 
* 18 5 2 
* 1 .. 


ut + 


er „ 


5 * 


„ 
4. 


BRIGHAM YOUNG UNIVERSI 


1 vr r Sue 
lien 8 4 
r 4 
* 
Ye * a A 2 
25 : 5 N 77 


3 hr 
— * 


* 


e 


1 
ER 
1 
* 


ee e 


e ehe. 


EEE 


ICH BER AR OR RE NE SCcE SR RW 


„% T re 


KIM R 


FCC 


C 


„ 


„ 
„ 
e HTRCK 
„„ 
ME RER RE LE 
EEE 
BE RER IE EN 
EIER. 
Be RR SER BE 
ee 
WERKEN 
„55 
e 

„ 

V es aa 


e RE RE 
1 
e 
. 


; tee 
e RS 


* 


5 


* . 
K 


* „ 
„ 
N 
N 


e 
EEE 
„ 
e 
I AR AR HK 


at * 3 


Be 
un 


FR 


1 


ve 
r 2 en. 
8 er 
4 we 
1 1 


d . 


5 * 


